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I. Heutige Macht des Adels und der Gentrj. 

n. Entstehung des englischen Adels. 
DI. Entstehung der engfischen Ritterschaft. 

rV. Einfluss der ständischen Verhältnisse auf das englische Staats- 
und Volksleben. 
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Zusätze: 

Rede des Grafen Derby in Liverpool. 

I. 

1. Die fünf Stufen des englischen Adels. 

2. Die engKsche Präcedenztafel. 

3. Titulaturen. 

4. Die Esquires und Gentlemen. 

5. Die Gewalt der englischen Gentry im Staat. 

6. Die Bedeutung des Besitzes fiir die parlamentarischen Ver- 

fassungen. 
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n. 

7. Die normannische Eroberung. 

8. Die Vertheilong des englischen Bodens. 

9. Das Uebergewicht des grossen Besitzes. 

10. Die mittelalterfiche Beform des Gerichtswesens. 

11. Die Umbildnng der Heeresyerfassnng. 

12. Das Bestenenmgsrecht der Grundherren. 

13. Die Erblichkeit der Königswürde. 

14. Der Treueid und das Recht des bewaffneten Widerstandes. 

15. Die Magna Charta. 

16. Die Hochverrathsgesetzgebung. 

17. Grosse nnd kleine Barone. 

18. Königliches Emennungsrecht. 

19. Der neuere Adel seit den Tndors. 

20. Heutiger Bestand der Pairie. 

21. Heutige Bedeutung des englischen Adels. 

m. 

22. Die Entstehung der englischen Ritterschaft. 

23. Die RechtSTCrhältnisse der englischen Rittergüter. 
23a. Die Familienstifbungen (entails). 

24. Neuere Bedeutung der Ritterwürde. 

25. Das Verhältniss zwischen Stadt und Land. 

26. Verhältniss der Ritterschaft zum Bauerstand. 

IV. 

27. Die Harmonie der Stände. 

28. Die Einheit der Rechts- und Gerichtsverfassung. 

29. Die Naturwüchsigkeitsfrage. 

30. Die Entwickelung des englischen Volksdiarakters. 

31. Die Stellung der Staatsgewalt zur standischen Gliederung. 

32. Der ConstitntionaUsmus in Frankrdch. 



J^ach dem Bücktritt des Toryministeriums hat Graf 
Derby am 5. Januar 1853 zu Liverpool eine Bede *) über 
den englischen Adel gehalten, welche ich in dem Nach- 
stehenden näher ausführe uiid belege. 

L 

England ist das Land der Aristokratie — ein Land, 
in welchem Bangverlmltnisse Gegenstand gerichtlicher 
Entscheidungen, gesetzlicher Feststellungen, ein Theil 
des Staatsrechts sind. 

Die bekannten fiinf Stufen des englischen Adels 
sind: Herzöge, Marquis, Grafen, Vicomtes und einfache 
Lords oder Barone. 

Vor den Herzögen rangiren des Königs Söhne, 
Enkel, Brüder, Onkel und Neffen. Der Adel lässt fer- 
ner den Vortritt den Spitzen der gelehrten Professio- 
nen, d. h. der alten vornehmen Zweige, der Theologie 
und der Bechtswissenschaft. Die Erzbischöfe und der 
Lordkanzler rangiren vor den Herzögen, die Bischöfe 
vor den Lords. Auch der Lord-Schatzmeister, der Prä- 
sident des Staatsraths (Geheimraths) und der Geheim- 
siegelbewahrer haben den Vortritt vor den Herzögen, 
wenn sie Lords sind. 

Nach dem Herkommen haben endlich die Söhne 
des Adels einen gewissen Bang, obgleich sie nicht 
Pairs sind. 

Mit den Lords schliesst der wirkliche Adel, die 
Nobility. 
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Nach derselben folgen dann einige Klassen, welche, 
obgleich nach dem Gesetz nicht adlig , dennoch eine 
Art von niederem Adel bilden, in folgender Beihe: Der 
Sprecher des Unterhauses, die Eitter des Hosenband- 
ordens, die Staatsräthe (Geheimräthe) , der Schatzkanz- 
ler, die Vicekanzler, die Präsidenten und Bichter der 
ordentlichen Gerichtshöfe, die Baronets, die Bitter des 
Bath- und anderer Orden, Land- und See-OfBciere 
mit Obristenrang, Doctoren, geistliche Decane und 
Kansler. 

Das Ganze bildet eine zusammengesetzte Fräce- 
denztafel*), in welcher alle übrigen Honoratioren un- 
ter dem Namen Esquires und Gentlemen den Schluss 
machen. 

Verh'altnissmässig einfach sind die Titulaturen^). 

Das eigentliche Prädikat des Adels ist der Titel 
„Lord", welcher von Bechtswegen nur zusteht den 
421 Pairs und den Häuptern der 128 Familien des 
schottischen und irischen Adels, die keinen Sitz im 
Oberhaus, den Bang aber unmittelbar nach den Pairs 
gleicher Stufe haben. 

Nach dem Herkommen fähren Lordstitel die Söhne, 
zum Theil auch die Enkel der höheren Pairsklassen, 
jedoch nicht in amtlichen Urkunden. Pairssöhne nie- 
derer Klassen heissen Honourables. Das Prädikat Bight 
Honourable theilen aber die Adelsklassen mit den 
Staatsräthen und andern hohen Beamten. 

Ein Bitter und Baronet erlmlt das Prädikat Herr 
(Sir), vor den Vornamen gesetzt. 

Die Gemalinnen aller Lords und Bitter heissen 
Ladies und theilen den Bang ihrer Gatten. 

Die unvermählten Töchter der Pairs werden aus 
Courtoisie den ältesten Söhnen gleichgestellt; Töchter 
der Herzöge, Marquis und Grafen heissen Ladies. 



Der Bang dagegen, der nur auf Amt oder gelehr- 
ter Profession beruht, theilt sich Frauen in der Kegel 
nicht mit. 

Die gesammte Gentry, die keinen dieser höherei) 
Titel führt, wird im gewöhnlichen Leben durch den 
Zusatz „Esquire^^ hinter dem Hauptnamen stilisirt. 



Esquire und Gentleman ^) bezeichnet im Allge- 
meinen den selbstständigen Mann, der von seinen Beu- 
ten oder einer „respectablen^^ Beschäftigung lebt. Dabei 
ist anerkannt, dass ein gewisses Einkommen die Grund- 
lage der Gentry bildet; und da das geringste Einkom- 
men eines Abgeordneten zum Unterhause 2000 Thlr. 
(j^. 300) sein muss; so kann man dies als ungefähren 
Anhalt annehmen Die ältere Ansicht, nach welcher 
selbst ein Millionair kein Gentleman war, so lange er 
einen offenen Laden zum Einzelverkauf hält, ist all- 
mählig im Verschwinden. Ohne Rücksicht auf da^ 
Einkommen gehören die Söhne von Lords und Bittem 
zur Gentry. Ebenso die beiden alten Zweige der gei- 
stigen Arbeit. Der Geistliche und der Advokat ist im- 
mer ein Gentleman, ohne Bücksicht auf das Einkommen. 

Die Gesammtzahl der selbstständigen Familien des 
Adels und der Gentry wird in England auf etwa 
60,000 veranschlagt. Die Einkommensteuer ergiebt 
mehr als 45,000 Personen mit einem jährlichen Ein- 
kommen von 2000 Thlr. und darüber. 

Eine genauere Begrenzung der Gentry ist nicht zu 
geben; kein Historiker und kein Jurist weiss sie zu 
definiren. Diese Unbestimmtheit des Begriffs ist nun 
aber kein zufälliger Mangel, sondern ein Erzeugniss 
der ganzen Geschichte und Gesetzgebung Englands. 

So undefinirbar diese Gentry erscheint, so unzwei« 
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felhafl ist es, dass sie seit mehreren Jahrhunderten die 
eigentliche Staatsmacht in England darstellt.^) 

Der Schwerpunkt der englischen Verfassung liegt 
bekanntlich im Unterhause durch das SteuerbewiUigungs- 
recht. 

Das Unterhaus war nun aber von jeher aus- 
schliesslich in den Händen der Gentry. Ein Abgeord- 
neter der Grafschaft muss mindestens 4000 Thlr., ein 
städtischer mindestens 2000 Thlr. an jährlichem Ein- 
kommen nachweisen; und thatsächlich ist das Durch- 
schnittseinkommen zehnfach höher. 

In dem Unterhaus von 1853 sitzen 64 Titularlords, 
irische Lords und Honourables, 87 Ritter; die Uebrigen 
Rittergutsbesitzer nach unseren Begriffen und Capita- 
listen. Schon am Schluss der Periode der Stuarts 
wurde das Durchschnittseinkommen eines Unterhaus- 
mitgliedes auf 5-6000 Thlr. jährlich veranschlagt. Dem 
langen Parlament, welches den Krieg gegen Carl I. 
iiihrte, rechnete man ein Gesammteinkommen von 
^ 400,000 nach, höher, als das damalige Gesammtein- 
kommen der Lords. 

Dieser Gentry im Unterhaus unmittelbar unterge- 
ordnet ist der Arm der Staatsgewalt, das stehende 
Heer; es existirt nur durch die jährliche Genehmigung 
des Parlaments. Die Officierstellen sind von der Gentry 
besetzt und bis zum Capitain hinauf für die reichen 
Classen sogar käuflich. 

Noch bedeutsamer für die innere Landesverfassung 
ist die Landwehr oder Ghrafschaftsmiliz ; ihre Offiziere 
sind aber ohne Ausnahme Gentlemen; die Oberbefehls- 
haber (Lordlieutenants) grosse Grundherren. 

Eben so entschieden ist die Gewalt der Gentry in 
der Civilv er waltung. In allen Staaten gehören die 
Träger der obrigkeitlichen Aemter der herrschenden 
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Classe an. Der reine Beamtenstaat erhebt aber auch 
den arm und niedrig Gebomen zu den höchsten Stellen 
und giebt ihm durch das lebenslängliche Gehalt die 
Stellung der höheren Erlasse. 

In England dagegen ist thatsächlich nur die Gentry 
zu obrigkeitlichen Aemtem befähigt. Der Beamte wird 
nicht erst Grentleman, sondern er war es bereits» ehe er 
Beamter oder Offizier wurde, und accentuirt diesen Um- 
stand in der Begel sehr bemerkbar. 

Alle höchsten Staatsämter werden besetzt aus 
dem Parlament, also aus Lords und Gentry. 

Die 15000 Geistlichen der Staatskirche bis zum 
einfachen Pfarrer herab, alle Bichter und Advoka- 
ten sind Gentlemen, und reichen mit den Spitzen ihrer 
Profession in das Oberhauis hinein. Wenn man einen 
einfachen Advokaten, wie Hemy Brougham, als Lord- 
kanzler über die Herzöge setzen kann: so lässt sich 
schliessen, welche Stelle die Advocaten überhaupt unter 
der Gentry einnehmen. 

In der Grafschaftsverwaltung üben die Frie- 
densrichter jene Straf- und Polizeigewalt aus, welche 
im täglichen Leben vorzugsweise die Gewalt der Obrig- 
keit darstellt. Von den 14000 Friedensrichtern Englands 
besteht nun aber der grössere Theil aus Rittergutsbe- 
sitzern (in unserm Sinne), der kleinere Theil aus städ- 
tischen Honoratioren. 

Die unteren Verwaltungsbeamten für die Elreise 
und Ortschaften werden grösstentheils von den Friedens- 
richtern eingesetzt, und insbesondere von dem Sheriff, 
dem Hauptrepräsentanten der Gentry der Grafschaft. 

Zahlreiche Funktionen ferner, welche nach unseren 
Begriffen der Staatsgewalt zustehen, fallen in England 
Privatvereinen und Corporationen zu. 

Bei Vereinen mit dem Princip der Beiträge und 
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gewählten Vorsteher ist aber das Uebei^ewicht des 
Besitzes nur noch stärker; sie stehen sämmtlich unter 
dem Fatronat des Adels und unter ausschliesslicher 
Leitung der Gentry. 

Von den 60000 Familien der Gentry sind mehr 
als die Hälfte als Officiere in Marine, Heer oder Land- 
wehr, als Prälaten oder Pfarrer, als Beamte der Cen- 
tralverwaltung, als Bichter oder Unterrichter, als She- 
riffs, Friedensrichter, Grafschaftsbeamte, als Vorsteher 
von Vereinen oder Corporationen, irgendwie an der Aus- 
übung der Staatsgewalt betheiligt. 

Und gegen einen Eingriff in diese Stellung, d. h. 
gegen einen Bruch der Verfassung, hat sich die Gentry 
nach allen Seiten hin mit allen Mitteln gedeckt, die 
eine Verfassung dagegen gewähren kann. Nm* ein 
Missbrauch der Staatsgewalt könnte die schwächeren 
Classen einem Usurpator in die Arme fähren. Dagegen 
schützt freilich keine Verfassung, sondern nur die Ein- 
sicht, die Mässigung und der Bechtssinn der höheren 
Classen, welche in England stets, in Frankreich nie 
vorhanden waren. 

Dasselbe Verhältniss finden wir übrigens wieder in 
den nordamerikanischen Freistaaten, wo die obrigkeit- 
liche Gewalt unmittelbar in den Händen der Gentry 
liegt, welche auch die englischen Lords in sich be- 
greift. Dass dort ein neuer Mann, welcher nicht zur 
eingeborenen Gentry gehört, zu einer Stelle als Abge- 
ordneter oder zu einem hohen Staatsamt gelangte, ist fast 
unerhört. 



Der Grund, aus welchem in diesen parla- 
mentarischen Verfassungen die erste Classe des 
Besitzes sich der Staatsgewalt bemächtigt, liegt 
offenbar in dem Wesen des Besitzes selbst. ^) 
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Im ländlichen wie im städtischen Besitz erscheinen 
zunächst die arbeitenden Classen massenweis abhängig 
durch das Gesindewesen und den häuslichen Verband 
der Arbeitsgehülfen, welcher in der neueren Entwickelung 
in ein kündbares Lohn- und Auftrags verhältniss über- 
geht, immer aber die Existenz des Arbeiters nur von 
der Mässigung des Herrn abhängig macht, oder viel- 
mehr von dessen verständiger Einsicht in sein eigenes 
Interesse. 

Dies Abhängigkeitsband erstreckt sich sodann durch 
die mittleren Classen hindurch und macht den kleineren 
Grundbesitzer, Kaufinann, Handwerker, Unternehmer, 
CapitaUsten abhängig von dem grösseren. Auch durch- 
kreuzen sich die verschiedenen 2iweige des materiellen 
Besitzes unter sich und mit dem geistigen Besitz. Der 
Haus- und Grutsbesitzer wird abhängig von seinen 
Gläubigem, der Unternehmer vom Capitalisten, und 
dieser von jenem; der Advocat und der Arzt von sei- 
nen Kunden, der Geistliche von seinen Pfarrkindem und 
umgekehrt; der Untergebene von dem oberen Beamten, 
u. s f. 

Es ist unmöglich, mit wenig Worten dies Netz der 
Abhängigkeitsverhältnisse zu erschöpfen. Es mag ein 
jeder Einzele versuchen, die Personen zusammenzu- 
zählen, die als Familienglieder, Diener, Handwerker, 
Arbeiter, oder durch sonstige Gönner- und Kundschaft, 
von ihm abhängig sind; dann die Betrachtung umkeh- 
ren auf die Banden, die ihn selbst binden; diese ßech- 
nung millionenmal vervielfältigen: so wird ein imge- 
föhres Bild des Netzes von Abhängigkeiten entstehen, 
welches wir die Gesellschaft nennen. 

Sie gliedert die Menschen nach materiellem und 
geistigem Besitz in feste Classen, in welchen der Nicht- 
besitz im Ganzen eben so erblich ist wie der Besitz. 
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Sie verbreitet über alle Zweige des menschlichen Lebens 
eine Ablulngigkeity die mit hundert Fäden jeden Ein- 
zelen von dem Willen und der guten Meinung Anderer 
abhängig macht, und den Schwerpimkt des ganzen Systems 
zuletzt in eine herrschende Classe legt. 

Abhängig nennen wir Den, der mit sichtbaren Ban- 
den von Einem oder Wenigen abhängt; unablulngig 
Den, der durch hundert unsichtbare Fäden gebunden 
ist. Ein gewisser Grad von Characterstärke mag ver- 
suchen, diese Banden zu zerreissen; zu lösen vermag 
sie der Einzele überhaupt nicht. Nur die Gresammtheit 
kann in verständiger Einsicht in ihr gemeinsames wah- 
res Interesse diese Abhängigkeit versittlichen, mildem, 
aufheben, so weit dies durch menschHche Einrich- 
tungen überhaupt möglich: und diese Einrichtungen bil- 
den den Staat. 

Finden wir nun, dass in einem Staate der Adel, 
d. i. die besitzende Classe der Gesellschaft, eine dau- 
ernde Herrschaft unangefochten behauptet: so mögen 
wir schliessen, dass dies das Verdienst seiner Mässigung, 
der Lohn seiner verständigen Einsicht ist. 

Steht England einzig in Europa da, als das Land, 
wo die Staatsgewalt sich niemals vom Besitze getrennt 
hat, so ist England auch das Normalland für die Frage: 
durch welche Gesetze und Einrichtungen besteht und 
erlmlt sich die Gewalt der besitzenden Classen im Staat. 

Und dies fuhrt mich zunächst zur Entstehung des 
englischen Adels. 



n. 



Die Elemente des englischen Adels ') wurden 
im Jahre 1066 aus Frankreich zu Schiffe importii*t. 
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Um diese Zeit sassen die Enkel wilder teutonischer 
Seeräuber in der Normandie, welche sie den Königen von 
Frankreich abgetrotzt hatten. 

Die besondere Bildsamkeit dieses Stammes hatte 
die romanische Sprache, die Gewandtheit der Rede, die 
Leichtigkeit der Bewegung und die besondere Liebe 
zum Besitz auf französischem Boden schnell sich an- 
geeignet. 

Die Normannen bildeten hier eine Art von Mili- 
tair-Colonie, welche durch ein neugestaltetes Soldsystem 
in der Weise eines stehenden Heeres zusammengehal- 
ten wurde. 

Das System eines Heeres, dessen Sold in L'ande- 
reien besteht, so weit diese den Character eines Soldes 
zulassen, ist das Lehnswesen. 

Die fahrenden Krieger sassen also jetzt auf verlie- 
henen Bauerhöfen und übten fleissig den Waffendienst; 
ihre Häuptlinge hatten grössere Herrschaften erhalten, 
in denen sie sich befestigten, so gut es die Zeit verstand. 

Da berief Wilhelm der Bastard, ihr oberster 
Häuptling, jetzt Herzog genannt, seine Mannen zu einer 
Versammlung, nut dem Vorschlag, nach England hin- 
überzuziehen und das Land zu erobern. 

Sie entgegneten: sie seien arm, und durch viele 
frühere Hülfen und Steuern gedrückt; König Harold 
dagegen besitze grosse Schätze, mit denen er Freunde, 
Anführer und Könige in seinen Sold nehmen könne u. s. w. 

Mit Mühe gelang es, sie zu dem Zuge zu bewe- 
gen, zu welchem massenweis auch fremde Abenteurer 
aus Frankreich und Flamland beutelustig herbeisürömten. 

Ein Menschenalter später finden wir diese „armen'^ 
Leute wieder als Kern einer stolzen Bitterschaft, ihre 
Führer als die Grafen und Barone von England. 

Woher diese Umwandlung? 
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Der Besitz hat hier, wie immer, neue Stände gebildet. 

Nach der Eroberung hatte Wilhehn schrittweise die 
angels'achsichen Herren ihres Besitzes entsetzt und die- 
sen an die Führer des Normannenheeres ver- 
liehen »). Die Verleihungen waren grossentheils nur 
bedingt in der Weise eines Soldes geschehen, und ge- 
gen Ende seiner Begierung führte Wilhelm den Plan 
durch, die Landesbewaffhung und den Grundbesitz 
nach diesem System umzugestalten. Die noch vorhan- 
denen Freieigenthümer mussten sich denselben Formen 
unterwerfen, als ob ihnen das Land soldweise gelie- 
hen wäre. 

So zerfiel jetzt ganz England in 60,215 Bitterlehne, 
vertheilt zwischen den König, seine Mannen und die 
Kirche. 

Die Gesammtzahl dieser sogenannten Kronvasallen 
betrug jetzt gegen 1400. Die grosse Mehrzahl dersel- 
ben hatte nur einzele Höfe erhalten; die Anfährer da- 
gegen grössere Besitzungen (Herrschaften). Die Be- 
sitzungen Einiger umfassten mehrere hundert Bitterlehne, 
welche sie grösstentheils soldweise weiter verliehen an 
einzele Krieger, die nun ein Gefolge unter ihren Be- 
fehlen bildeten. 

So besteht das Lehnsheer aus etwa 1400 Kxonva- 
sallen und 7871 üntervasallen, darunter viele Sachsen, 
die ihre Höfe in dieser Weise erhalten hatten; den Best 
bilden abhängige Leute, die wieder unter Jenen dienen. 
Die kleineren Earonvasallen stehen unter Führern, die 
der König ernennt; die grossen Herrn mit ihren Unter- 
vasallen bilden eigene Abtheilung^i in dem Lehnsheere. 

Diese Gliederung des Heeres ist zugleich Gliede- 
rung des Grundbesitzes im Lande. Wie im Heere der 
Mann dem Mann, so ist hier der Grundbesitz dem 
Grundbesitz untergeordnet. Jede Scholle Landes wird 
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von einem Oberen besessen; das Obereigenthum des 
Glänzen läuft in der Person des Königs zusammen. 

JBs war damit eine Einheit des Systems erreicht, 
welche ihres Gleichen in Europa nicht hatte. 

Jede Gliederung der Art ist indessen nur eine Theo- 
rie, deren weitere Schicksale durch die Entwickelimg 
der BesitzverhÄltnisse bedingt sind. 

Die Klippe für alle Lehnsverfassungen war nun 
aber das Uebergewicht der grossen Vasallen. ^) 

Besitz, Kriegsfuhrung und geselliges Leben mach- 
ten das Band, welches den Vasallen mit seinen Unter- 
vasallen und Hintersassen vereinte, bald enger und fes- 
ter, wie das gemeinsame Band, welches sie dem König 
unterwarf. Die grossen Vasallen wurden dadurch zu 
Grundherrn, dann zu Landesherm, und sind heute in 
Deutschland souveraine Fürsten. 

Dieselbe Tendenz hat das Lehnswesen in England; 
nur die Earafb des Königthimis vermochte ihm eine an- 
dere Richtung zu geben und das Land vor der Zer- 
splitterung des Feudalwesens zu bewahren. 

In dieser Bichtimg finden wir das englische Kö- 
nigthimi Jahrhunderte lang systematisch thätig und die 
wesentlichen Punkte dabei sind folgende drei: 

Der erste Punkt ist die Gerichtsgewalt. i®) 

Der Rechtsschutz für Person und Eigenthum ist 
in der That das Höchste und Heiligste, was eine ge- 
ordnete Staatsgewalt ihren Unterthanen zu ertheilen hat. 
Die stärkeren Classen indessen, nicht zufrieden mit der 
Herrschaft über die wirthschaftliche Existenz ihrer Un- 
tergebenen, streben danach, auch die Ertheilung des 
Bechts von der Gtmst des Herrn abhängig zu machen. 

In dem Lehnsstaat selbst lagen die Grundlagen 
dazu. Als E[riegsfährer üben die grossen Vasallen eine 
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militairische Stra%ewalt, als Grundherrn eine häusliche 
Gewalt über ihre Eiiechte, d. h. über Alle, welche auf 
geliehenem Gute sitzen. Unter einer schwachen Staats- 
gewalt erwuchs daraus leicht eine umfassende Lehns- 
und Patrimonialgerichtsbarkeit. 

Anders in England. 

Von Anfang an blieben die Lehnsgerichte beschränkt 
auf das verliehene Eigenthum, auf Prozesse bis zu 
40 Sh., und auf Schl^ereien und Verwundungen, so 
weit dies zur Militairdisciplin nöthig. 

Sie werden sodann schrittweise den ordentlichen 
Grafschaflsgerichten untergeordnet. 

Ein ausdrückliches Gesetz untersagt den oberen 
Lehnsherrn, Appellationen von den unteren Lehnshöfen 
anzunehmen und zerreisst damit den Zusammenhang der 
Lehnsgerichte unter sich. 

Endlich ist alle Privatgerichtsbarkeit unterdrückt 
auf dem wahrhaft königlichen Wege einer zeitgemässen 
Beform, neben welcher die alten Lehnsgerichte von 
selbst absterben. 

Durch eine lange Beihe von Gesetzen greif); das 
Königthum mächtig in jene Zustände ein, in welchen 
Fehde und Zweikampf nur noch dem Starken und 
Waffengeübten Becht und Genugthuung verschaffen; 
das Königthum gewährt den gleichen Bechtsschutz allen 
Classen, indem es Anklage, Urtheilsfindung und Beweis 
dem königlichen Beamtenthum unterwirft, den Zwei- 
kampf verdrängt, und damit die alte Gemeindeverfassung 
zu den Schwurgerichten umbildet. 

Vollendet sind diese Beformen im Jahre 1388. 

Der zweite Schritt zu demselben Ziele ist die Um- 
gestaltung der Heeresverfassung ^*). 

Das Lehnswesen war nur eine Uebergangsstufe, 
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um aus der $ohheit des früheren Mittelalters zu den 
Anfängen einer bürgerlichen Ordnung zu kommen. 

Schon unter den ersten Plantagenets beginnt das 
Königthum dem Lehnsheere ein Gregengewicht entge- 
genzusetzen durch die Wiederbelebung der altgermani- 
schen Landwehrverfassung in reformirter Gestalt. Die 
aus den Freisassen der Grafschaft bestehende Miliz 
wird neu organisirt mit gewählten Führern (Constabu- 
larii) unter Oberleitung des Sheriff. Sie besteht von 
nun an als die bewaffnete Macht für den inneren Lan- 
desdienst. 

Schon Heinrich 11. gestattet femer den Vasallen, 
die Lehnskriegsdienste mit Geld abzulösen. Das alte 
Lehnswesen verwandelt sich damit schnell in ein grosses 
System von Geldabgaben, welche die ,,ordentliche Ke- 
venue'* des Königs bilden: es ist die Grundsteuer des 
späteren Mittelalters. 

Das Königthum erhielt dadurch freie Hand, dem 
Continent auch in der Heeresverfassung voranzueilen. 
Die auswärtigen Kriege wurden jetzt mit geworbenen 
Truppen gefuhrt. Ihre überlegene Taktik überwältigte 
leicht die ritterlichen Armeen Frankreichs, welchen es 
mcht an Muth, sondern, wie allen Lehnsheeren, nur an 
Taktik imd Strategie fehlte. Die Schlachten von Cressy 
und Azincourt wurden durch die Aufstellung der Bo- 
genschützen entschieden; die letztere war bereits ent- 
schieden, ehe die Bitter ins Treffen kamen. 

So war die Lehnsarmee für Angriffs- und Verthei- 
digungskriege überflüssig geworden, der Einfluss der 
Grossen als Heerföhrer gebrochen, und der Continent 
später genöthigt, das verbesserte Heersystem ebenfalls 
anzunehmen. 

Der dritte entscheidende Punkt ist das 
Steuerrecht. ^^) 

2 
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Der Grundherr kann von Hintersasse^, die auf ge- 
liehenem Gute sitzen, verschiedenartige Abgaben erheben. 

Auf dem Continent vervielfältigten sich diese ohne 
Widerstand. Da hier die alte Landwehrverfassung zer- 
stört, die Masse des Landvolks unbewafihet, die Grund- 
herren bewaffnet, und der Staat zu schwach war, sich 
der ländlichen schutzlosen Classen anzunehmen: so 
wuchs auf dem Continent ein endloses System von 
bäuerlichen Lasten, Abgaben, Zinsen, Zehnten und 
Frohnden hervor; in Frankreich wurde ein ganzer Dic- 
tionnaire nöthig, um auch nur die Namen derselben zu 
erschöpfen. 

Anders in England. 

Hier sind schon die Normannenkönige stark genug, 
den Grundherren die Auflegung neuer Abgaben zu ver- 
bieten, ohne Genehmigung des königlichen Schatzamtes. 

Jenes furchtbare System der ländlichen Abgaben 
und Frohnden, um dessen willen die französische Re- 
volution ausbrach, und dessen Beseitigung auch uns 
schmerzhafte Operationen kostete, ist hier also schon im 
Keime erstickt; die gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisse 
Englands sind schon seit dem zwölften Jahrhundert 
durch das Königthum regulirt. 

So ist denn der Keim der Landeshoheit, die Ge- 
richts-, die Militair- und die Besteuerungsgewalt der 
Grundherren, die Verbindung dieser Hoheitsrechte mit 
dem Grundbesitz, also das eigentliche Feudalwesen, 
schon in den ersten Jahrhunderten nach der Eroberung 
gebrochen. 

Und von nun an schreitet das Königthum unauf- 
haltsam auf der Bahn seiner Macht fori. 

Bis dahin war das englische Königthum ein Ge- 
misch von Erb- und Wahlkönigthum ^^^ gewesen, 
d. h. abhängig von der Wahl der Grossen. 
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Unter den Plantagenets wird das Eigenthum der 
Königswürde in der Familie des Landesherm so weit 
durehgesetzt, dass die Wahl des Königs auch als Form 
wegbleibt. Das ^Jegitime^^ Königthimi wird dadurch in 
seiner Einsetzung unabhängig von der Macht der 
Grossen. 

Jetzt handelte es sich weiter darum, das Königthum 
auch in seiner Ausübimg von den Ghnmdherren unab- 
hängig zu machen; und dieser weitere Fortschritt er- 
folgte durch die Beseitigung des Widerstandsrechts.^*) 

Die normannischen Grossen, die Enkel von See- 
räubern und Freibeutern, waren in England Empor- 
kömmlinge, ein massenhafter neuer Adel, also, wie alles 
plötzlich gross Gewordene, übermüthig und brutal. Sie 
konnten nicht vergessen, dass ihr Titel auf die Herr- 
schaft derselbe sei, wie der des Königs, nämlich das 
Schwert. 

Das Lehnrecht verpflichtete sie zwar zur Treue, 
d. h. zum militairischen Gehorsam. Allein das Mit- 
telalter sah diese Verpflichtungen als gegenseitige an. 
Glaubte daher der Vasall sich von seinem Lehnsherrn 
beleidigt, glaubte er, dass ihm Protection und Recht 
versagt sei; so kündigte er den Gehorsam, schickte sei- 
nem ehemaligen Kampf- und Zeltgenossen einen Ab- 
sagebrief und schlug sich kameradschaftlich mit dem 
König herum. Im schlimmsten Fall entschied ein Ge- 
richt von Genossen, ob die Aufkündigung des Gehor- 
sams mit Recht geschehen. 

Nur die eiserne Strenge Wilhelms vermochte diesen 
Geist im Zaume zu halten: unter Stephan brach der 
zügellose Uebermuth auf allen Seiten hervor, und ver- 
wandelte auf neunzehn Jahre England in eine Mörder- 
grube, ähnlich wie Deutschland zur Zeit des Faustrechts. 

Die starke Regierung Heinrichs 11. machte diesem 

2» 
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Zustand ein Ende durch massenhafte Schleifiing der 
Burgen des Adels. 

Freilich führte die schlechte Regierung Johanns 
noch einmal zu einem Aufstand, welcher dem König 
die Magna Charta^^) abnöthigte. Unverkennbar haben 
indessen jetzt sechs Menschenalter den Character der 
normannischen Grossen geändert, und aus Emporkömm- 
lingen einen wirklichen Adel geschaffen, der einen neuen 
Geist der IM&ssigung documentirt. 

Allerdings ist wie in allen Lehnsverfassungen das 
Widerstandsrecht noch beibehalten. In dem äussersten 
Fall der Verletzung der vereinbarten Verfassung, heisst 
es im Art. 61. der Magna Charta: 

„mögen diese Barone mit aUen Gemeinen des Lan- 
des Uns befehden und auspfänden mit allen in 
ihrer Macht stehenden Mitteln, das ist durch Weg- 
nahme Unserer Burgen, Ländereien und Besitzun- 
gen, und in jeder andern Weise, bis das Unrecht 
zu ihrer Zufriedenheit hergestellt ist; vorbehaltlich 
Unserer Person, Unserer Königin und Kinder." 
Der Fortschritt darin aber ist, dass nicht mehr 
die einzelen Barone den Gehorsam kündigen sollen, 
sondern nur ein Ausschuss aus der Gesammtheit. 
Allein auch dabei konnte es nicht bleiben. * 
Man sah endlich ein, dass es nicht länger statthaft 
sei, die Auflehnung gegen den König gleichzustellen 
jeder andern Aufkündigung der Treue gegen den Pri- 
vatherm. 

Man fing daher an zu unterscheiden: und so ent- 
stand der Begriff des Hochverraths ^*) gegen den 
König, im Gegensatz der übrigen Fälle, die nun den 
kleinen Verrath (petty treason) bilden; und man begann 
1283 zum ersten Male die rebellischen Herren zu hän- 
gen, zu viertheilen und ihre Güter zu confisciren. 
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Das gesegnete Parlament unter Eduard UI. bestätigte 
durch das Hochrerrathsgesetz diesen verstärkten BechtSr 
schutz des Königthums, und in dem später ausbrechen- 
den Kampf der beiden Bösen ward daraus eine fmrcht- 
bare Waffe. 

Unter Eduard IV. fiel die Hälfte des Adels in Acht, 
und mehr als ein Fünftel des englischen Bodens kam 
durch Confiscation in die Hände des Königs. 

MitWarwick, dem -Königsmacher, „dem Letzten der 
Barone**, endete jenes Geschlecht von Grundherren, welche 
noch die Lust in sich ftihlten, souveraine Landesherren 
zu werden. 



Durch diese Stellung des englischen Königthums 
im Mittelalter war nun zugleich entschieden die Stellung 
des Adels als Stand. 

In den germanischen Verfassungen bilden die ft'eien 
Grundeigenthümer beschliessende Versammlungen. Diese 
Freieigenthümer in England sind jetzt die 1400 Thron- 
vasallen, in deren Gütern die Aftervasallen und Hinter- 
sassen einbegriffen sind. 

Die militairische Unterordnung unter das König- 
thum, (aus der das königliche Veto entstand), hat diesen 
Bechten keinen Eintrag gethan: die Mannen bilden daher, 
wie in der angelsächsischen Zeit, eine Landesversamm- 
lung um den König, die jetzt normannisch „Parliamentum** 
heisst. 

Dem ursprünglichen Systeme nach war jeder Thron- 
vasall dazu berufen; von Anfang an erschienen jedoch 
in der Begel nur die grösseren Herren, die mit einem 
glänzenden Gefolge auftreten und den Aufwand der 
grossen Hoffeste bestreiten konnten. 

Mit Bücksicht hierauf bildete sich frühzeitig die 
Sitte, die grossen Herren durch besondere Ladungsschrei- 
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ben, Writ, zu berufen; während die kleineren in einem 
Gesammtschreiben an den Sheriff in Bausch und Bogen 
eingeladen wurden. 

Jene nannte man jetzt grosse Barone, diese die 
kleinen BaroneJ') 

Die Grenze zwischen beiden machte sich durch 
Herkommen. Der König konnte dabei nicht willkürlich 
verfahren: er hatte es mit Gmndherren zu thun, die 
stets geneigt waren, mit bewafiheter Hand sich Genug- 
thuung für eine Zurücksetzung zu holen. Wollte der 
König überhaupt ein williges Ohr fiir seine Vorschläge 
finden, so musste er die herrschende Ansicht der Man- 
nenversammlung berücksichtigen. Thatsächlich entschied 
also die Standesmeinung darüber, wen die grossen Herren 
als ihres Gleichen (Fair) ansahen, wer also ein beson- 
deres Berufungsschreiben erhielt. 

Diese Barone fingen nunmehr an, ihre besondere 
Berufung zum Parlament als ihr Becht anzusehen, und 
die Magna Charta erkannte das längst herkömmlich Ge- 
wordene als Becht an. 

Einmal anerkannt, war das Becht erblich, wie das 
verliehene Lehn; und es ist damit eine erbliche Beichs- 
standschaft, ein Geburtsadcl, entstanden. 

Die Grundlagen eines Adels, erbliche Herrschaften, 
waren von je her in England vorhanden; erst durch die 
Anerkennung des Staats aber ist im Laufe des 12. Jahr- 
hunderts ein Geburtsadel entstanden, dessen Wesen eben 
in einem besondern erblichen Becht zur Theilnahme 
an der Staatsgewalt besteht. 

Jeder Geburtsadel hat die Tendenz, das so errun- 
gene Becht 2fu einem ausschliesslichen zu machen und 
die aufstrebenden neuen Elemente davon auszusohliessen. 
So geschah es namentlich in Deutschland. 

In England ist indessen das Königthum stark ge- 
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Dugy niemals ein ausschliessliches Becht auf die Reichs- 
standschaft entstehen zu lassen. Es war und blieb alte 
Beichssatzung, dass von Bechts wegen jeder Thronva- 
sall durch ein besonderes Ladungsschreiben (Writ) 
zum Parlament berufen werden könne^^). 

Der König konnte daher, nach wie vor, jeden freien 
Mann zum Thronvasallen machen, und jeden Thronva- 
sallen zur Beichsstandschaft berufen. So erhob Bi- 
chard U. den Sohn eines Kaufinanns von London, Mi- 
chael de la Pole, zum Pair und Grafen von Suffolk; 
fast aus jeder Regierung sind Beispiele der Art bekannt;, 
seit Richard ü. beginnen auch Adelsemennungen durch . 
einfaches Patent. 

Wir finden natürlich auch in England ein lebhaftes 
Widerstreben dagegen, und im Zusammenhang damit 
steht der immer wiederholte. Kampf der Grossen gegen 
einzele neu erhobene Pairs, die sogenannten Günst- 
linge. Als in dem Jahrhundert der französischen Kriege 
die Könige verdiente Kriegsobersten (Banneretd) in das 
Parlament beriefen, machte man noch einen Unterschied. 
Sie heissen in den Parlamentsurkunden Monsieurs, wäh- 
rend nur die erblichen Lords Sires heissen. 

Mit der Schwäche des Königthums in dem Kampf 
der beiden Rosen werden die persönlichen Berufungen 
überhaupt seltener. Da der alte Bestand des Parlaments 
einmal Besitzer erblicher Herrschaften umfasste, so musste 
sich das Königthum allmälig bequemen, die Neuemannten 
ebenfalls erblich zu berufen, wenn sie den Alten gleich- 
gehalten werden sollten. 

So geschah es von nun an gewöhnlich. Man be- 
handelte den Neuemannten (um ihn gleichzustellen) so, 
als ob er eine erbliche Baronie besässe. Juristisch 
ausgedrückt: der Pair wird fingirt als Be- 
sitzer einer Baronie. 
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Unerschütterlich fest aber hielt dasKönigthum an sei- 
nem unumschmnkten und ausschliesslichen BeruAmgsrecht. 
Die Zeit, in welcher die grossen Grundherren dem 
Königthum gefahrlich werden konnten, war jetzt vorüber. 
Nach dem Kriege der beiden Kosen waren nur noch 
29 alte Grundherrn übrig, zum Theil noch geächtet, 
geschwächt, verarmt. Heinrich VIII. stattete sie mit fürst- 
licher Freigiebigkeit neu aus durch secularisirte Kloster- 
güter, brachte sie damit zu gänzlicher Unterwürfigkeit, 
und ergänzte ihre Reihen durch zahlreiche neue Ernen- 
nungen. 

Seit dieser Zeit datirt eine neue Entwicke- 
lungsperiode des Adels; ^^) denn von mm an be- 
handelt das Königthum, — auf dem Höhepunkt seiner 
Macht, — grundsätzlich die Adelswürde als Anerken- 
nung des Verdienstes, und stellt den Neuemannten ohne 
Bücksicht auf die Art seines Besitzes dem alten Grund- 
adel gleich. 

So brachte Heinrich VHI. die Zahl der Pairs auf 
51, Jacob I. auf 96, Carl I. auf 119, Carl H. auf 139, 
und so wachsend bis 377, welche in diesem Augenblick 
als englische Pairs im Oberhause sitzen. 

Von diesem heutigen Bestand der Pairs ^^) 
datiren 170 den Titel, vermöge dessen sie im Hause 
sitzen, erst aus dem 19. Jahrhundert, 124 aus dem 
18. Jahrhundert, 54 aus der Periode der Stuarts, 14 aus 
der Periode der Tudors ; nur 14 aus dem ganzen Bestände 
sind directe Abkömmlinge mittelalterlicher Pairs. 

Der älteste dieser fürstlichen Pairs ist der Herzog 
von Norfolk von 1139; der jüngste ist der Graf Derby 
von 1485; — seitdem sind in England 1194 Pairs -Er- 
nennungen und Erhöhungen vorgekommen, darunter 254 
allein unter Georg HI. 

Jene 14 mittelalterlichen Lords sind eine Zierde 
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des Parlaments; sie haben das Princip der Erblichkeit, 
den Hermelin und die fürstlichen Erinnerungen aus dem 
Mittelalter in die Gegenwart übertragen: sie geben der 
heutigen Pairie aber nicht ihren Character. 

Es ist unrecht, die englische Pairie als ein feu- 
dales Ins ti tut ^^) anzusehen Die grössere Hälfte die- 
ser Pairs hat ihren heutigen Adelstitel erst aus den letz- 
ten zwei Menschenaltem, ^/^ der Pairs erst nach der 
Zeit, in welcher unter Carl U. die Lehnsverhältnisse 
zur Krone aufgehoben wurden. Kein einziger Pair be- 
sitzt jetzt mehr eine Baronie; es giebt überhaupt in 
England keine wirkliche Baronie mehr. Die Ernennung 
ziun Pair setzt weder eine bestimmte Art, noch ein be- 
stimmtes Maass des Besitzes voraus, noch ertheilt sie ir- 
gend welche gutsherrliche ßechte, noch einen privilegir- 
ten Besitz, noch bildet sie einen privilegirten Stand. 

Das Königthimi wollte nicht, dass um der Ver- 
dienste einzeler Ahnen willen eine Classe von vielen 
tausend privilegirten Familien entstände, die mit unglei- 
chem Becht dem neuen Verdienst und dem neuen Be- 
sitz entgegenträte. Nur die Häupter, als Repräsentanten 
berühmter Familien, sind daher zum Oberhaus berufen, 
während die ganze Familie sich durch kein Vorrecht 
von den übrigen Classen scheidet. Hochherzig ging das 
Königthum selbst in diesem Princip voran; schon der 
Sohn eines königlichen Cousins ist nach gemeinem Becht 
kein Prinz mehr, auch kein Lord, sondern ein einfacher 
Gentleman. Erst ein Gesetz unter Königin Anna machte 
eine Ausnahme für die Descendenten der Kurfiirstin 
Sophie von Hannover. 

So blieb dieser Adel der stetige Vermittler zwischen 
dem alten Besitz und seinem Becht imd dem neuen Ver- 
dienst und seinem Becht. Seit vielen Menschenaltem 
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ist ein Adelspatent eine Auszeichnung für hervorragende 
Staatsmänner des Unterhauses , Generale, Gouverneure, 
angesehene Juristen u. s. w.: an jeden Fair knüpft sich 
ein Stück englischer Geschichte; — aber nicht blos alte 
Geschichte, sondern auch neue Geschichte. Dieser Adel 
schmiegt sich eben dadurch an die bestehenden Besitzver- 
hältnisse an, bleibt untrennbar verbünden mit der herr- 
schenden Classe der Gentry, aus der er stetig hervor- 
geht, in die er stetig zurücktritt; — er ist selbst nur 
eine potenzürte Gentry; — darin liegt das Geheimniss 
seiner Macht 

Dieser Charakter des Adels fuhrt mich nunmehr 
weiter zur Gestaltung der englischen ßitterschaft. 



III. 



Auch die englische Ritterschaft 22) bildet ei- 
nen Adel im weiteren Sinne des Worts. 

Jeder Adel entsteht durch den Besitz; jeder Besitz 
bildet einen Adel durch Anerkennung der Staatsgewalt. 

Jeder Besitz ist ursprünglich ein erworbener; die 
erwerbende Arbeit des Mittelalters ist aber vor Allem 
das Exi^shandwerk. Dadurch hat die englische ßitter- 
schaft sich ihre Stellung allmälig erworben, eben so, 
und mit demselben Recht, wie Königthum und Adel, — 
durch das Schwert. 

Nach der Eroberung Englands forderten auch die 
kleineren Mannen ihre Belohnimg. Wie den OiBcieren 
des Lehnsheeres grössere Herrschaften, so wurden ihnen 
einzele Höfe zu Theil, kleiner, als unsere Rittergüter, 
doch gross genug, um den Hausstand eines gerüsteten 
Exiegers zu erhalten. 

Die neuere Art der Kriegsiührung, auf schwere ßüs- 
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tung und Waffen berechnet, erforderte fortdauernde Uebung 
und Gewöhnung. Die Waffenarbeit ward damit zum Le- 
bensberuf, in welchem die Formen und Stufen der mit- 
telalterlichen Arbeit sich geltend machen. 

Die Meisterwürde im Kriegshandwerk ist die Kitter- 
würde. Sie giebt dem, der sie erworben, einen aner- 
kannten Dienstrang mit dem Ehrentitel „Herr, Sir, Do- 
minus," in den romanischen Sprachen „Don". 

Wie nun aber die geistige Arbeit der Kirche in 
ihren höchsten Stufen die Gleichstellung mit dem Adel 
errungen hat, so in den mittleren Stufen die mit der 
Ritterschaft. Auch die Graduirten der Wissenschaft 
an den Universitäten, erhielten daher das Prädikat 
„Sir" gleich den Rittern. 

Die Entstehung der Ritterwürde ist ein grosser ge- 
sellschaftlicher Fortschritt des Mittelalters. Sie ward von 
nun an zu einem ehrenvollen Bande, welches den Adel 
mit den Mittelständen vereinte. In jenen rohen Zeiten, in 
welchen derUebermuth des grossen Besitzes drückender auf 
den schwächeren Classen lastete, wie in den späteren 
Perioden der Civilisation, erhielt die Ritterwürde einen 
gewissen Geist der Gleichheit und der gemeinsamen Ehre 
unter dem grossen und dem kleinen Vasallen; während 
die Kirche diu-ch ihre Weihe die ursprüngliche Rohheit 
zu mildern suchte. Auch die grossen Herren mussten 
jetzt sich erst die Spornen verdienen, ehe sie den Be- 
fehl über Ritter führen durften; die Ritterwürde wird 
daher das Symbol der Vereinigung des grossen mit dem 
kleineren Besitz, des Führers mit dem Krieger, des Nor- 
mannen mit dem Angelsachsen. 

Freilich dauert noch fort eine Plumpheit in den 
Formen, welche die Ritterschaft des Mittelalters weit 
hinter dem chevaleresquen Geschlecht unserer Romane 
zurücklässt. 
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Die feinere adlige Sitte datirt in Frankreich erst 
aus dem 17. Jahrhundert, in England noch später. 

Wie alle Berufszweige des Mittelalters, so hat nun 
auch die Ritterschaft das natürliche Bestreben, sich als 
Stand abzuschliessen: die mittleren Stände folgen darin 
den höheren, die Bitterschafl dem Adel. 

Der Weg dazu war folgender. Die Bitterwürde 
setzt einen selbstständigen Besitz voraus; denn nur ein 
solcher gewährt die Mittel zu einer schweren Bewaffnung 
und die Müsse zu einem dauernden Lebensberuf. Schon 
dadurch entstand ein Zusammenhang zwischen der Bit- 
terwürde und dem Besitz eines selbstständigen Guts, ei- 
nem Bitterlehn. Zwar konnte jeder freie Mann den Bit- 
terschlag erhalten: doch als vorzugsweise berufen sahen 
sich bald die Besitzer von Bitterlehnen an ; und andrer- 
seits waren sie durch den Besitz des Lehns selbst ver- 
pflichtet, sich dem Lehnsherrn als vollkommen ausgebil- 
dete Kriegsmänner durch den Bitterschlag auszuweisen. 

Wollte sich nun die Bitterschaft als Geburtsstand 
abschliessen, so bedurfte es dazu vor Allem der Un- 
veräusserlichkeit der Bitterlehne. ^3) 

Auf dem Continent wurde dieselbe in der Begel 
durchgesetzt. Da nämlich der Lehnsherr in eine Ver- 
äusserung des Lehns consentiren musste, so benutzte die 
Bitterschaft ihren Einfluss dahin, dass der Consens nur 
zur Yeröusserung an Standesgenossen gegeben wurde; 
aUmälig wurde dies dann zum Gesetz erhoben. Daran 
schlössen sich ferner Majorate und Fideicommisse, um 
das Gut auch in der Familie unveräusserlich zu machen. 

Diese künstlichen Schutzinstitute waren zwar in 
dem deutschen Becht nicht vorhanden, und widerspra- 
chen dem später aufgenommenen römischen Becht. Die 
Landesherren waren indessen gezwungen, Concessionen 
zu machen an die stärkste Classe, die sich nur unter 
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Bolchen Bedingungen dem neu entstehenden Beamten- 
Staat unterwarf. 

Anders in England. 

Das starke Königthum des Mittelalters war hier nicht 
in der Lage, Concessionen zu machen. Als Schutzherr 
aller Interessen hielt es yielmehr die Veräusserlichkeit 
und Theilbarkeit des Grundbesitzes fest/ und in der 
Magna Charta ist die Veräusserlichkeit der ßitterlehne 
auch reichsgesetzlich ausgesprochen. Nur für die Ver- 
äusserung der unmittelbaren Thronlehne wird der könig- 
liche Consens vorbehalten, dessen Umgehung jedoch nur 
mit einer Geldbusse belegt ist, die zur blossen Forma- 
lität wird. 

Ebenso wurde die Fähigkeit durch Testament zu 
verfügen allmälig durch die Gesetzgebung erweitert. 

Der Erwerb von Bittergütem stand damit zu allen 
Zeiten allen Classen offen. 

Ein Hauptgrund femer, welcher auf dem Continent 
die Untheilbarkeit der Bittergüter herbeiführte, nämlich 
die Verbindung mit den gutsherrlichen Bechten, 
fiel in England weg. 

Die Bitterschaft folgt auch hier den Bechtsverhält- 
nissen des Adels. Das Becht der Besteuerung, Gerichts- 
barkeit und Gutspolizei hatte das Königthum dem Adel 
theils abgenommen, theils nie entstehen lassen. Noch 
viel weniger konnte die Bitterschaft daran denken; es 
ist nicht einmal ein Versuch dazu gemacht. Die Bitter- 
schaft selbst fühlte, dass solche Staatshoheitsrechte auf 
einem einzelen Gute geübt, für einen Herrn zu wenig, 
für einen Unterthan zu viel sind. 

Die Bittergüter unterscheiden sich von anderem 
Freibesitz überhaupt nicht durch erhöhte Bechte, son- 
dern nur durch doppelte Steuern. Von dem ersten 
Tage der Berufung des Unterhauses bis heute hat die 
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Ritterschaft willig ihren Antheil an den vom Parlament 
bewilligten Steuern getragen; und ausserdem trug sie 
die schweren Lehnslasten , welche ja noch immer die 
„ordentliche Revenue" des Königs bildeten. 

Erst durch die Aufhebung der Lehnslasten unter 
Carl n. 9 also durch die Aufhebung der doppelten Be- 
Steuerung, wurden die Rittergüter dem übrigen Freibe- 
sitz gleichgestellt, mit welchem sie seitdem unerkennbar 
yerschmolzen sind. 



Durch diesen Gang der Gesetzgebung gelang es in 
England denn auch, die ursprüngliche Bedeutung der 
Ritterwürde festzuhalten. 

Auf dem Continent folgte die Ritterwürde dem 
Schicksal der Rittergüter: sie wurde ausschliessliches 
Recht einer Classe, und erblich wie der Besitz. 

In ähnlicher Weise fingen die Familien der Ritter- 
schaft in England an, sich anzusehen als ritterbürtig, 
„zu Helm und Schild geboren", Scutarii, Ecuyers, 
Esquires. 

Allein das Königthum erkannte einen Anspruch d^r 
Art niemals an: die Ritterwürde blieb vielmehr, was sie 
gewesen, eine Würde des Verdienstes. 

Und als nun unter den Plantagenets die Lehnsver- 
fassung zerfiel, die Miliz für den Landesdienst und die 
Soldheere für auswärtige Kriege an ihre Stelle traten, 
verlor sich auch der Zusammenhang zwischen der Rit- 
terwürde und dem Rittergut. 

Für den schlichten Sinn des Engländers hatte die 
Erlangung eines inhaltlosen Titels keinen Reiz; und wir 
finden von nun an das wunderbare Yerhältniss, dass die 
Könige unter Androhung von Geldbussen die Besitzer 
von Ritterlehnen vorladen, um den Ritterschlag zu 
empfangen; dass man lieber die Bussen bezahlt und sich 
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für die Versäumimg abfindet , und dass endlich nach 
vielfachen Landesbeschwerden Carl I. die Verpflichtung 
ßitter zu werden aufhebt. 

Die Ertheilung der Ritterwürde^*), — ursprüng- 
lich ein genossenschaftliches Becht eines jeden Bitters, 
— war inzwischen zum ausschliesslichen Recht des Kö- 
nigs geworden, und begrifl^ als Würde des persönlichen 
Verdienstes zwei Abstufungen: einfache Ritter, (Knights 
Bachelors) und Officiere, Bannerherm (Bannerets). 

Beide Stufen wurden jedoch seltener, seit mit den 
französischen ICriegen die Veranlassung dazu aufhörte. 

Um dieselbe Zeit hatten die Könige die neuen 
Stiftungen des Hosenband- und Bath- Ordens gemacht^ 
mit welchen die Ritterwürde denn allmählig in das 
neuere System der Verdienstorden überging. 

Wie sparsam auch diese in England vertheilt wer- 
den, zeigt der Stand der Armeeliste. Unter 264 Admi- 
ralen Englands finde ich 29 Lords und Honourables, 
51 Sirs, 184 untitulirte Admirale; unter der Generalität 
49 Lords und Honourables, 97 Sirs und 189 untitulirte 
Generale. 

Erst ein Stuart, Jacob I., wich von der alten Ma- 
xime Englands ab, indem er zu dem festen Preise von 
1095 jß erbliche Ritterwürden, (mit Vorrang vor an- 
deren) verkaufte. So entstanden die Baronets, — eine 
Anomalie im Systeme, — übrigens ein Titel ohne Rechte. 

Die englische Gesetzgebung, indem sie die ursprüng- 
liche Bedeutung der Ritterwürde erhielt, hat damit die 
Erinnerung an eine ehrenvolle Familienabstammung we- 
der aufheben können noch wollen. 

Diese Erinnerungen erhalten sich symbolisch durch 
die Familienwappen, die in England sorgfältiger gepflegt 
als auf dem Continent, mit einem starken Maass von 
Familienstolz in Verbindung stehen. 
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Allein, was die Gesetzgebung verhindern wollte und 
verhindert hat, war die Entstehung eines besondem, be- 
vorzugten Standes, der sich durch Namen und Vorrechte 
von den besitzenden Classen ausscheidet. 

Während die Kitterschaft des Continents anfing, sich 
von ihren Gnitem zu nennen, und später auch allmälig 
die Titel des Adels, Freiherm-, Grafen-, zuweilen selbst 
Fürstentitel führte, behielt sie in England ihre einfachen 
Familiennamen. In England fuhren 35,000 Personen 
Familienwappen, — grossentheils altritterliche Geschlech- 
ter, welche auf dem Continent sich schwerlich mit ihrem 
einfachen alten Namen begnügen würden. 



Aus diesem Verhältniss der Ritterschaft 
ergab sich dann weiter ihre Stellung zu den 
Städten, «ß) 

Auf dem Continent hatten die Landesherren den 
Bürgerschaften der Städte eben so grosse Concessionen 
machen müssen, wie der Kitterschaft. Innungen, Zünfte, 
Monopole, Zwangs- und Bannrechte schlössen die Städte 
scharf von dem Lande ab, und richteten eine Schutz- 
wehr auf, welche die Privilegirten nicht minder begün- 
stigte, wie Majorate und Grundherrlichkeit den privile- 
girten ländlichen Besitz. 

In England war das Königthum stark genug, ein 
solches System nie entstehen zu lassen. Handel und 
Gewerbe waren und blieben im Innern des Landes frei, 
und vertheilten sich zwischen Stadt und Land je nach 
dem Bedürfiiiss. Die Keichsgesetzgebung fiir Handel 
und Gewerbe, wie fiir den Grundbesitz, war und blieb 
eine gemeinsame fiir Stadt und Land; nur in wenigen 
Städten wurden geschlossene Innungen geduldet. 

Da hiemach ein Grund zur Trennung wegfiel, so 
blieben auch Stadt- und Landgemeinden in gleichformi- 
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ger Grrafschafts- und Kreisverfassung vereint. Abgese- 
hen von einer kleinen Zahl von Cities und Ortschaften 
mit eigenen Magistraten existirt nicht einmal ein Name 
zur Unterscheidung von Stadt- und Landgemeinden. 

Die Frage nach einer Trennung oder Vereinigung 
entstand nun aber hauptsächlich, als im Jahre 1265 zum 
ersten Male Abgeordnete der Bitterschaft und der Städte 
zum Parlament berufen wurden. 

Die Stellung der Neuberufenen war Anfangs sehr 
bescheiden: sie sollten ßath und Geld geben. Eben 
deshalb blieb ihnen auch überlassen, ihr Verhältniss un- 
ter sich selbst zu bestimmen. 

Wir finden in der That, dass Anfangs die ßitter- 

schaft sicli von den Städten absondert und mit dem Adel 

zusammenhält, mit welchem sie die Lehnslasten gemein- 
schaftlich hat. 

Dann folgt ein merkwürdiger Moment in der eng- 
lischen Geschichte. 

Schon nach zwei Menschenaltern ist es der Ritter- 
schaft klar geworden, dass ihre überwiegenden Interes- 
sen gemeinsame mit den Städten seien. 

Der Ritterschaft war jetzt die Wahl gestellt, welche 
heute vor uns liegt, eine ständische Absonderung beizu- 
behalten: sie hat darauf freiwillig verzichtet und zwar 
scheinbar unter den ungünstigsten Umständen. 

Eduard L hatte zu seinem Unterhaus berufen 74 
Ritter aus 37 Grafschaften, und dagegen 200 Abgeord- 
nete der Städte, die vom König als Grund- oder Schutz- 
herm wesentlich abhängig waren. Aus diesem naheliegen- 
den Interesse hat das Königthum die Zahl der städtischen 
Abgeordneten fortwährend vermehrt: zuletzt erscheinen 
405 städtische gegen 92 ritterschaftliche. Während in 
Deutschland jedes Rittergut in der ständischen Vertre- 
tung so viel beanspruchte, wie eine ganze Stadt, so stand 

3 
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jetzt in England einer kleinen Stadt eben so viel Stimm- 
recht zu wie einer ganzen Grafschaft. 

Man wird von jedem Standpunkt aus die echt 
englische Mässigung bewundem müssen , mit welcher 
der stolze Ritter des Mittelalters, einst der Standesge- 
nosse des Lords, hier neben dem verachteten Exämer 
imd Handwerker seinen Platz ninunt, und nach Köpfen 
abstimmt mit einer drei-, später vierfach überlegenen 
Zahl, — und das zu einer Zeit, wo der ländliche Besitz 
ungefähr ^/^ des Nationalvermögens ausmachte. 

Und diese in der Geschichte einzige Mässigung 
hat nur die Folge gehabt, dass gerade dadurch die eng- 
lische Ritterschaft zu einer in Europa unerhörten Macht 
und Bedeutung gelangt ist. Von jenem Augenblick an 
bis heute, ein halbes Jahrtausend hindurch, ist die Land- 
gentry das eigentlich herrschende Element in dem Unter- 
haus gewesen. Durch keine Rechtsschranke getrennt 
von den übrigen besitzenden Classen, war sie durch 
Besitz, Intelligenz und althergebrachtes Ansehen die 
geborene Vertreterin der damaligen Mittelclassen. Ihre 
Wurzeln in der Volksvertretung wurden immer tiefer; 
und gerade die kleineren Städte wurden die Hauptpunkte 
für den unmittelbaren Einfluss des Adels und der Land- 
gentry, — ein Einfluss, so übermächtig, dass die Re- 
formbUl erst ihn einigermassen beschränkt hat. 

Eben so innig vereint blieb die Ritterschaft mit 
dem Bauerstand ^^). 

Die Gesetze Heinrichs VI. hatten einen Census 
eingeführt, nach welchem Freigutsbesitzer von 40 Shil- 
ling Grundrente bei den Wahlen der Grafschaftsritter 
stimmberechtigt sein sollten. Die Ritterschaft in Eng- 
land hat indess niemals Anstand genommen, mit 
Bauern und Kossäthen nach Köpfen abzustimmen; 
und obgleich nach späteren Verhältnissen ein Grundbe- 
sitz von ISYa Thlr, Rente doch ein sehr kleiner war, 
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finden 'Wir dennoch keinen Versuch, diesen Census zu 
ändern. Man machte die Erfahrung, dass gerade je 
kleiner der Census, desto grösser der Einfluss des gros- 
sen Besitzes wird. 

In der That ruht dieser gesicherte Einfluss der 
Bitterschaft auf dem Lande in dem Wesen des ländli- 
lichen Besitzes selbst. Der grosse Grundbesitzer steht 
in Haus und Hof einer zahlreichen Dienerschaft gegen- 
über ; als Arbeitsgeber einer grossen Zahl von Familien, 
deren Existenz mit Frau und Kind von ihm abhängig 
ist; als Grundherr seinen Pächtern. Dem kleineren Be- 
sitzer steht er als Schutzherr gegenüber durch Unter- 
stützung, durch Belehrung, durch Hülfeleistungen, die 
so oft der kleinere bei dem grossem Nachbar suchen 
muss. Während in den Gebieten der städtischen und 
der geistigen Arbeit grosser und kleiner Besitz in steti- 
ger Concurrenz und Reibung sich gegenüberstehen, so 
ist diese in dem* ländlichen Besitz fast gar nicht vor- 
handen. Der Bauer hat seinen Markt in der nächsten 
Elreisstadt so gut wie der Gutsherr, und bekümmert 
sich kaum um dessen unmittelbare Concurrenz und 
entferntere Speculationen. Der kleinere Nachbar hat 
hier also von dem grössern nur Wohlthaten zu 
erfahren, nicht aber Schmälerungen seines Gewinnes 
und seiner Existenz, wie in der Stadt. 

In keinem Zweige des Besitzes ist daher die Ab- 
hängigkeit des Kleineren fester und sicherer wie hier, 
wo sich die Autorität und das Uebergewicht des Grossen 
schon dem sinnlichen Auge vergegenwärtigt. 

Aus diesem .Grunde galt von je her die Landgentry 
als die geborene Vertreterin des Bauerstandes. Die 
Bauern wählten stets ohne Widerstreben Ritter; in 
den Flecken aber, wo man sie nicht zu wählen brauchte, 
wählte man sie freiwillig. 
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So hatte die englische ^Ritterschaft das Geheimniss 
gefunden, durch welches sie ihre Macht und ihren Ein- 
fluss ein halbes Jahrtausend bis heute bewahrt hat. 

Es bestand darin , dass sie, wo es eine Interessen- 
vertretung galt, sich dem Wahlrecht aller Classen un- 
terwarf, die eigene Interessen zu vertreten haben; dass 
sie andrerseits, wo es die Ausübung obrigkeitlicher Be- 
fugnisse galt, sich dem Emennungrecht der Ejrone un- 
terwarf. 

Durch cUese Mässigung nach oben und nach unten 
erhielt sie das sogenannte Gleichgewicht der Gewalten 
im Staat, ihren Einfluss imd die Freiheit Englands. 



IV. 

Diese Harmonie der Stände^') ist es, aus wel- 
cher der eigenthümliche Entwickelungsgang der engli- 
schen Verfassung sich erklärt. 

Als unter den Stuarts die kritische Periode der 
englischen Verfassung herannahte, als das Königthum 
zum ersten Male nicht als Schützer, sondern als Geg- 
ner der parlamentarischen Rechte auftrat : da finden wir 
Ritterschaft und Städte als Stände einig, und eben 
darauf beruht der verschiedene Ausgang des Kampfes; 
während auf dem Continent überall die landständischen 
Verfassungen unbedauert fielen. 

Die englische Kevolution ist eine Spaltung der be- 
sitzenden Classen über das System der Regierung, kein 
Kampf der gesellschaftlichen Classen unter sich. 

Die englische Geschichte kennt überhaupt nur Einen 
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Bauernaufstand 9 unter Kichard U., 1382. Die damali- 
gen Demagogen waren Geistliche. Ihr Führer Ball 
nahm zu seinem Lieblingstext den alten Beim: 
9,Als Adam grub und Eva spann. 
Wer war denn da ein Edelmann?" 

Er predigte den Bauern: der Erzbischof, die Gra- 
fen, Barone, Richter u. s. w. müssten Alle aus der Welt 
geschafft werden, — und rührte und begeisterte sie in 
dem Maasse, dsiss sie versprachen: „dann solle er auch 
selbst Erzbischof und Lordkanzler werden." 

Solche Empörer waren natürlich nicht gefährlich. 

Auch während des heftigsten Kampfes der Keyolu- 
tion ist kein Hass der gesellschaftlichen Classen gegen 
einander sichtbar. Im Westminsterparlament sassen 
Lords so gut wie im Parlament des Königs; die Par- 
lamentsheere wurden von Lords commandirt; Cromwell 
ist nach Geburt, Erscheinung und Denkungsweise durch- 
aus Gentleman; und noch am Schluss des Kampfes 
kommt imter den Friedensvorschlägen die Erhebung 
Cromwells zum Lord und ähnliche Standeserhöhungen 
vor. Selbst nachdem die Puritaner das alte Oberhaus 
aufgelöst und die Bepublik erklärt hatten, kam man so- 
fort wieder auf die Bildung eines Oberhauses zurück, 
und Cromwell wusste sein Parlament nicht anders an- 
zureden: als, „Mylords and Gentlemen!" 

Damals haben Adel und Bitterschaft die Probe ihrer 
Popularität und ihres Einflusses siegreich überstanden. 

In Wechselwirkung nun mit dieser Harmonie der 
Stände steht der ganze Entwickelungsgang der englischen 
Gesetzgebung. 

Ober- und Unterhaus vertraten im Mittelalter zwei 
völlig gesonderte Systeme des Besitzes. 

Uebrigens wurde keine rechtliche Absonderung der 
Stände anerkannt; weder ein Oberhaus zwischen Lords 
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und Bischöfen (die niemals zwei Conen bildeten), noch 
im Unterhaus zwischen Rittern und Städten. 

Es trat daher auch im Privatrecht niemals eine 
Sonderung der Gesetzgebung nach Ständen 
ein. 2^) 

Die Gesetze über das Grundeigenthum, Erbrecht, 
Testamente, Schuldrecht, kennen keinen Unterschied der 
Stände. 

Ebenso im Familienrecht. Der Kechtsgrundsatz 
von der Standesmässigkeit der Ehen ist in England nie 
bekannt gewesen, weder für das Königshaus, noch fiir 
die Lords, geschweige denn für die Ritterschafl. Der 
Stammvater der Tudors war ein einfacher Privatmann; 
Herr Hyde, später Lord Clarendon, Ghrossvater zweier 
regierenden Königinnen. 

In Wechselwirkung damit steht femer die Einheit 
der Gerichtsverfassung. 

Durch den Satz, dass alle Justiz vom König aus- 
geht, sind in England schon im 14ten Jahrhundert über- 
wunden die Lehns- und Patrimonialgerichte, die Land- 
und die Stadtgerichte, die Handels- und die Gewerbe- 
gerichte. Es giebt in ganz England seit Jahrhunderten 
nur Eine Justiz, verwaltet durch königliche Bichter in 
Verbindung mit Ausschüssen aus den Gemeinden, welche 
der königliche Sheriff ernennt (Jury). 

Diese Einheit des Ganzen liess weder besondere 
Rechte für einzele Stände entstehen, noch geschlossene 
Orts- und Provinzialrechte. 

Sonderbar ist nun aber die Meimmg, dass diese 
Gestaltungen des englischen Staatslebens „naturwüch- 
sig" 29^ seien. 

Es giebt in der That nur Ein Land in Europa, 
welches im Mittelalter nicht naturwüchsig geblieben, 
und das ist England. Alle Punkte, um die sich -heute 
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die Naturwüchsigkeitsfrage dreht, Verhältniss der Stände, 
Militair- und Gerichtsverfassung, Gemeindeordnung, und 
die daraus folgenden Sätze des Priyatrechts , sind in 
England schon im Mittelalter durch hunderte und aber- 
mals hunderte von Gesetzen und Amtseinrichtungen ge- 
ordnet; während in Deutschland freilich die Staatsgewalt 
unthätig blieb, weil das Kaiserthum im Verfall, die Lan- 
deshoheit erst im Entstehen war. 

Solche Gesetze, die aus dem harmonischen Zusam- 
menwirken nicht geschiedener Stände hervorgehen, sind 
ihrem Wesen nach gerechte und gute Gesetze, gehen 
in das Bewusstsein und die lebendige Uebung des Volks 
über. 

Aus der gleichen Anwendung dieses Rechts auf alle 
Stände und auf das Beamtenthum selbst, entsteht dann, 
weiter der feste Sinn fiir das Kecht und die sprüchwört- 
lich gewordene Achtung vor dem Gesetz. 

Daher denn auch die conservative Behandlung die- 
ser Gesetze, daher das Dasein einer conservativen Par- 
tei in England. 

Jene Harmonie der ständischen Verhältnisse docu- 
mentirt sich endlich in dem ganzen Volksleben.^^) 

Wir wissen, wie das Bewusstsein, dass jeder Soldat 
General werden könne, eine ganze Armee electrisirt. 
Von Tausenden erreicht kaum Einer das hohe Ziel; für 
Hunderte aber, welche die Kraft in sich fühlen, wird 
es der Sporn zur höchsten Anstrengung der Kräfte. 

Dies Princip wiederholt sich in dem ganzen engli- 
schen Volksleben. 

Nirgends stellt sich hier die Staatsgewalt hin zwi- 
schen den Einzelen und sein Emporstreben; nirgends 
setzt sie der Thätigkeit des Einzelen eine Grenze; keine 
Bechtsschranke trennt den Stand vom Stande, das Ver- 
dienst von der Ehre. Dem Genie in Staat, Heer und 
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Wissenschaft stand jederzeit ein Platz unter den alten 
Grafen und Herzögen Englands offen. Was Graf Derby 
von seinem Ministerium rühmt, war Politik der Tories 
schon seit vielen Menschenaltem. Die Pitts, George 
Caiming, Robert Peel, und jetzt der toryistische Lordlcanz- 
1er Sir Edward Sugden (Lord St. Leonards) sind re- 
dende Beweise dieser Maxime; während der Whigadel 
seine Führer mehr in den eigenen Reihen fand. 

Auf diesem Wegfall der Rechtsschranken beruht die 
That- und Willenskraft des britischen Volks, sein Muth 
und seine Ausdauer in allen Kämpfen des Lebens. 
„Tummle dich", lautet das Volkssprüchwort in ei- 
nem Lande, wo niemals das Gesetz den Handwerker 
in seinem Gewerbe, den Kaufmann in seinem Gesclmfts- 
zweig, den Grundbesitzer in einem unveräusserlichen Be- 
sitz, den Adel gegen die Verdienste der Emporstreben- 
den schützte. Jede Ehre und Würde in diesem Lande 
will nicht blos erworben, sie will auch durch Kraft, 
Mässigung, Tüchtigkeit erhalten werden. 

Aus diesem Angewiesensein auf sich selbst entwickelt 
sich die C^aracterstärke und der persönliche Muth der 
höheren Classen in England; der Ernst, die Redlichkeit, 
die Zuverlässigkeit und Treue, mit der allein eine hö- 
here Stellung im öffentlichen Leben zu gewinnen und 
zu erhalten ist. Entwickelung der Selbstständigkeit und 
Selbstachtung wird dadurch ein Gemeingut aller Clas- 
sen und giebt der englischen Sitte ihr festes Gepräge, 
dem Einzelen wie dem Volk seine Willensstärke imd 
seinen Character. 

England schloss sich Jahrhunderte lang durch Schran- 
ken gegen das Ausland ab; aber niemals in seinem 
Innern. Jeder künstlich gemachte Rechtsschutz der 
Classen kann wohl eine schnell verwelkende Blüthe her- 
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beiföhren, wird aber Niemandem gefahrlicher, als der 
geschützten Classe selbst. 

Allerdings schmeichelt stets ein Schutzzoll für Be- 
sitz und Ehire den nächsten Interessen und Wünschen. 
Jeder Mächtige findet Schmeichler, also auch die be- 
sitzenden Classen. 

Es schmeichelt dem Grundbesitzer, zu wissen, dass 
sein Besitz unveräusserlich, ewig in seiner Familie, und 
seinem Stande sei. Dies Bewusstsein giebt ihm ein Ge- 
fühl der Sicherheit: aber dies Gefühl der. Sicherheit ist 
ein gefahrliches. Wohl giebt der vererbte Besitz dem 
Adel seine Kraft und Haltung, aber nur dann, wenn 
diese Erhaltung des Besitzes das Verdienst der eigenen 
Mässigung und Einsicht war. Die Schutzwehr der Ma- 
jorate und Fideicommisse dagegen soll den Schwäch- 
ling und Verschwender auf Kosten Dritter in seinem 
Besitze schützen und entzieht ihm eben dadurch den sitt- 
lichen Halt. 

Es schmeichelt dem nächsten Interesse der höheren 
Classen, die Standesmässigkeit ihrer Familienverbindun- 
gen durch ein Gesetz zu schützen. In der That hält 
man auf diese Standesmässigkeit der Ehen nirgends 
mehr, als in der englischen Gentry: 

„like blood, like goods, like ages, 
„make the happiest marriages," 
lautet das englische Spruch wort: — gewiss richtig, wenn 
es das Erzeugniss eigener Einsicht und Mässigung ist; 
nicht aber da, wo das Gesetz einen künstlichen Schutz 
gegen die Schwäche und Sinnlichkeit des Einzelen auf- 
richtet. 

*Die höheren Classen haben es gern, durch Titel 
und äussere Zeichen ihre Abstammung darzuthun: aber 
diese Namen und Zeichen erhalten ihren Werth nur, 
wenn sie durch Tüchtigkeit erworben und erhalten wer- 
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den. Ohne sittliche Würde und ohne die äusseren 
Mittel werden sie zur Last fiir den Einzelen, wie fiir 
den Staat, und zur Herabsetzung des Standes. 

Jeder Schutzzoll fiir Besitz imd Ehren erzeugt ein 
schwächliches 9 entartetes Geschlecht , stets schütz- und 
rettungsbedürftig. 

Diese Wahrheit hat Adel und Gentry in England 
von jeher gefühlt: und darauf beruht der positive Be- 
griff der Aristokratie in England. Der Gentleman weiss, 
dass er zuerst Edelmann sein muss in seiner. Familie 
und in seinem Haus, gegen seine Dienerschaft und seine 
Leute, ein Edelmann im Worthalten und Schuldenbe- 
zahlen, ein Edelmann in seiner Gesellschaft, im Vereins-, 
Genossenschaft- und Gemeindeleben, — imd dann erst 
ein Edelmann im Staat. 

Allerdings hatte auch England aus seinem Mittel- 
alter heraus eine ßeihe solcher Schutz- luid Sonder- 
rechte zu überwinden: es hat sie aber überwunden — 
schrittweise, — und war dabei immer dem Continent 
voran, bis zum Ende des 18ten Jahrhunderts. Und 
dabei machte man die Erfahrung, dass jedes Aufgeben 
eines Sonderrechts nur die Folge hat, einen Widerstreit 
der Interessen unter den besitzenden Classen aufzuheben 
luid die Macht des Besitzes im Ganzen zu verstärken. 
Dies ist der nächste Sinn der sogenannten Emancipa- 
tionen. Darum ist jeder Fortschritt in England un- 
widerruflich. 

Eben dadurch wurde in England aus dem selbst- 
ständigen Besitz jeder Art eine feste, untrennbare, durch 
ihre Interessen fest vereinte Masse, — und das ist die 
Gentry, in welcher adlige Gesinnung Gemeingut geblie- 
ben ist. 
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Was aber die Mässigimg der höheren Classen in 
England von jeher als nothwendig fühlte , das hat mit 
klarem Bewusstsein und Consequenz die Staatsgewalt 
geschaffen. *^) 

Es giebt in der Geschichte allerdings nur Eine Ge- 
stalt des Staats 9 in welcher die ständische Gliederung 
vollständig und rein überwunden ist: das ist die römisch- 
katholische Kirche; und darum war sie der Normal- und 
Weltstaat des Mittelalters. Sie ward erst schwach, als 
sie im 13. Jahrhundert sich von der ständischen Glie- 
derung überwältigen liess. 

Als aber die Elirche schwach wurde , da bemäch- 
tigte sich in England ein starkes Königthum der Auf- 
gaben des Staats und setzte sie fort. 

Mit der königlichen Suprematie wurde die ständische 
Gliederung in der Kirche überwunden. 

Mit dem Satz: 9,der König ist das Haupt aller be- 
waffiietenMacht^S wurde die ständische Gliederung imHeer 
überwunden, und die Wurzel des Lehnswesens, die Guts- 
abhängigkeit des Ej-iegers vom Führer, herausgehoben. 

Mit dem Satz: „der König ist die Quelle aller Ge- 
richtsgewalt," fiel die ständische Gliederung der Ge- 
richte. • 

Mit dem Satz: „der König ist die Quelle aller Eh- 
ren", ward die ständische Gliederung von Adel und 
Ritterschaft überwunden. 

Die Geschichte Englands ist ein 1000 jähriger Kampf 
gegen die ständische Gliederung, und das ist Englands 
Grösse. 

Die Elemente des Besitzes und der Nationalität sind 
in Deutschland von jeher dieselben gewesen : der deutsche 
ßeichstag ist das englische Parlament, die deutschen Land- 
stände enthalten zersplittert das englische Unterhaus. Was 
aber in England durch ein starkes Königthum und durch 
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den Gemeinsinn der Stände zur harmonischen Einheit 
verbunden wurde , zerfiel in Deutschland machtlos in 
ständischer Gliederung! 

Das aber, wodurch das Königthum gross geworden, 
lernten später die höheren Classen in ihrem einheitlichen 
Parlament als die wahre Aufgabe der Staatsgewalt kennen. 

Als daher im 19. Jahrhundert die Industrie mit ih- 
rer gewaltigen Umgestaltung aller Besitz- luid Stände- 
verhältnisse auftrat, und der Staatsgewalt ganz neue, un- 
geahnte Aufgaben eröffnete: da war es die Gentry selbst, 
welche wetteifernd in Parlament, Gemeinden und Vereinen 
die Aufgabe der Staatsgewalt ergriff, — die Hebung der 
schwächern Classen des Volks. Zum Herrschen geboren, 
hat diese Gentry begriffen, dass wenn sie die Staatsge- 
walt behaupten will, sie auch die Aufgaben des Staats 
selbst übernehmen muss. 

Das Bewusstsein der Einheit und Kraft des Besitzes 
und der Intelligenz ist es denn auch, welches den Eng- 
ländern ihre Haltung giebt in den Zuständen der Ge- 
genwart. In dem Selbstbewusstsein ihrer Krafl und 
Würde sehen dort die besitzenden Classen der Entwicke- 
lung der Dinge im Innern des Landes wie auf dem Con- 
tinent'zu; während in Frankreich ^^^ ßj^ durch Schutz 

und Ausbeutung der Staatsgewalt entnervte Gentry, nach- 
dem sie in beschränkter Kurzsichtigkeit ein Menschen- 
alter hindurch die Staatsgewalt gemissbraucht, uns ein 
Bild der Niederwerfung von Besitz und Intelligenz dar- 
bietet, wie es ohne Beispiel in der Geschichte ist. 

Allerdings ist das Bild, welches die beiden Nach- 
barstaaten vor unsem BKcken entfalten, für die Zukunft 
Deutschland ein sehr ernstes. 

Deutschlands Zukunft beruht, wie Englands ganze 
Geschichte : auf der IVfössigung und dem Gemeinsinn der 
besitzenden Classen. 



ZUSÄTZE. 



* Graf Derby über den englischeii Adel. 

JDei Gelegenheit eines Festmaliles, welches die amerikanische Handels- 
kammer am 5. Januar 1853 in Liverpool gab, entgegnete der ehema- 
lige Chef des Toryministeriums auf die an ihn gerichtete Anrede Fol- 
gendes : 

„Die freundliche Aufnahme, die ich heute, nicht zum ersten Male, 
hier gefunden habe, ist mir ein erfreulicher Beweis, dass ein Staats- 
mann aus dem Amte abtreten oder vielleicht vertrieben werden kann, 
ohne im Geringsten die persönliche Achtung und das persönliche Wohl- 
wollen seiner Mitbürger einzubüssen. Ich weiss das Compliment zu 
schätzen, welches mir und der Körperschaft (dem Oberhanse) gemacht wor- 
den ist, über die ich freilich nicht den zehnten Theil des Einflusses aus- 
übe, den der Redner mir zuschreibt. Was mich selbst betrifft, so werde ich 
ich Ihnen, was auch Ihr Urtheil über meine öffentliche Laufbahn sein 
mag, nie Veranlassung geben, meinen Privatcharacter zu verdammen. 
Aber es sei mir erlaubt, einige Worte über die Körperschaft zu sagen, 
mit der Sie mich iden^ificirt haben, deren unwürdiges Mitglied ich bin, 
und die ich fiir einen hÖscht wichtigen Bestandtheil unserer monarchi- 
schen Institutionen halte. Ich spreche so um so mehr, als ich mich in 
der Gesellschaft eines Herrn (des amerikanischen Gesandten) befinde, der 
ein Land vertritt, das zu uns in den freundschaftlicbsten Beziehungen 
steht, in dessen Institutionen aber eine solche Körperschaft nicht Platz 
hat. Und doch, meine Herren, auch in jenem Lande, in jener Repu« 
blik, in dem sich reissend entwickelnden und vergrössemden Kaiserreich 
ohne Kaiser, wie man es bezeichnen könnte, in jener aufsteigenden nn- 
ermesslichen Repnblick, hat die Weisheit in Voraussicht ihrer erlauchten 
Stifter — und grössere und weisere Männer sind selten über die Bühne 
der Geschichte gegangen — es selbst im frischen Rausch des Sieges für 
nothwendig gefunden, eine Schranke aufzurichten zwichen dem Act des 
Gesetzgebens und dem unmittelbaren Ausdruck des Volkswillens. Es ist 
wahr, es war kein erblicher Zweig der Legislation da, und, wenn er da- 
gewesen, wäre er mit den ganzen Institutionen unverträglich gewesen. 
Aber man richtete eine andere Schranke auf, durch Wahl geschaffen, 
jedoch auf einer anderen Grundlage ruhend und andere Interessen vertre- 
tend als der yolksthümliche Zweig; und es ist merkwürdig genug, dass 
die zwei grossen Länder, die jetzt die einzige Heimath und Zuflucht der 
Freiheit sind , zwischen denen bei aller Verschiedenheit der Institutionen 
and Anschauungen eine so grosse Uebereinstinmiung in Grundsätzen, in 
Recht und Sprache besteht, bei dem Aufbau ihrer Verfassungen gerade 
von entgegengesetzten Gesichtspunkten ausgegangen sind. Bei uns sind 
Recht und Freiheit des Volks langsam gewachsen. Wir begannen von 
dem andern Ende der Leiter, von fast unbegränzter monarchischer Ge- 
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walt, aristokratiscUer und feudaler Gewalt. In kleinen Schritten hat 
das Volksrecitt, gleiclimässig mit der Bildung wachsend, den Sieg ge- 
wonnen, das gebührende Uebergewicht erlangt, und einen Zustand be- 
gründet, von dem man mit Recht sagen darf, dass kein Staat der Welt, 
selbst Amerika nicht ausgenommen, ein grösseres Maas vernünftiger 
Freiheit gewährt als unser Vaterland. Wir haben die Macht der Krone 
und des Adels soweit beschränkt, dass sie die Fähigkeit des Angriffs und 
alle beleidigenden Privilegien verloren und nur soviel Einfluss behalten 
haben, um die Staatsmaschine im stätigem Gange zu erhalten und 
die unaufliÖrlichen und plötzlichen Schwankungen zu verhüten, welche 
durch die ungehemmte Wirkung des unmittelbaren VolkswiUens entste- 
hen möchten. Die Entwickelnng der amerikanischen Republik nahm den 
entgegengesetzten Ausgangspunkt. Rechtsbmch — ich zögere nicht das 
Wort zu gebrauchen — führte zum Widerstände, Widerstand fiihrte zur 
Revolution, Revolution zu dem vollen Genuss und vollen Erfolge des 
Volksrechtes und des volksthümlichen Princips; und im ersten Rausch 
des Sieges hielten die weitblickenden Staatsmänner jener Tage ein Gegen- 
gewicht gegen den Volkswillen für nothwendig. Meine Herren, gewiss 
lässt sich viel gegen das erbliche Prinzip und namentlich gegen erbliclie 
Gesetzgeber sagen. Ich bin weit entfernt zu behaupten, dass alle Mit- 
glieder des Oberhauses Musterbilder von Gesetzgebern sind und von den 
Büdungsmitteln, die ihnen zu Gebote stehen, reichlichen Gebraach ma- 
chen. Aber es ist ebenso gewiss, dass die erbliche Kammer, wie sie bei 
uns besteht, gewisse Vortheile gewährt und ein wichtiges Glied in der 
Kette unserer Institutionen ist. Es ist wohl etwas werth, dass die Söhne 
der Pairs ihre Jugend, anstatt in Nichtsthun und Thorheit, mit Vorbe- 
reitungen für den Staatsdienst hinbringen und ihre Laufbahn niclit mit 
dem Eintritt in eine exclusive Körperschaft, sondern damit beginnen, dass 
sie sich um die Stimme des Volkes für einen Sitz im Unterhause bewer- 
ben, und wenn sie später in das Oberhaus eintreten, Kenntnisse, An- 
schauungen und Sjmpathieen mitbringen, die sie in keiner andern Schule 
so erwerben können wie in einer aus Volkswahl hervorgegangenen Ver- 
sammlung. Es ist ein mächtiger Antrieb, zu wissen, dass Jeder durch 
Auszeichnung im Heere, in der Justiz, in Handel und Gewerbe eine be- 
verzugte Stellung gewinnen kann, die auf seine Erben übergeht. Bei 
uns ist der hohe Adel nicht, wie in andern Ländern, eine exclusive Kaste, 
durch eine unausfüllbare Kluft von der Masse des Volkes getrennt. Es 
giebt Länder, in denen Adel und Bürgerstand so getrennt sind, dass sie 
von Geschlecht zu Geschlecht in demselben Lande leben, ohne irgend 
einen Zusammenhang, in getrennten Gesellschaftskreisen, und unfähig die 
Schranke zu übei springen, die sie trennt. Bei uns ergänzt und erfrischt 
das Oberhaus sich fortwährend mit vplksthümÜchen Elementen, nimmt 
unaufhörlich neues Blut auf, während wenigstens in der zweiten (Genera- 
tion die jüngeren Söhne des hohen Adels sich in dem Bürgerstande ver- 
lieren. Lassen sie mich als Beispiele die drei Fälle von Erhebungen zur 
Pairie anfuhren, die während der letzten 10 Monate vorgekommen sind, 
die einzigen drei, zu denen ich der Krone gcrathen habe: Lord Har- 
dinge, ausgezeichnet durch seine Leistungen im Felde; Stratford Canning, 
hervorgegangen aus einer ganz jungen Familie, einen so berühmten Na- 
men er auch trägt; der dritte, Sohn eines kleinen Krämers in Lewes, 
jetzt Lord Leonards, den zum Vorsitzenden des Oberhauses berufen zu 
haben, mir stets eine Quelle der Befriedigung sein wird. — — 
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I. 
1) Die fünf Stufen des englischen Adels. 

1) Die herzogliche Würde kommt unter den Adelstiteln erst vor, 
nachdem die Plantagenets selbst den Eönigstitel von Frankreich ange- 
nommen hatten. Der erste Fall einer Verleihung war 11. Ed. III., wo 
der König seinen ältesten Sohn, den schwarzen Prinzen, damals Grafen 
von ehester, zum Herzog von Cornwall creirte. Diese alten herzogli- 
chen Familien, meistens dem königlichen Hause angehörig, waren jedoch 
1572 auspestorben. Erst im 17. Jahrhundert ernannte Jacob I. wieder 
einen Herzog von Buckingham in der Person seines Günstlings George 
Villiers. 

2) Marquis war ursprünglich ein Amtstitel, dep man auf Grafen 
und Barone anwandte, welche mit einem Eriegscommando an der Grenze 
betraut waren (Lord - Marchers). Als Adelstitel kommt er zuerst unter 
Richard IX. vor, welcher den damaUgen Grafen von Oxford auf Lebens- 
zeit zum Marquis von DubUn ernannte, den Grafen von Somerset zum 
Marquis von Dorset. Doch wurde noch unter Heinrich IV. dieser Titel 
als ein fremdartiger betrachtet. Seiden, Titles of Honour (3d. Edit. 1672 
fol.; IL c. 5. §. 30. 

3) Der Graf (Earl) ist schon im Anfang der normannischen Zeit 
mehr MUitairgonvemeur einer Provinz, als Grafschaflsbeamter im angel- 
sächsischen Sinne. Jedenfalls ist die Grafenwnrde seit Heinrich IL zum 
blossen Titel geworden, während die Verwaltung der Grafschaft ganz auf 
den Sherilf überging. 

4) Viscount ist der jüngste unter den Adelstiteln, zuerst einge- 
führt durch Heinrich VI Seiden a. a. O. §. 31. Er ist überhaupt ver- 
hältnissmässig selten verliehen. 

5) Baron (Baro) bezeichnet im Mittelalter einen Mann. Diese 
ursprüngliche Bedeutung lebt noch heute fort in dem Court Baron, Ba- 
rons of the Exchequer, und mehreren anderen Anwendungen; so heisst 
in der Rechtssprache Baron der Ehemann , im Gegensatz der Ehefrau. 
Auch der Ausdruck Lord (Hlaf-ord, d. i. Brod-Herr) hat ursprünglich 
eine allgemeine Bedeutung. Seit der Trennung der grossen und kleinen 
Barone bleiben aber beide Bezeichnungen zurück als Titel für die grossen, 
durch beeonderes Einladungsschreiben zum Parlament berufenen Thron- 
yasallen. 

Zur Zeit der Magna Charte gab es nur zwei Adelsclassen : „Comi- 
tes et Barones.'* Bezeichnend für den nationalen Character des engli- 
schen Adels ist es, dass statt des normannischen Count der germanische 
Earl, statt des normannischen Baron der angelsächsische Lord die allge- 
mein üblichen Bezeichnungen geworden sind, nnd dass die rein norman- 
nischen Titel: Duke, Marquis, Viscount, verhältnissmassig selten verlie- 
hen, gewissermassen etwas Fremdartiges behielten. 

^) Die englische Präeedenztafel. 

Die Darstellungen des engüsehen Verfassungsrechts pflegen eine 
selche Präeedenztafel zu enthalten, in welcher manches noch unbenutzte 
Material für die Stellung der Stände, und namentlich der geistigen Ar- 
beit, enthalten ist. So steht sie bei Blackstone Conmientaries Vol. I. c. 12. 
Bowyer Constitntional Law of England (2. Ausg. 1846) pag. 505—513. 
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Stephen*8 New Commentaries on the Law of England (2. Ausg. 1848.) 
m. pag. 582. In der nachfolgenden Liste beruhen die Positionen mit 
einem *) auf 31. Henry VUI. c. 10., die mit einem f) auf 1. Will. 
& Mary. c. 21., die mit **) auf Patentbriefen 9, 10 und 14. Jac. L 
(Seiden Titles of Honour, IL c. 5. §. 46., II. c. 11. §. 3.) die mit ft) 
auf alter Gewohnheit. Die bei Blackstone noch fehlenden Positionen 
sind mit gesperrter Schrift bezeichnet. — Uebersehen ist in diesen 
Präcedenztafeln das st. 10 Anne c. 4., nach welchem alle Descendenten 
der Eurfurstin Sophie den Rang vor dem firzbischof von Canterbury ha- 
ben sollen. — Dazu kommt noch das st. 5. Anne c. 8., 39 Geo III. 
c. 67. und viele königliche Ordonnanzen, Decrete, Patente und Statuten 
der Ritterorden. Die Präcedenztafel ist hienach folgende: 
^Des Königs Söhne und Enkel. 

* - - Brüder. 

* - - Oncles. 

* - - NeflFen. 

* Erzbischof von Canterbury. 

** Lordkanzler, wenn (wie in neuerer Zeit immer) ein Baron. 
*Erzbi8Cliof von York. 
Irische Erzbischöfe. 39. 40. Geo III. c. 67. 

* Lord-Schatzmeister, wenn ein Baron. 
*Lord-Prüsident des Geheimraths, ebenso. 
« Lord-Geheimsiegelbewahrer, ebenso. 

* Herzöge. 

Aelteste Söhne von Herzögen königlichen Geblüts. 
*Marquis, 
f t Aelteste Söhne von Herzögen. 

* Grafen. 

Jüngere Söhne von Herzögen königlichen Geblüts 
ft Aelteste Söhne von Marquis. 
ff Jüngere Söhne von Herzögen. 

* Viscounts. 

If Aelteste Söhne von Grafen. 
\\ Jüngere Söhne von Marquis. 

* Staatssecretair, wenn ein Bischof. 

* Bischof von London. 

* Bischof von Durham. 
♦Bischof von Winchester. 

*Dle übrigen Bischöfe nach dem Alter der Consecration. 
Irische Bischöfe. 
^Staatssecretair, wenn ein Baron. 
♦Barone. 

* Sprecher des Hauses der Gemeinen. 
♦Lord-Commissarien vom grossen Siegel. 

Treasurer of the Household. 

Comptroller of the Household. 

Master of the horse to the king. 

Vice-Chamberlain. 

Staatssecretair, unter dem Grade eines Baron. 
tt Viseounts älteste Söhne, 
tt Jüngere Söhne der Grafen. 
tt Aeltere Söhne der Barone. 

* Ritter des Hosenbandordens. 
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** Geheimräthe (Steatsräthe). 

Kanzler des Hosenbandordens« 
** Schatzkanzler. 

** Kanzler des Herzogthums Lancaster. 
** Chief justice der ^ngs bench. 
** Master of the roUs. 

Vicekanzler von England. 
** Chief justice of Common pleas. 
** Chief baron of the Ezchequer. 

Vicekanzler. 
** Judges and Barons der 3 Gerichtshöfe nach dem Alter. 
** Knights bannerets royaL 
** Jüngere Söhne der Viscounts. 
** Jüngere Sohne der Barone. 
** Baronets. 
** Knights bannerets. 
tt Ritter yon der DisteL 
tt Orosskreoze vom Bath- Orden. 
tt Ritter yon St. Patrick. 

Orosskreaze von St. Michael und St. Georg. 

Commandeure des Bath-Ordens. 

Commandeure von St. Michael und St. Georg. 
** Knights bachelors. 

** Aelteste Söhne der jungem Söhne von Pairs. 
** Baronets älteste Söhne. 
*^ Aelteste Söhne von Knights. 
*^ Jüngere Söhne von Baronets. 
** Jüngere Söhne Ton Knights. 
tt Obersten. 
tt Sergeants at Law. 
tt Masters in Chancery. 
tt Deca&e, Kanzler und Doctoren. 

Ritter vom Bathorden. 

Ritter von St. Michael und St. George. 
tt Esqnires. 
tt Gentlemen. 

Im Einzelen ist dabei noch Folgendes zu bemerken: 

Nur die Verwandten des königlichen Hauses bis zum dritten Grade 
haben nach den alteren Gesetzen einen bestimmten Rang. Die entfern- 
teren Verwandten rangiren wie die Söhne der Lords, sind also bezie- 
hungsweise nur Commoners; wie denn in der That unter den Plan- 
tagenets Vettern des Königs als einfache Esquires vorkommen. 

Die obersten Hof Chargen (Lord -Oberkammerherr, Lord -High- Con- 
stablCy Earl- Marshai, lord-Grossadmiral, Lord- Steward vom Hanshalt, 
Lord -Kammerherr vom Haushalt), haben in Ausübung ihres Amts den 
Vorrang vor den übrigen Lords gleichen Grades. 

Kur die ältesten Söhne jüngerer Söhne von Pairs haben noch eben 
Vorrang, während die jüngeren Söhne derselben überhaupt keinen Rang 
mehr haben. 

Ein Bischof verändert durch Verieihnng der Cardinalfwttrde Mfam 
Rang in Eng^d nicht, Coke 4. Inst. pag. 362. 

Die Doctoren rangiren an den Universitäten in f<dgendcr Onl« 

4 
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nimg: 1) Doctoren der Tlieolog^e; 2) Doctoren der Rechte; 3) Doctoren 
der Physik. — Aach in der Reihenfolge der Facnltäten an den deut- 
schen Universitäten ist noch erkennbar die Zeitfolge, in welcher die 
Zweige der geistigen Arbeit eine Gleichstellnng mit den privilegirten Stan- 
den erlangten. 

Die practisirenden Advokaten in den verschiedenen Crerichtshöfcn 
stehen dort in einer bestimmten Ran^olge nnter sich; namentlich haben 
die Sergeants at Law einen Vorrang, und vor diesen wieder die neuer- 
dings entstandenen königlichen Räthe, Qneen*8 Counsels. 

Der Ansdnick ,,niederer Adel*' für alle Rangstufen nnter den Lords 
kommt vor, bei Coke 3 Inst 6 §6. Er zählt die einzelen Arten der 
Ktter auf, die Baronets, Esqnires nnd Gentlemen, und fügt dann hinzu: 
These are the lesser nobility. In der Rechtssprache und seihst im ge- 
meinen Leben ist diese Bezeichnung dennoch nicht üblich geworden. 

Streitigkeiten über den Vorrang eines Lords kommen, wie alle Pri- 
vilegien des Hauses der Lords, zur Entscheidung vor das Oberhaus; an- 
dere Rangstreitigkeiten gehörten vor den Hof des Constable und Marshai; 
Streitigkeiten ans 31. Henry VIU. c. 10, zur Entscheidung der ordentli- 
chen Rechtshöfe. Coke 4 last. 368. Wo der Rang auf emem bestimm- 
ten rechtlichen Anspruch beruht, lässt sich überhaupt eine gerichtliche 
Klage denken gegen Den, welcher die berechtigte Person bei einer öf- 
fentlichen Gelegenheit von ihrem Platze verdrängt hat. 

Eine noch vollständigere Präcedenztafel giebt Dodd, Manual of Dig- 
nities, Privüege and Precedence, London 1848. pag. 25 — 90, wo 153 
Nummern zum Vorschein konunen. 

3) Die Titulaturen. 

Bei der Erhebung zur Pairie pflegt der Geadelte statt seines Fami- 
liennamens einen neuen, meistens von einer Ortschaft oder Grafschaft 
hergenommenen Namen zu erhalten ; während die übrigen Mitglieder den 
alten Familiennamen fortfähren. Unter den höheren Pairsclassen, denen 
mehrere Adelstitel cumulativ verliehen sind, führen dann die Söhne, sum 
Theü auch die Enkel, als Titnlarlords einen der niederen Titel in be- 
stimmter Reihe. Daher die mannigfachen Namen, welche in ein und 
derselben Familie vorkonmien. 

Es ist eine alte Praxis, die ältesten Söhne von alten Herzögen, Marquis 
nnd Grafen schon bei Lebzeiten ihre-s Vaters durch Writ zum Oberbaus 
zu berufen unter dem Titel einer ilirem Vater gehörigen Baronie, nach 
deren Alter sie dann> ihren Sitz einnehmen. Diese sind dann wirkliche 
Pairs. Die übrigen Sohne und Enkel, auch wenn sie einen Titel als Lord 
fuhren, sind (abgesehen von dem Range) nur Commoners, und werden 
daher in gerichtlichen Procedaren und amtlichen Urkunden nur stilisirt: 
N. N. Esquire, oder Sir N. N. Knight, gewöhnlich genannt 
Lord N. N. Coke 2 Inst 667. So heisst z. B. der englische Staats- 
minister: John Rüssel Esquire, commonly called Lord John Russell. 
Diese Titnlarlords haben also keines der persönlichen Privüegien der 
Pairs, auch keinen Vorrang im Staatsrath, der durch 31 Hen. VHI. 
c jlO. bestimmt wird. „Dieser Titularadel beruht nicht auf gemeinem 
„Recht, sondern auf dem Wappenrecht (Law of Arms), und da das ge- 
9,meine Recht keinen Adel anerkannt ausser den Parlamentspairs, so ge- 
„stattet es nicht einmal den Titel ausser im gemeinen Sprachgebrauch/^ 
BQWy«7 a. 0. .0. pag. 473. . 
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Aach die Töchter der Herzöge, Marquis und Grafen führen die IH- 
tel Ladies und Rigbt Honoorables nicht in gerichtlichen Urkunden. 

Durch die Theilnahme der Frauen und Töchter an einem gesetzli- 
chen oder herkömmlichen Range kommt eine förmliche Präcedenztafel 
auch für Damen zum Vorschein. Ausser der Gemalin des Lord-Mayor 
und des Lord -Lieutenant von Irland theilt sich jedoch der Rang durch 
Amt oder gelehrte Profession den Frauen nicht mit. Dodd a. a. O. 
pag. 81. macht ausserdem noch eine Ausnahme für die Frauen der Es- 
quires durch Amt und der Ofifciere in der Marine und im Heere. 

4) Esquires und Gentlemen. 

Blackstone sagt darüber Fc^gendes: Beide Ausdrücke werden von 
Sir Edward Coke (2 Inst. 668.) als gleichbedeutend hingestellt, welcher 
bemerkt, dass jeder Esqnire ein Gentlemen ist; und ein Gentleman wird 
detinirt als Einer, welcher arma gerit, der Weppen führt, deren Erthei- 
lung eine Familie edel macht. Es ist in der That eine unentschiedene 
Frage, was den Unterschied eigentUch ausmacht, und was ein wirklicher 
Esqujre ist; denn es ist nicht ein Vermögen allein, und sei es noch so 
gross, was diesen Rang verleiht. Camden unterscheidet vier Arten von 
Esquires: 1) die ältesten Söhne von Rittern und deren älteste Söhne in 
inünitum; 2) die ältesten Söhne der jüngeren Söhne von Pairs und deren 
Söhne in inünitum; beide Arten fasst Spelman zusammen als Armigeii 
natalitii; 3) Esquires durch königlichen Patentbrief creirt, oder durch an-' 
dere Verleihung, und ihre ältesten Söhne; 4) Esquires kraft Amtes, wie 
die Friedensrichter und Andere, die ein höheres Kronamt verwalten. 
Spelman Gloss. 43. spricht von einem munus armigero designatum. Die- 
sen mag man hinzufügen die Esquires der Ritter vom Bath- Orden, de- 
ren Jeder 3 Esquires ernennt bei seiner Installation, imd alle fremde Pairs. 
Ueber die Gendemen sagt Sir Thomas Smith (de RepubU c. 20.): 
.(Jen Sie sind jetzt gar biUig in diesem Reich geworden; denn wer immer die 

leoai Gesetze des Reichs lernt, wer an den Universitäten studirt, wer sich 

j0i den liberalen Wissenschaften widmet, und kurz, wer müssig und ohne 

5e- körperliche Arbeit leben kann, trägt die Stellung, die Pflichten und das 

Q]](j Ansehen eines Gentleman, soll Master heissen und für einen Gentleman 

gehalten werden. — Im strengen Sinne des Gesetzes ist jedoch Lord Coke's 
Qois Definition wolü correct: Jeder Gentleman muss eine arma gerens sein, 

und der beste Beweis eines Gentlemann von Geblüt (welches der niedrigste 
Grad des Adels ist) ist durch das Führen von Wappen. Die Regel ist 
daher heutzutage: nobiles sunt qui insignia gentüida generis soi proferre 
possunt. Es ^ebt daher Gentlemen durch Abstammung und durch Ver- 
leihung eines Wappens. Coke 2 Inst. 667. 
Ij.{. Daneben bemerkt Blackstone ausdrücklich, dass namentüch die obe- 

ren Beamten der königlichen Gerichtshöfe, alle Advocaten und alle Of- 
ficiere in der Marine, nicht unter Capitainsrang, zu den Esquires gehö- 
ren, so lange sie im Amt sind; SherifFs bleiben Esquires, auch nach 
niedergelegtem Amt. Blackstone I. 406. 407. 

Sir Edward Coke bemerkt, dass die Bezeichnungen Esquires und 
Gentlemen überhaupt keine eigentlichen Würden, sondern nur „Names of 
worship*' sind. Der Unterschied zwischen beiden ist, dass eine niedere 
Würde fortdauert neben der höheren, während ein blosser Name of wor« 
ship in einer Würde aufgeht. Wenn also ein Ritter geadelt wird, so 
bleibt er ein Bitter; wenn ein Baron zum Grafen gemacht wird, so 

4» 
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dauert sein Titel ^ Baron ^* fort; wenn aber ein Esquire zum Ritter ge- 
macht wird, so verliert er den Namen Esquire. 

Dodd a. a. O. 248 (60) unterscheidet Esqnires by Prescription, wie 
Lords of Manors und Tenentes in Capite, und Esquires by Ofiice, wie 
Friedensrichter, Mayors, Sheriifs u. s. w., und Alle, die in einer vom. 
Sonyerain erhaltenen Commisston Esquires titnlirt seien, wie Capitaine in 
der Armee u. s. w. — Alle unteren Beamten und Snbaltemofiiciere sol- 
len dann Gendemen sdn. — Handwerker und Detailhändler seien keine 
Gendemen, wie gross auch ilir Vermögen sein möchte; ne mttssten ^ch 
denn vom Geschäft zurückziehen, oder sonst Fabrikherren oder Kaufleute 
werden. (Dodd a. a. O. 251.) 

In diesen und ähnlichen scheinbar ycrw'orrenen Aeussernngen durch- 
kreuzen sich verschiedene Auffassungen. Die ursprüngliche Bedeu- 
tung von Esquire gehört der mittelalterlichen Kriegsverfassung an, und 
lebt noch fort in den drei Knappen (Esqnires) , die ein neu creirter Rit- 
ter des Bathordens ernennen kann. Die Standesmeinung, die sich 
in der Bitterschaft des Mittelalters gebUdet hatte, lebt noch fort in dem 
Wappenrecht (Law of Arms), und darauf bezieht sich die Aeussemng 
Camdens, der selbst ein Wappenherold war. Die gemeine Meinung 
darüber, wer für einen Grentleman zu erachten sei, wie sie zur Zeit der 
Konigin Elisabeth bestand, giebt Thomas Smith an. Die Gesetzgebung 
und Praxis der Gerichte aber überliess das Ganze der gemeinen Mei- 
nung und hat nur gelegentüch einmal von dem Titel Esquire Notiz ge- 
nommen« So hat z. B. einmal der Gerichtshof der Common Pleas emen 
Schriftsatz zurückgewiesen, weil ein Advocat darin nicht als Esquire be- 
zeichnet war. Für die Rechtswissenschaft ist es daher kein juristischer, 
sondern ein factischer Begriff; die Juristen vermögen ihn also nicht 
au definiren, sondern nur mit Hinweisimg auf Aussprüche älterer Auto- 
riti&ten zu erläutern. Als factischer Begrüf modificirt er sich von Men- 
ichenalter zu Menschenalter durch Besitzverhältnisse und gemeine Mei- 
nung, d. h. durch die wirkliche Geltung des Besitzes. Darauf beruht das 
oben im Text (resagte. 

A) Die Gewalt der englischen Gentry im Staat. 

Um eine Uebersicht über den Umfang dieser Gewalt zu gewinnen, 
dnd folgende Hauptpunkte zu scheiden: 

1) das Unterhaus war von jeher in den Händen der Grentry, nnd 
unter den Plantagenets kehren sogar dieselben Namen aus altritterUchen 
Familien ziemlich regelmässig im Unterhaus wieder. Seit dem Ende des 
Mittelalters sind die parlamentarischen Steuern, welche die „ausserordent- 
fiche Revenue*' der Königs bilden, das Ueberwiegende geworden, im Ge- 
gensatz der „ordentlichen Revenue*' des Königs aus dem Feudalsystem. 
p«r Schwerpunkt der Verfassung fällt damit aihnälig aus dem Oberhaus 
ins Unterhaus. Emem wiederholt und entschieden ausgesprochenen Wil- 
len des Unterhauses haben die Pairs stets nachgegeben, theils aus ange« 
borener Mässigung, theils bestimmt durch den Einfluss der Krone, theils 
durch ein äusserstes Zwangsmittel, welches im Hintergrunde liegt. Da 
nändich die Krone stets neue Pairs ernennen kann, und da sie dies Itecht 
nur durch Minister übt, die mit der Minorität des Unterhauses überein- 
stfanmen, so kann im äussersten Falle durch Creirung neuer Pairs eine 
Minorität geschaffen und die Harmonie der sogenannten drei Gewalten 
köitftlich hergestellt werden; — ein Sicherheitsventü der YexfassoDgi 
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welches jedoch nur einmal, bei Gelegenheit der Beformbill, geöflhet wor» 
den iBt. Dies ist die praktische Bedeutung des königlichen Emen- 
nnngsrechts. 

2) In der Militairverfassung hat das Unterhaus stets die di- 
recte Unterordnung des stehenden Heeres festgehalten. Würde 
die jährliche Genehmigung dazu einmal verweigert, so würde die Sold- 
zahlung, so wie die Unterwerfung unter die Disciplinargesetze (Mutiny 
Bill) aufhören, und das Heer ipso facto aufgelöst sein. Femer bildet 
ein* Gegengewicht die Landwehr oder G r a f s c h a f t s - M i 1 i z. Sie besteht 
überwiegend aus Mitteldassen, im Sinne der neuen Gesellschaft, die Rei- 
terei durchweg aus wohlhabenden Leuten. Den Oberbefehl fuhrt der 
Lord-Lieutenant der Grafschaft, d. h. ein Lord oder Grundherr, welcher 
dem König alle Officiere vorschlägt. So unvoUkonmien diese englische 
Landwehr für den wirklichen Kriegsdienst, so ausreichend ist sie seit 
fünf Jahrhunderten gewesen für den inneren Landesdienst. Die Kämpfe 
zwischen Carl und seinem Parlament wurden Jahre lang nur mit Milizen 
geführt; bis die republikanische Partei ein stehendes Heer schuf, xmä 
damit dem Kriege, zugleich aber auch dem Königthnm und der Ver- 
fassung ein Ende machte. Die Restauration löste diese Armee auf und 
setzte die Gentry in ihre früheren Rechte wieder ein: unverändert bUeb 
aber seitdem die Eifersucht gegen das stehende Heer. Auflösung der 
Landwehr mit Beibehaltung des stehenden Heeres erscheint von Lesern 
Standpunkte aus als eine Bewaffnung der besitzlosen Olassen gegen den- 
Besitz, — als eine Napoleonische Idee. Trotz der insularischen Lage 
hat ^e engüsche Gentry niemals ganz die Waffen* aus den Händen 
gelegt 

8) In der Centralverwaltnng smd alle höchsten Civilämter 
zunächst durch Mitg^eder des Parlaments besetzt. Audi die Geistlich- 
keit der Staatskirche ist ein Theil des Beamtenorganismus. Die Rich- 
ter st eilen werden besetzt aus den Gentlemen der Advocateninnung. 
Die Richter der ordentlichen Gerichtshöfe beziehen ein Amtseinkonuneii 
vt>n SO — 60,000 Thlr. jährlich; und dennoch bringen die dazu berufenea 
Advocaten häudg ein Geldopfer, da sie ein höheres Einkommen aus ih- 
rer Praxis •schon hatten. Selbst der kleuiste Polizeirichter und Krels- 
ricfater bezieht mindestens 7000 Thtr. Gehalt. Auch die Gerichtsschrei- 
ber sind zum Thefl höher besoldet, als unsere Obergerichts-Präsidenlen, 
und gehen mdstens aus der Innung der Anwälte hervor, die zum grossen 
Theil auch in die Qasse der Gentry hineinreicht Wie die Advokaten 
die Pflanzschule des höheren, so sind die Anwälte die des niederen 
Beamtenthums. 

4) In der Grafschaftsverfassung sind die Hauptbeamten die 
Friedensrichter als die regelmässigen Organe der Poüzd („FriedenB- 
bewahrer*'). Die Polizei hat aber in England richterlichen Charaeter 
und richterliche Geschäftsformen beibehalten, also namentUch auch die 
Oeffentlichkdt Nach 84 Edw. HI. c. 1. sollen in jeder Grafschaft dn 
Lord, drd oder vier der angesehensten Männer und dn Rechtsgdehrter 
SU Friedensrichtern bestellt werden. Nach 18 Rieh. TL c. 7. sollen de 
ans den wohlhabendsten Rittern, Honoratioren und Rechtsgdehrten er- 
wählt werden. Nach 18 Henry VL c. 11. sollen sie wenigstens einen 
Grundbesitz von j6 20 Rente haben; nach 5 Geo. H. c. 17. j6 100 
Grundrente. Auch müssen de in der Grafschaft ansässig sdn. Dieser 
Censns bildet eine Beschränkung für das Ernennungsrecht der 
Krone. Ueberdiea werden de durch die nach dem Herkommen lebeni« 
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längliche Berofong und durch den Vorschlag des Custos Rotolorom, 
Lord -Lieutenants, und in letzter Instanz des Lordkanzless , unabhängig 
von den Parteischwankungen des Parlaments. Ob im Parlament eine 
Whig- oder Tory- Verwaltung herrscht, ist in der Gerichts-, Grafschafts-, 
und damit so ziemlich in der ganzen inneren Landesverwaltung kaum za 
bemerken. 

Eine Uebersicht der Zahl der Friedensrichter im Jahre 1843 giebt 
Dodd Manual of Dignicies pag. 552 — 555. Es sind danach in England 
und Wales 13754; darunter 2545 zugleich höhere Officiei-e der Miliz 
(Deputy-Lieutenants). Li den einzelen Grafschaften wechselt die Zahl 
von etwa 100 bis 300. Nur Glöucester hat 325, Eent 309, Middlesex 
und Westminster 643, Northampton 379, York 723; dagegen Rutland 
nur 35, Huntingdon 72, Westmoreland 78, Monmouth 99 u. s. w. 

Pie allgemeinen Grafschaftsangelegenheiten, Correctionalgerichtsbar- 
keit, Beschwerdesachen und Appellationen werden in deu Generalsitzun- 
gen erledigt ; für die mehr localen Angelegenheiten zerfallt die Grafschaft 
in eine Anzahl von Kreisen, in welchen Special- und kleine Sitzungen zu 
diesem Zweck gehalten werden. 

Für die übrigen Verwaltungsgesch'aftc der Grafschaft ist der wich- 
tigste Beamte der Sherif f. Er besorgt die Vollstreckung der gerichtlichen 
Decrete, Vorladungen, Insinuationen, Anlegung von Arresten, Annahme 
von Cautionen, Bildung der Geschwomenlisten, Ladung der Geschwornen, 
Vollstreckung der Civilexeeutionen und der Strafnrtheile, Aufbewahrung 
der Verhafteten. Er hat ferner confiscirte, erblose Güter, Geldbussen 
und Sportein für Rechnung der Krone einzuziehen. Mit einem Wort: 
es sind den Sheriffs übrig geblieben die Verwaltungsgeschäfte unswer 
deutschen Gerichte ausser der Urtheilssprechung. Da bei der Centrali- 
sation des englischen Gerichtswesens unsere stehenden Untergerichte feh- 
len, so tritt der Sheriff in den administrativen Geschäften an deren Stelle. 
. — Für alle diese Geschäfte ist nun aber der Sheriif, abgesehen von sei- 
ner Verantwortlichkeit, ein blosser Name : die pracsische Leitung der Ge- 
schäfte besorgt der von ihm ernannte üntersheriff, gewöhnlidi ein An- 
walt. In den einzelen Kreisen werden sodann VicesherÜfs, Depufy- und 
Bound-Sheriifs, so wie zahlreiche BaiUifs und andere Unterbeamte für 
das Einzele ernannt. Die Verwaltung dieser Geschäfte geschieht mei- 
stens gegen Sportein und ist nichts weniger als musterhaft. Die Stel- 
lung des Sheriffs hat nur den Sinn, dass die ausübenden Ortsbeamten 
nicht von dem Ministerium, also niclit gerade von der herrschenden Par- 
tei ernannt werden, und dass sie keine gesonderte Classe von besoldeten 
Beamten bilden. 

5) Corporationen und Privatvereine übernehmen in England 
inancherlei Funktionen, welche nach unseren Begriffen dem Staat gehö- 
ren, wie das Medicinalwesen, ganze Zweige das Unterrichtswesens u. s. w. 
So steht das ganze Medicinalwesen unter Verwaltung der Associationen 
"der Aerzte, Chirurgen und Apotheker; d. h. nicht der Staat ernennt 
die leitenden Mitglieder, sondern Diejenigen, welche die grösste Praxis 
und Einnahme, also das grösste Ansehen haben, gehen von selbst als die 
leitenden Mitglieder aus der Association hervor. Bei Vereinen, die auf 
Beiträgen beruhen, ist das Uebergewicht des grösseren Besitzes noch 
stärker. 

Li diesen fünf Punkten besteht nun aber im Wesentlichen Das, was 
wir Staatsgewalt nennen: die ganze Staatsgewalt ist also mate- 
xiell in den Händen der Gentry. In ihr conoentriren sich die Qe- 
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ivalten unserer Landrathe, Regierungen, Folizeidirectoren u. s. w.;'6S 
giebt keinen Ponkt des Staatslebens, an welchem nicht die Oentrj als 
das leitende Element wiederkehrte. 

Nnr in der Gerichtsverfassung hat die Mässigung und der Redxts- 
sinn der besitzenden Classen die Theilnahme aller staatsbürgerlich Be- 
rechtigten beibehalten. Die grosse Jury wird allerdings nur ans der 
Gentrj gebildet; sie entsdieidet aber nnr die Vorfrage, Anklage. Die 
Urtheilsjurj dagegen fiir die definitive Entscheidung der Thatfrage be- 
steht grundsätzlich ans allen Classen. Durch das Anklagerecht in Straf- 
sachen ist die Verfassungsmässigkeit aller Regierung bedingt; eben des- 
halb hält die Gentry so eifersüchtig das Institut der Anklagejnry fest, 
trotz anerkannter Mängel. 

*) Die Dedeatang des Besitzes für die parlamentarlsdieii 

Verfassangen. 

Die Hauptschrift über diesen Gegenstand ist: 
L. Stein, der'Begriff der Gesellschaft und die Gesetze ih- 
rer Bewegung. Einleitung zur Geschichte der socialen Bewegung 
in Frankreich. 1. Band. 1850. 

Wegen des Mangels an Einsicht in die gesellschaftlichen Grundla- 
gen des Staats sind allerdings die politischen Erörterungen der Gegen- 
wart zum grossen Theil unfruchtbar. Die deutsche Bildung wird indes- 
sen diesen Mangel sicherlich bald heben. Da in dem Beamtenstaat 
die Ansprüche und Interessen der einzelen gesellschaftlichen Classen 
sich nicht geschlossen geltend machen können, so war bisher für uns 
keine Gelegenheit, diese Gegensätze zum Bewusstsein zu bringen. 

In England sind die Verfassungskämpfe seit den Stuarts, practisch 
betrachtet, Kämpfe zwischen dem Besitz und dem Beamtensystem gewe- 
sen. Allerdings haben auch diese „freien** Verfassungen ein ausgebilde- 
tes Beamtensystem; allein die obrigkeitlichen Aemter selbst sind nur in 
den Händen der herrschenden Classe, und das Princip der Verantwortlich- 
keit unterwirft jeden Beamten der concentrirten Gewalt der Gentry im 
Parlament, welches in der englischen Verfassung zugleich das hÖchiite 
Reichsgericht für die verantwortUchen Beamten bildet 

Politische Freiheit heisst Herrschaft der Gentry über das Beam- 
tenthum; Unfreiheit Herrschaft des Beamtenthums über die Gentry: 
das ist der feste Sprachgebrauch des heutigen Organa der eng^chen 
Gentry, der Times. 

Der Engländer ist zu practisch, um sich eine Monarchie denken m 
können, von welcher unsere Idealisten träumen, in welcher ein erleuoh- 
teter Regent wirklich den Staat verwaltete. Absolute Monarchie ist viel- 
mehr der reine Beamtenstaati in welchem durch das feste traditnoneüe 
Verwaltnngssystem und durch den Corporationsgeist des Beamtenthnaui 
(meistens verwachsen mit socialen Vorzügen. einzeler Classen) der Regent 
in seinem persönlichen Willen oft mehr gebunden ist, als durch das 
mächtigste Parlament. Die, Bezeichnung „formelle Spitze dnes Systems/' 
im guten wie im schlimmen Sinne, gehört ebensowohl dem Beamtenstut, 
wie der parlamentarischen Verfassung an. England hat daher der Di- 
plomatie des Continents gegenüber nachdrücklich die Behauptung festge- 
halten , dass seine Könige so souverain seien, wie irgend ein Mo- 
narch der Erde ; und es hat darin die Erfahrung f&r sioh. In der 
entscheidenden Periode, als es auf ein persönliches Eingreifen des 9egen« 
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Uta ankam, in dem Jahrhmidert der Tudors, war das Königthom in Eng- 
land allmächtig, trota seiner Parlamente; während m Frankreich das Kö- 
nigthum durch den absoluten Beamtenstaat im entscheidenden Augen- 
blick neutralisirt und ohnmächtig war, trotz des redlichen Willens Lud- 
wigs XVL 

Die hier gegebene Untersuchung hat übrigens nur den ausdrücklich 
imd wiederholt ausgesprochenen Zweck, nachzuweisen: unter welchen Be- 
dingungen der Hässigung, der Gerechtigkeit uud des Gemeinsinns inner- 
halb der besitzenden Classen freie Verfassungen entstehen und bestehen. 



n. 



') Die normannische Eroberung. 

Die Geschichte der angelsächsischen Zeit ^ird hier aus den bc- 
kannten englischen Werken von Palgrave, Kemble u. A. vorausgesetzt, 
unter besonderer Verweisung auf unsere vortreffliche deutsche Bearbei- 
tung: Lappenberg, Geschichte von England. l.Bd. 1834. 2. Bd. 1837. 

Manches Interessante über das Verhältniss des normannischen 
Elements enthält L A. Worsaae, die Dänen und Normänner in Eng- 
land, J>eutsch von Meissner. 1652. 8., — eine Tendenzschrift, die 
Ihrer Zeit m England verbreitet wurde, um den Engländern deutüch zu 
machen, dass die Grundlagen ihrer NationaHtät und Verfassung nicht 
angelsächsisch, d. h. schleswig-holsteinisch, sondern dänisch seien. 

Die begeisterte Sdulderung, welche MacauUy von dem Character 
der Normannen giebt, ist oben m dem Text auf ihr richtiges Maass zu- 
riickgeführt. Alle Namen gebüdeter Männer, die vor und zu WiBiehns 
Zeiten unter den Normannen vorkommen, gehören, wie Lappenberg her- 
vorhebt, nicht dem normannischen Stamme selbst an. Kein Gedicht, 
kem einheimisches Geschichtewerk, keine Predigt, keinen Aufsate, kein 
Bechtebuch emes Emgebomen haben die Normannen vor der bewaffne- 
ten Ansiedelung in EnglMid nachzuweisen. 

^) Die Vertfieilong des englischen Bo4ens. 

IMe Elemente des Lehnswesens, die Verbmdnng von Grundbesitz und 
Änegsdienst, waren bei den Germanen von Anfang an vorhanden. Zu 
mm sclJagfertigen Heere fehlte aber Eines: die dauernde mate- 
rielle Abhängigkeit des Kriegers von dem Führer. Das eigenUiche 
Letoswes«! begmnt erst, seitdem die systematischen Verieihungen des 
r^f s^?^ T "^'^ ^««thaltung des dauernden Charactera 
•Ines Soldes anfangen. Das EigenthümKche des normannischen Staats- 
^«DS ist die energische Durchführung dieses Prindps. Um die Macht 
^^A^^'"^^' ^^u .«^?^?^«^«« Steategewalt unterzoeninen, machte 
2^«f Ä ^^ AUembesitzer und theilte dami von Neuem (Com- 
S^f^ ,i ^f^ ^"^ alhnaüge systematische Durchführung dieses Prin- 
jÄJ?a?!^ atifmerksam: Stephen, New Commentaries L 173. 174. Im 
iS^J« 1! J "^ das grosse Landregister Domesday-Book voBendet, aus 
^^^^J^^"^^ ZusammensteDungen enthält: Sir Heniy ElKs, Ltro- 

ÄÄ^-S?t^^r'^y-^^^- London 1832. 2 VoL 7. Diiie Ste^ 
wtt ffiobt folgende Hanptansätze: 
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Kronvasallen (Tenentes in capite) gegen . • . . . 1400« 

UntervasaHen 7871« 

Burgenses 7968. 

Liberi homines 10,097« 

Liberi homines commendati • 2041. 

PreBbyteri 994. 

Sochemanni 23,072. 

Cotarii 5045. 

Bordarii .... * - . 82,119. 

Villani 108,407. 

Sem 25,156. 

Von den 60,215 Bitteriehnen, fallen nach der gewöhnlichen Berech- 
nung auf den König 1422 (dazu 791 Parks und 68 Forsten), auf die 
Kirche 28,115; anf die übrigen Kronvasallen also über 30,000. 

Nur ein Bruder des Königs ist mit 973 ^tterlehnen bedacht; Al- 
lan, Graf yon Bichmond mit 442 ; William, Graf von Warenne, mit 298, 
und so absteigend. 

Das Bitter lehn ist aber kein bestimmtes Landmaass, auch gerade 
kein geschlossener Herrenhof, sondern ein Besitzquantnm mit der 
Verpflichtang einen bewaffneten Mann zu gesteUen. Die angelsächsi- 
schen Ortschaften bilden daher eines oder mehrere Bitterlehne, oder 
sind einem solchen einverleibt, d. h. sie werden dem beliehenen Kron- 
▼msaOen so hoch angerechnet. Der beliehene Normanne succedirte dabei 
in die grundherrlichen Bechte seines angelsächsischen Vorgängers. 



*) Das Uebergewiebt des grossen Besitzes. 

Die grossen KronvasaUen hatten in ihren Herrschaften eine ähn- 
liche Stellung, wie der König im Beich. Auch sie hatten ihre Kriegs- 
mannschaften um sich, Untervasallen, Hintersassen, bewaffiiete Diener- 
schaft, Söldner; auch sie hatten ihren Hofstaat, ihren Marschall, Käm- 
merer, Kanzler, Justitiarius; in ihren Herrschaften kamen auch kleine 
Städte vor, in denen sie Taxen erhoben, ebenso wie der König, der die 
wichtigeren Städte und die Häfen seinem Domainengebiete einverleibt 
hatte. Das Königthum erschien von diesem Standpunkte aus wie eine 
grosse Baronie, die Baronie wie ein kleines Königthum. Es sind darin 
bereits die Elemente des Kleinstaats: Begnum quod ex comitatibus et bi^ 
roniis didtnr esse constitutum, sagt Bracton IL cap. 34. 

Wie das Lehnssystem in seiner ersten Anlage eine Verstärkung der 
Königsgewalt herbttführte, so wurde es in seiner Fortbildung auch in 
Enf^d gerade dem Königthum gefährlich. Die Bechte, welche die alt- 
gennaaische Verfassung an das allodiale Eigenthum knüpft, sind hier 
beschrankt auf die Thronvasallen. Die Verfassung beschränkt sich da- 
her auf einen kleinen Kreis freier Grundherren, welche dann auch auf 
dem Contihent eine Pairie oder Beichsstandschaft unter sich bilden, mit 
dem Königthum in einem Uossen Vertragsverhältniss stehen, und die 
übrigen Classen immer mehr zu ihren Unterthanen herabsetzen. 

An der Schwelle dieser Entwickelung stand jetzt England. Wäre 
sie nicht unterbrochen, so würde vielleicht audi Englimd heute in 
ein Kkinstaatenthum aufgelöst, das Oberhaus ein Bund souverainer Für- 
sten sein. 

Dms das normannische Königthum von Anfang an mit Bewusstsein 
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^egen £es« Entwickelnng kämpfte, zeigt sich in folgenden drei Maass- 
regeln: 

1) darin, dass den Führern des erobernden Heeres nicht geschlossene 
Grafschaften, sondern nur verhältnissmässig kleinere Besitzungen verlie- 
hen wurden; 

2) darin, dass die verliehenen Güter in verschiedenen Grafschaften 
Hegen, wie die des Grafen Moreton in zwanzig Grafschaften, des Grafen 
Boger in dreizehn, des Grafen Hugo id ein und zwanzig, des Bischofs 
von Bajeux in siebenzehn u. s. w.; wälirend der König sich Besitzon- 
.gen in allen Grafschaften vorbehielt, ausser Shropshire. 

3) darin, dass die angelsächsische Gemeindeverfassong beibehalten 
mirde« Dies ist der Sinn der immer wiederholten Zusicherung und Be- 
seitigung der Gesetze Eduard des Bekenners. Ein Gesetz Heinrichs L 
erklärt aach die grossen Thronvasallen und Prälaten ausdrücklich für 
verpflichtet, den regelmässigen Grafschaftsversammlungen beizuwohnen. 
Auf diesem Gebiet fanden also auch die Herren noch ihres Gleichen 
und mussten jeden freien Eigenthümer hier als iliren Bechtsgenossen 
anerkennen; während in der reinen LelmsvcrflBSSung der Untervasall und 
Hintersasse in dem Gut des Thronrasailen einbegriffen, also im Parla- 
ment nur durch diesen vertreten ist 

Innerhalb des Lehnsstaats lebt also ein zweiter Organismus fort, der 
getragen durch den sächsischen Nationalgeist, weiter entwickelt durch 
das Königthum, sich später in dem Unterhans centralisirt und das Lehns- 
wesen allmälig zersetzt. In dieser Richtung gehen nun die Reformen 
im Gerichts-, MUitair- und Steuersystem vor sich. 

10) Die mittelalterlifhe Reform des Gerichtswesens. 

Die Lehnsgerichte blieben in England von Anfang an auf dnen en- 
gen Kreis beschränkt, welcher grössentheils als Erbstück aus den Zei- 
ten des Verfalls der angelsächsischen Monarchie übernommen war. Die 
Bildung unfreier Gemeinden um einen Herrenhof, Manor, war schon in 
der angelsächsischen Zeit vor sich gegangen. Das Königthum hat sie 
nicht aufgehoben, sie bestehen sogar dem Namen nach noch fort; ver- 
hindert aber wird ihre Ausdehnung; die neue Entstehung von Manors 
durch gesetzliche Requisite unmöglich gemacht; den schon vorhandenen 
werden schrittweise die obrigkeitlichen Rechte entzogen. UeberaU, wo 
die Grenzen der Lehnsgerichtsbarkeit mit der ordentlichen Grafschafts- 
gerichtsbarkeit zusanunenstossen , sehen wir grundsätzlich die letztere 
begünstigt. Sobald der Grundherr die Hülfe des Königs beansprucht, 
zur Eintreibung schuldiger Dienste und Abgaben, ergeht ein Writ an 
den SheriiF, und die Sache kommt an das Grafschaftsgericht. Beschwer- 
den gegen die Lehnsgerichte, wichtige Streitigkeiten über Grundbesits, 
auch die kleinen Strafsachen, wie überhaupt jäe Sache auf Grund eines 
königlichen Writ, können an die Grafschaftsgerichte verwiesen werden* 
Das Statut Mariebridge 52 Henry HI. c. 19. untersagt den oberen Lehns- 
herren Appellationen anzunehmen, beschränkt also schon im 18. Jahr- 
hundert die Patrimonialgerichte auf die unterste Instanz. 

Bei weitem wichtiger, als diese blossen Beschränkungen, sind nun 
aber die positiven Reformen der alten Grafschaftsgerichte. Die alten 
Functionen der germanisclien Gemeindegerichte bei Anklage, Beweis 
und Urtheil wurden durch Ausschüsse geübt. Sich selbst überlassen, 
folgten diese dem socialen Gesetz, d. h. der Uebermaoht des grossen Besitzes. 



— 59 — 

Die Thane der angelsächsischen Zeit üben daher die Gerichtsgewalt 
nnd besetzen alle sonstigen Aemtcr. In Wechselwirkung damit steht ein 
ungleiches Classenrecht, nach welcliem Leben und Gesundheit und der 
Eid eines Mannes nur gewogen wurde nach der Zalil der Hufen, die er 
besass. Noch drückender erschien diese Uebermacht, seitdem der grössere 
Besitzer allein der vollbewaifnete nnd kampfgeübte geworden war; der 
ganze Prozess löste sich zuletzt in Zweikampf auf. Dazu kam der Na- 
tionalhass zwischen Angelsachsen und Normannen, der die Handhabong 
unparteiischer Justiz unmöglich machte. 

Der Entwickelungsgang der neuen Gerichte läuft hier in einen 
Brennpunkt zusammen: das Königthum ernennt durch seine 
Beamten die Ausschüsse, welche bisher nur durch die 
Grösse des Besitzes bestimmt wurden; durch dies verän- 
derte Wahlprincip sind die alten Gemeindegerichte über- 
gegangen in die Jury. — Man hatte femer aUmälig eingesehen, dass 
die Aufrechterhaltung des Friedens nicht mehr blos Sache des Einzelen, 
des Gesclilechts, der Ortsgemeindc, sondern in weiteren Ejreisen Sache 
der Hundertschaft, Grafschaft, und zuletzt des Staats sei (Königsfriede). 
Durch die Erhebung der Anklage im Namen des Königs wird dann all- 
mälig die Rechtsgleichheit der Classen durchgeführt. Es hat aber viele 
Jahrhunderte gedauert, bevor man zu der Einsicht kam, dass ein Men- 
schenleben dem andern gleich, und Rechtsschutz, Beweis nnd Strafe 
nicht mehr nach der Schwere des Besitzes abgewogen werden dürften. 
Daraus ergab sich die Nothwendigkeit einer immer weiteren Ausdeh- 
nung des Beamtcnthums bei Beweis und Urtheü in Civil- wie in Straf- 
sachen, und eine immer wachsende Centralisation der Gerichte, bis jenes 
Gleichgewicht erreicht war. Es liegen aber viele Jahrhunderte zwischen 
der altgermanisehen Rohheit, welche die Rechtsfälligkeit nur auf den 
Grundbesitz basirte, bis zu diesem Zeitpunkt, wo zum ersten Male in der 
germanischen Geschichte das Königtlium den ungleichen Classen gleichen 
Rechtsschutz verschafft. Es bedurfte dazu einer Auflösung audi der al- 
ten Grafschaftsgerichte durch königliche Commissarien (Friedensrichter), 
die durch mehrere Gesetze Eduards HI. gestaltet, unter Richard U. 
1388 collegialisch geordnet und mit den Gemeindeausschüssen (Anklage- 
und Urtheils-Jury) in Verbindung gesetzt werden. Mit dieser letzten 
Massregel ist der äussere Organismus der englischen Gerichtsverfassung 
vollendet, welcher neuerdings iu mehreren deutschen Schriften behandelt 
ist, z. B. Biener, das englische Gescliwomengericht. Leipzig 1852. 
2 Bde. Köstlin, der Wendepunkt des deutschen Strafverfahrens. Tü- 
bingen 1849. Gneist, die Bildung der Geschwomengerichte. Ber- 
lin 1849. 

Jene Reformen haben die eigentliche Grundlage der freien Ent- 
wickelnng Englands gelegt. In englischer Weise bleiben daneben die al- 
ten Gemeinde- und Lehnsgerichte, County Court, Hundred Court, Court 
Baron, Court Leet, dem Namen nach bestehen; sie verlieren aber die 
gerichtlichen Geschäfte. Das altgermanische Gericht dient näm- 
fich zugleich zur Vornahme von Auflassungen und anderen Rechtsge- 
schäften; — eine Function, die zum Theil noch fortdauert, und das 
Missverständniss veranlasst, als ob es in England noch Patrimonialgerichte 
(Court Baron, Court Leet) gäbe. 

Die Anfange einer Gutspolizei wurden schon im ersten Keime 
erstickt Als im Jahre 1237 auf dem Parlament zu Merton die Lords 
um die Erlanbniss baten, besondere Gefängnisse zu halten fti^r di^ Uebor- 
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treter in ihren Parks* und Fischteichen: so wurde dies Gesuch abge« 
schlagen und nicht erneut. 

Durch diese rastlose ThStigkeit des Königthums gelang es aueh, 
den Amtscharacter der Personen zu wahren, welche an der Spitze 
der Gerichte stehen, und die Bildung von Erbämtem zu verhindern. Die 
Pfalzgrafschaften machen davon eine yerhjUtnissniässig unbedeutende 
Ausnahme, aus zufälligen Localyerhaltnissen hervorgegangen, dgentüch 
nur dem Namen nach bestehend, und schrittweise beseitigt. 

Nach vielen Jahrhunderten der Verwirrung imd der Gewalt wurde 
so endlich der grosse Organismus der Gerichtsverfassung durchgeführt, 
den die Rechtswissenschaft in dem Satz, dass alle Justiz vom Kö- 
nig ausgeht, znsammenfasst. 

11) Die Umbildung der Heeresverfassang. 

Das Wesen des Lehnsheeres besteht darin, dass der Grundherr 
s«ne Hintersassen fUhrt. So bequem dies für den Grundbesitz war, so 
unmöglich wurde dadurch eine taktische Gliederung; und unter den 
Mannschaften fehlte jener Wetteifer, der in gleichmäsmg gegliederten 
Massen der Tüchtigkeit und Beförderung ein Feld bietet, und eben da- 
durch die Tüchtigkeit entwickelt Noch die Schlacht bei Hastings (Senlac) 
giebt das Bild einer ganz rohen Kriegsführung. Ausserdem machte die 
Gemessenheit der Lehnsdienste das Lehnsheer für lange Kämpfe, und 
für einen dauernden, inneren Landesdienst ungenügend. 

Schon die ersten Plantagenets beginnen daher mit der Organisation 
einer GrafschaftsmUiz , welche durch die Beibehaltung der angelsächsl- 
•ehen Gemeindeverfassung mög^ch wurde. 

Schon Heinrich IL verordnet, dass jeder Freisasse nach dem Werth 
seines Guts oder beweglichen Vermögens stets mit angemessenen Waffen 
und Rüsttmgsstücken versehen sein soll Nach einem Statut 13 £dw. L 
soll jeder Blann zwischen 15 und 60 Jahren abgeschätzt werden und 
schwören, Büstung zu halten nach dem Werth seines Vermögens; be- 
15 J^ oder darüber in Grundrenten, oder 40 Mark in bewegfichem Ver- 
mögen, einen Brusthamisch, eine eiserne Brustplatte, ein Schwert, ein 
Messer und dn Pferd; bei geringerem Vermögen weniger kostbare 
Rüstung. In jeder Hundertschaft wird ein Offider, Constabularius, ge- 
wählt; die Zehntschaft hat ihren Unterconstabler; der Führer des Gui- 
zen ist der Sheriff, der in Notlifällen die ganze Macht, das posse comi- 
tatus, aufbietet. Werden Milizen roobU gemacht, so ernennt der König 
die Commandirenden durch Commission (seit Elisabeth werden daraus 
stehende Commissarien, die Lord -Lieutenants). Das G^etz ordnet die 
Art der Bewaffnung und fuhrt alljährfich zwdmafige Heerschau ein. Als in 
der späteren Zeit <Se innere Ruhe des Landes befestigt, die Fehden nut 
Schottland sdtener wurden und zuletzt aufhörten, wurde auch diese Land- 
wehrverfassung schlaffer, von Zdt zu Zeit durch neue Gesetze aufge- 
frischt, und aÜmälig so umgestaltet, dass den Constables zuletzt nur po- 
fizdliche Functionen übrig geblieben sind. — Diese Milizen büden nun 
zugldch die Vorschule für ein regdmässiges Heer. Gegen dnen Gdd- 
sold waren die kampftüchtigsten und kampflustigsten Elemente daraus, 
Bitter und Hintersassen, Idcht zusammenzubringen. Das Dasein einer 
stehenden Grafschaftsmiliz, so unvollkommen sie auch sein mochte, maehte 
es überhaupt möglich, nach Bedürfiiiss geworbene Truppen zusammen- 
suaehen und aufzulösen; während in der normannischen Zdt die anfge- 
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lösten Söldnerhaufen das Land verwüsteten nnd das unbewaflfhete Land- 
volk brandschatzten. — Gesetze unter Eduard L und Eduard HL beschran* 
ken aber auch die willkürliche Verwendung der Miliz, und machen unge- 
wöhnliche Zumnthungen von der Genehmigung des Parlaments abhängig. 

Unter diesen Umständen zog es schon Heinrich H. in seinem fünf* 
ten Regierungsjahre bei dem Kriegszuge nach Toulouse vor, von jedem 
Ritterlehn 3 j6 in Geld statt der Naturalkriegsdienste zu erheben. Ein 
solches SchUdgeld (scutagium), von 60,000 Ritterlehnen erhoben, ergab 
damals eine Summe, mit welcher ein ansehnliches Heer zu werben war. 
Das Lehnswesen verwandelt sich dadurch bald in ein grosses System von 
Schfldgddem (scutagia), Anfallsgeldem (relevia), nutzbaren Vormund- 
schaften, Consensgeldern und maritagia, ausserordentlichen Hülfsgeldem 
und vorbelialtenen Rückfallsrechten, welche hauptsächlich das Finanzsy- 
stem des Mittelalters und mehrere Jahrhunderte hindurch einen fortlau- 
fenden Gegenstand der Gresetzgebung und Landesbeschwerden bilden. 

Auch die Heere, mit denen die englischen Könige in Frankreich 
kämpften, bestanden ans Miethstruppen, zum Theil freilich Rittern und 
Grenilemen, welche jedoch nicht von Leims wegen, sondern um Sold 
dienten. So schiffte sich Eduard 1346 ein mit einem Heer von 4000 
Gewappneten, 10,000 Bogenscliützen, 10,000 WalHsern und 6000 Mann 
Irländischer lichter Truppen ; und schon lange vorher ergeben die Nach- 
richten über die einzelen Feldzüge der englischen Könige eine ähnliche 
Znsammensetzung. Wenn die Lehnsvasallen auch noch die „SclUacht- 
fittie" bildeten, d. h. die Linie der schwerbewaffneten Reiterei, so bestand 
jedenfalls die Hauptmasse aus leichteren neuorganisirten Truppen. Nur 
in den Fehden gegen Schottland wurden öfter noch die Naturalkriegs- 
dienste des Lehnsheeres aufgeboten; zum letzten Male, und erfolglos, im 
Jahre 1640. 

Da nun aber die Soldtruppen nach hergestelltem Frieden sofort auf- 
gelöst wurden, so bestand die bewaffnete Macht Englands Jahrhunderte 
lang thatsächlich nur aus Milizen. Das stehende Heer, mit welchem 
Heinrich VHL die Reformation unternahm, bestand aus 50 Leibtrabanten ! 

Der Satz des englischen Rechts, dass der König das unmittelbare 
Haupt aller bewafüieten Macht im Lande sei, (wieder bestätigt durch 13 
Car. n. c. 6.) erhält seinen practischen Sinn durch den Gegensatz des, 
Lehnswesens, d. h. die militairische Ordnung wird nicht mehr bestimmt 
durch die Gliederung des Besitzes, durch die Gutsabhängigkeit des Sol- 
daten vom Führer; vielmehr ist die atteinige, ungetheilte Befugniss de« 
Staats zur Ordnung aller bewaffneten Macht damit anerkannt. 

1*) Das Steaerrecht der Grandherren. 

Das Einschreiten des königlichen Schatzamts gegen das Steaerrecht 
der Grundherren ergiebt sich aus Maddox History and Antiquities of the 
Exchequer (1769. 2 Vol. 4.) c. 17. Dadurch und durch das Weg- 
faHen der obrigkeitlichen Rechte des Gutsherrn wurde das natürliche 
wirthschaftliche Verhäifcniss in dem Landbesitz erhalten, aus welchem 
sich die allmälige Befreiung der ländlichen Arbeit von selbst ergab. Die 
Gnmdherren fanden, dass alle Zwangsdienste weniger gut verrichtet wur- 
den, als freie Lolmdienste; an die SteUe der Frohnden treten daher vor- 
behaltene Geldrenten, die alte Leibeigenschaft stirbt in England von 
selbst ab; sie ist schon gegen Ende des Mittelalters unbedeutend, und 
unter Efisabeth verschwanden, (Vgl« über die albnälige Befreiang der 
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lündlichen Arbeiter unter Anderen HaUam Middle Ages II. 384. 385.) 
Bekannt sind die besonderen Verdienste der Kirche um Freilassang der 
Leibeigenen. Aach anf dem Continent wandte die Kirche diese Bemü- 
hungen an, aber ohne Erfolg, da die Befreiung an der ständischen Gfie- 
dernng scheiterte. 

Aus gleichem Grunde verbessert sich von selbst das Vcrhältniss der 
unfreien Güter. Da die Grundherren aus wirthschaftlichen Gründen 
die Verwandlung der Frohnden in Geldrenten vorzogen, so nähert sich 
der unfhne Besitz (villenage) aUmälig dem Freibesitz Eine günstiger 
gestellte Gasse desselben: antient demesne (die alten Kronbauem), cu- 
stomary tennre, nnd villein socage, ist in den wesentiichen Beziehungen 
dem Freibesitz gleichgestellt Und selbst die niedere CJasse, das einfache 
copyhold, wie man es jetzt nannte, ist allmälig erblich geworden und 
so verbessert, dass die Juristen schon frühzeitig bemerkten, wie der 
Bauer daran materiell eigentlich ein besseres Recht habe, als der Gkits- 
herr an seinem frechold. Solche unfreie Güter sind nur noch nominell 
Tlieile eines manor. Stephen New Commentaries I. 211. Die Theil- 
nähme des copyhold an den Parlamentswahlen wurde sodann geordnet 
durch 31 Geo. II. c. 14, 2 Wiü. IV. c. 45. s. 19. (Beformbül), und 
die Berufung der copyholders zur Jury durcli 6 Geo. IV. c. 50, s. 1. 

Dies Alles sind nur Folgesätze aus dem rechtzeitigen Einschrdten 
der Staatsgewalt gegen das Besteuerungsrecht der Gruudherren. Wollte 
nun aber der König sich einmischen in dies Besteuerungsrecht: so woll- 
ten nun umgekehrt auch die Grundherren mitreden, wenn der König 
„seine Leute," insbesondere auch die Städte, mit Taxen belegte; und 
mit Bücksicht auf die Nothwendigkeit eines gleichmässigen Maassstabes 
wurde dies ein Hauptanknüpfungspunkt für das Steuerbewillignngsrecht 
der Parlamente. Denn der verständigste Ausweg war offenbar, dass alle 
Betheiligten zusammentraten, imd sich über eine gemeinschaftliche Schäz- 
zung einigten. 

13) Die Erblichkeit der Königswürde. 

Erst sehr langsam ist den Völkern die sociale Bedeutung eines 
selbststandigen Königthums zum Bewusstsein gekommen. Schon in der 
angelsächsischen Zeit lüelt man sich bei der Wahl des Königs in der 
Regel innerhalb Einer edlen Familie; übrigens wurde nach Umständen 
der Sohn dem Vater, der Bruder dem Sohn, der jüngere dem älteren, 
der uneheUche dem ehelichen Sohn vorgezogen; auch kam es vor, dass 
die Landesversammlung einen König absetzte. Selbst Wilhelm der Er- 
oberer unterzog sich noch der Form einer Wahl. Betrachten wir die 
aUgelsächsischen und normannisclicn Könige als eine Reihe, so ist die 
Thronfolge der grösseren Hälfte nach heutigen Begriffen unregelmässig. 
Allerdings hatte der Lehnsstaat durch seinen grossen Domainenbesitz die 
entschiedene Tendenz zur Erbliclikeit bekommen; es ist indessen merk- 
würdig, wie schwer selbst mit Hülfe des Lehnswesens sich die feste Erb- 
lichkeit durchsetzte. WUhehn der Rothe, Heinrich I. und Stephan wa- 
ren nach neueren Rechtsbegriffen Usurpatoren, erwählt durch ihre Partei 
gegen die üblichen Grundsätze des Erbrechts und gegen ausdrückliche 
Verträge. So bekennt auch Heinrich I.: „Sdatis me Dei misericordia 
et commnni consilio baronium totius regni Angliae ejusdem regem co- 
ronatum esse." Auch Heinrich 11. succedirte seinem Vorgänger Stephan 
sieht durch Erbrecht, sondern kraft ciQcr Conventioa, welche durch die 
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Grossen beider Parteien ratificirt wurde. Richard Löwenherz ist der 
erste König yon En^nd, welcher den Thron ohne die Form einer 
Wahl, nnd ohne ein Interregnum, bestiegen hat. Dennoch nennt sein 
Nachfolger Johann sich „König durch Erbrecht, durch Consens und 
durch Ghmst der Kirche und des Volks," und datirt seine Regierung 
nicht vom Todestage seines Vorgängers, sondern erst vom Tage der 
Krönung. Selbst Eduard I. datirt seine Regierung nicht vom Todestage 
seines Vaters, sondern vom Tage seiner Anerkennung, — und seine Vor- 
münder fugen noch hinzu : die Krone sei auf ihn devolvirt „durch Erb- 
recht und durch den Willen der Barone.'^ Diese letzten Worte bleiben 
weg seit Eduard IL Es ist von da an unbestrittener Grundsatz, dass 
der König nicht stirbt, dass also kein Interregnum stattfindet, und dass 
die Grundsätze von der gesetzlichen Erbfolge in das Grundeigenthum auf 
die Krone Annahme finden. Damit ist das Legitimitätsprincip vollen- 
det, nnd in Verbindung damit steht der veränderte Titel des Königs, der 
nicht mehr wie früher rex Anglorum, sondern rex Angliae heisst, — 
ein Sprachgebruneli, der schon frülier vorkommt, aber erst seit Richard I. 
fest wird. Siehe darüber Allen, Inquiry into the Rise and Progress 
of the Royal Prerogative in England, 2. Aufl. 1849. 8. p. 41 ff. Henry 
Hall am, View of the State ef Europe during the Middle-Ages. 2 VoL 
4. London 1818. (1. Aufl.) Vol. U. pag. 195 sqq. 

1-*) Der Treueid and das Recht des bewaffueten 

Widerstandes. 

Man pflegt jetzt oft das Mittelalter mit seiner Lehnstreue darzustel- 
len als die ideale Zeit der Treue gegen das Königthum. Diese Auffas- 
sung ist historisch falsch. Die Geschichte des Mittelalters ist eine Kette 
von Verrath und Treubruch; es ist eine Zeit der Unsittfichkeit und des 
Materialismus, verglichen mit der Gesittung unserer Generation. Das 
Wort Treue bezeichnet im Mittelalter den militairischen Gehorsam; es 
ist die erste Form der Unterwerfung des Einzelwillens unter eine staat- 
liche Ordnung. Die angelsächsische Zeit kennt nur eine schuldige Treue 
gegen den Brodherru, Hlaford, keinen allgemeinen Treueid der Unter- 
tbanen gegen den König. Das Mittelalter ist nocli nicht über den Ge- 
danken der Vertragsnatur dieses Verhältnisses hinaus: so dass der Brach 
des Vertrages von Seiten des Herrn auch den Mann seines Treueides 
entbindet. Der König ist nur oberster Hlaford, und drückt die Gegen- 
seitigkeit seines Verhältnisses durch den Schwur aus, den er bei der 
Krönung leistet Die angelsächsischen Treueide sind daher bedingt gefasst: 
„Ich will treu und wahrhaftig sein dem N., und lieben Alles, 
was er liebt, und meiden Alles, was er meidet, gemäss den Ge- 
setzen Gottes und der Menschen, nnd niemals mit Willen und 
Wissen, mit Wort oder That Etwas thun, was ihm missiallig ist, 
unter der Bedingung, dass er mich halte, wie ich 
Willens bin /.n verdienen, und Alles das erfülle, was 
unter uns vereinbart wurde, als ich mich ihm unterwarf 
und seinen WUlen wählte.^^ 
Auch wo diese bedingte Fassung fehlt, wurde doch in den genossen- 
schaftlichen Gerichten der Treueid so beurtheilt. Eine Andeutung der 
sächsischen Chronik bei Gelegenheit des Kampfes zwischen Eduard dem 
Bekenner nnd Graf Godwin ergiebt, dass man die Mannen des Letzteren 
dofch ihren Eid auch gegen den Könsg für gebunden erachtete. Noch 
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dfts Bechtabach des QknviQa lehrt IX. c 1.: ^utoa debet esse do- 
mini et homag^ fidelifcatis conuesio, ita quod qaantam homo debet do- 
mino ex homagio, tantum ilU dobeC dominus ex dominio, praeter solam 
reverentiam/' Vergl. Bracton II. c 85. §. 2. und Fleta IH. c 16. §. 20. 

Ein Gesetz Wilhelms d. Erob. III. 2. verpflichtet jeden freien Mann 
in seinen Besitzungen den Eid der Treue dem König persönlich xn Idsten, 
ohne Vorbehalt äer Qaalification; nnd gegen Ende seiner Begiemng 
nöthigt er alle Landbesitzer, ihm Treue zu schwören gegen alle Perso- 
nen ohne Ausnahme. In dem Bechtsbach des Glanyilla 9. Cup. 1. ist 
es daher ein feststehendes Princlp, dass in jedem Treueide gegen einen 
Unterthanen der Vasall ausnehmen müsse die schuldige Treue gegen den 
König und dessen Erben. 

Immer aber blieb die Anwendung dieser Grundsätze der gemeinen 
Bechtsansicht in den genossenschafUichen Gerichten überlassen, und diese 
hielt daran fest, dass der Treueid seinem Ursprünge nach bedmgt sei, 
gegründet auf Vertrag und auf die Grundlage gegenseitiger Dienste nnd 
Verpfliditungen; dass also der Bruch des Vertrages von einer Seite den 
andern TheU von seiner Verbindlichkeit entbinde. Alle militairische 
Subordination auch der normannischen Zeit hat nur diesen Charakter, 
alle Lehnsverfassungen drücken dies entweder wörtlich aus, oder gestal- 
ten sich so in ihrer Handhabung. Dies ist denn auch der Grund der 
ausserordentlichen Müde, mit welcher die überwundenen rebellischen Ba- 
rone jener Zeit behandelt wurden; während man ihre Leute und ihre 
Besatzungen niederhieb. 

Nur die Persönficlikeit des Regenten konnte solche Verfassungen 
snsammenhalten; und unter der unglücklichen Regierung des milden 
Stephan kam unter dem Vorwand eines Streits um die Tlironfolge der 
wirkliche Character einer blossen MUitairverfassung zum Vorschein, in 
welcher* jeder bewaffhete Grundbesitzer bei passender Gelegenheit den 
Gehorsam kündigt. „In dieses Königs Zeiten, '' sagt die gleichzeitige 
sächsische Chronik, „war Alle» Zwietracht und Uebelthun und Raub; denn 
gegen ihn standen die Reichen (d. h. Grossen) auf, die Verrather 
waren, nnd als sie fanden, er sei ein milder Mann und sanft und gst, 
und luüte kein Gericht, da thaten sie alle Wunder. Sie huldigten ihm 
und schworen ihm, aber sie hielten kein Treu und Glauben, nnd waren 
alle memeidig und machten sich Nichts aus ihrem Wort, denn jeglicher 
reiche Mann hatte seine Burgen, und sie trotzten ihm darin, nnd das 
Land ward von denen Vesten angefüllt; sie schunden gar grausam die 
armen Leute im Lande mit Frohnen, dass sie die Burgen bauten, und 
da die Bargen standen, so füllten sie solche mit Teufeln nnd Übeln Män- 
nern; da nahmen sie die Leute, von denen sie meinten, sie haben Gut 
und Geld, bei Tag und bei Nacht, Bauern nnd Bäuerinnen, und warfen 
sie ins Gefangniss für ihr Gold und SUber, und folterten sie mit nnsäg^ 
liehen Qualen, und litt nie ein Märtyrer solche Pein, als sie; einige 
hängten sie auf bei den Füssen nnd räucherten sie mit bösartigem Rauch ; 
andere hängten sie auf an dem Daumen oder an dem Kopf, und hingen 
Panzeriiemden an ihre Füsse; einigen banden sie SeUe um den Kopf 
und drehten so lange daran, bis sie in das Hirn eindrangen; andere 
warfen sie in Kerker, wo Ottern und Schlangen und Kröten waren, und 
tödteteh sie so; andere steckten sie in einen Kasten, der kurz und enge 
und nicht tief war, nnd thaten scharfe Steine darein, nnd wenn der 
Mann darein gezwängt war, so hatte er alle seine GUedmassen gebrochen. 
Vieto Taasonde hesBon sie verhungern, Sie legten immer mehr Bvss« 
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(Steuern) auf die Städte, und als die armen Leute Nichts mehr zu geben 
hatten, plünderten und verbrannten sie die Städte, so dass man einen 
Tag lang hätte gehen können und hatte nicht gefunden, wo noch ein 
Mann in einer Stadt oder auf einem angebliimten Felde sesshaft gewesen 
wäre. — Hernach schonten sie weder Kirche noch Kirchhof, sondern 
nahmen alles Gut, das darinnen war, und verbrannten dann die Kirche 
und alles miteinander; noch schonten sie Bischofs noch Abts noch Prie- 
sters Land, sondern plünderten Mönche und Geistlichkeit und jeglichen 
andern Mann, so etwas galt — — Solches und mehr als wir sagen 
könnten, mussten wir 19 Winter lang büssen um unserer Sünden willen/' 

'Wilhelm von Neuburg sagt von dieser Zeit: Erant in Anglia quo- 
dammodo tot reges, vel potius tyranni, quot domini castellorum. 

Endlich kam der Vergleich über die Thronfolge zwischen Stephan 
und dem Herzog von der Normandie, dem spätem König Heinrich IL, 
zu Stande, und ein Hauptartikel desselben war: dass alle Burgen, die 
seit den Zeiten Heinrichs L errichtet waren, geschleift werden sollten. 
Die Zafil derselben belief sich auf 1^6 (nach Andern auf 375, ja sogar 
auf 1115), die wirklich zum grossen Theil niedergerissen wurden. 

Man begreift den Jubel, mit welchem nach solchen Zuständen das 
Volk die unbestrittene Tlironfolge Heinrichs H. begrüsste, und das freund- 
liche Einvernehmen, welches unter der langen kräftigen Regierung dieses 
Monarchen zwischen dem Königthum und der angelsächsischen Bevöl- 
kerung stattfand — trotz einzeler Härten und willkuriichen Handlungen. 

15) Die Ma^a Charta (1215). 

Hervorgegangen ans einem Aufstand der Barone gegen die schlechte 
Regierung Johann's enthält sie eine zweiseitige Anerkennung der wich- 
tigsten Punkte des öffentlichen Rechts: 

1) Die zahlreiclisten Artikel betreffen die Lehnsbeschwerden über 
Vormundschaft, Verheirathung der Erbinnen und Betrag der Lehnsab- 
gaben. Wichtig darunter ist die Zusicherung, dass die ausserordentlichen 
Hülfsgelder, aids, nicht mehr nach Willkür der Krone in fingirten Noth- 
fällen erhoben werden sollen, sondern nur mit Consens des Parlaments. 
Ausserdem wird das Recht der grossen Barone, persönlicli und schrift- 
lich durch Writ mit vierzigtägiger Frist zum Parlament berufen zu 
werden, verfassungsmässig zugesichert. 

2) verlangen die Barone mit dem Lord-Mayor die feierliche Aner- 
kennung der angeUächsischen Gesetze, d. h. die Garantie der FreUieits- 
rechte, welche die alte Grafschaftsverfassung bUden. Zugeisicliert war 
dies unzählige Male: die jetzige Zusicherung aber, von den norman- 
nisclien Grossen selbst gefordert, nimmt den Charakter einer gegenseitigen 
Garantie an, — einer Zusicherung, für die der normannische Adel den 
Sachsen, imd diese jenem einstehen. 

In diesem Sinne garantirt die Magna Charta den alten Bestand der 
germanischen Grundrechte, vor Aüem die persönliche Freiheit, geschützt 
durch genossenschaftliche Gemeindegerichte gegen wiUkürliche Verhaf- 
tungen und Bestrafungen; die Freiheit des Eigenthums, garantirt durch 
eben diese Gerichte gegen wiilkührliche Confiscation: 

NuUus liber homo capiatur ncc imprisonetur, nee de liberis bonis suis 
destruatur, nisi per legale Judicium parium suorum vd per legem terrae. 

3) Die dritte Classe betrifft gemeinsame Beschwerden gegen dieCentral- 
venvaltung, namentlich die Vcrkäuflichkeit der Justiz; daher der Artikel: 

5 



— 66 — 

Nolli negabimas, nalli vendemus justitiain vel rectam; so wie die Ab- 
hülfe der Beschwerden gegen die Forstverwaltung, die nacliträglicli in 
einer eigenen Charte smsammengefasst wurden. 

4) Den Schloss macht endlich die feierliche Sanction gegen Ueber- 
schreitnngen des Königtlioms. 

Was sich darin auf die normannischen Lehnsbarone bezog, ist später 
abgestorben mit der Lehnsverfassung selbst. Was aber lebendig geblieben 
bis heute, das ist die Zasicherung der sächsischen Gemeindeverfassung 
und ihrer Gemeindegerichtc, und desshalb ist sie noch heute der Grund- 
stein der englischen Freiheit. . „Alles später Erlangte/' sagt Hallam, 
„ist wenig mehr, als Bestätigung, Commentar dazu, und wenn alle spä- 
teren Gesetze weggenommen wären, so würden noch immer zurückblei- 
ben jene kühnen Grandstriche, welche eine freie von einer despotischen 
Monarchie unterscheiden.*' Hallam M. A. IL 177. 

Wie sehr die Engländer auf verbriefte und klare Rechte halten, 
ergebt sich schon diese Magna Charta. Abschriften derselben soll- 
ten an alle Cathedralkirchen gesandt, zweimal jährlich dem Volke 
vorgelesen, und Anathema und Excommunication Allen gedroht sein, 
welche durch Wort oder That dagegen handeln würden. Bis zu den 
Zeiten Heinrichs VL ist sie sodann zwei und drei &s ig Mal durch 
eben so viele besondere Acte bestätigt worden. 

Das für uns so fremdartige Recht des bewaffiieten Widerstandes, 
welches dem Buchstaben nach noch in der heutigen englischen Verfas^ 
sung dasteht, ist nur Anerkennung der vertragsmässigen Natur der Lehns- 
treue. Während aber bis dahin jeder einzele Baron in England wie 
auf dem Continent sich selbst als Richter über die Frage betrachtete, 
ob der Lehnsherr den Pakt gebrochen habe; während bis dahin jeder 
einzele Grosse sich berechtigt glaubte, bei geringfügiger Veranlassung 
loszuschlagen, das Land zu verwüsten und in Verwirrung zu setzen: so 
ist darauf nunmehr stillschweigend verzichtet. Die Barone in ihrer Ge- 
sammtheit sollen fortan die Richter darüber sein, ob der König seinen 
Pakt gebrochen habe; es wird ein geregeltes Verfahren dafür vorge- 
schrieben, und zwar mit Zuziehung der Gemeinen. Die Fehden des Kö- 
nigthums mit dem Einzelen sollen damit aufhören; nur die Gesanmitheit 
der beiden Nationalitäten und der beiden grossen Classen des Volks sind 
als Gesammtheit widerstandsberechtigt. Der Einzele, der gegen den 
Herrn zu den Waffen greif!;, thut es auf seine Gefahr, wenn die Ge- 
samtheit den Schritt missbiUigt 

Noch immer hat die daraus entstandene Verfassung also eine Ver- 
tragsnatur. Das Wichtige aber, was ihre Entstehung und wiederholte 
Bestätigung in dem Bewusstsein des englischen Volks lebendig erhielt, war 
das Gefühl der Gemeinsamkeit der Interessen und der Rechte aller Clas- 
sen des Volks. Sie war Jahrhunderte lang ein laut redendes Zeugniss 
für die practische Wahrheit, dass alle Freiheitsrechte zunächst Rechte 
sind für die Geltung und Würde der besitzenden Classen; dass aber der 
Adel keine Rechte und Freiheiten haben kann ohne gleiche Garantie 
für die Rechte der schwächeren Classen; — der erste praktische Beweis, 
wie die Freiheit nur bestehen kann durch die Mässigung und den Ge- 
meinsinn, nicht aber durch die engherzige Absonderung der höheren 
Classen. 

Der weitere Fortschritt ist sodann: 
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i<t) Die Hochverrathsgesetzgebang. 

Das Königthum konnte seiner {^ossartigen Aufgabe natürlich nur 
genügen, indem es sich gegen die Selbstsucht und Gewaltthätigkeit der 
Grossen auf eine materielle Macht stützte. Sein Domainenbesitz reichte 
dazu nicht aas. Die angelsächsischen Könige musssten sich durch grosse 
Geschenke und Hoffcste ihre Grossthane geneigt machen, und verloren 
sichtlich ihren Einflnss, seitdem sie "nenig Geschenke und Ländereien 
melir zn vertheilen hatten. Wilhelm der Eroberer hatte sich diese Macht 
geschaffen durch die Stellung seiner Prälaten. Indem er kluger Weise 
die Absonderung der Prälaten von den Baronen in zwei verschiedene 
Curicn nicht aufkommen liess, war dem Königthum für gerechte Vor- 
schläge eine Majorität im Parlament ziemlich gesichert. Das Stimmver- 
Iiältniss der Prälaten und Lords ergiebt sich aus der Schrift von Ch. H. 
Parry: „The Parliaments and Councils of England chron. arranged 
from Will. I. to 1688. London 1839." pag. XVIL sqq. Es wurden da- 
nach geladen zu dem Parlament: 

49 Henry m. 120 Prälaten, 23 Barone, 

23 Edw.'L 77 „ 63 

23 Edw. I. sess 2. 90 „ 50 

24 Edw. L 91 „ 43 

27 Edw. L 58 „ 90 

28 Edw. m. 102 „ 89 
Von Heinrich IV. bis Heiuricli VI. überhaupt durchschnittlich die dop- 
pelte Zahl von Prälaten. 

Dies grosse Uebergewicht der Kirche hatte nun aber in anderer 
Beziehung seine Bedenken, seitdem die Conilictc des Königthums mit der 
kirchlichen Macht begannen. Ausserdem liess sich die Kirche immer 
mehr durch die Adelsinteressen inflnenziiren. Das Königthum musste 
sich dahbr auf die Sympathieen der grossen angelsäschsischen Bevölke- 
rung stützen, und den bisher unvertretenen Classen zu einer Stelle im 
Parlament verhelfen. Aus der sächsischen Grafschaftsverfassung heraus, 
mit dem altgermanischen Princip der Repräsentation im Gegensatz des 
Lehnswesens, setzt sich also ein neuer Bestandtheil an das Parlament 
an, das Unterhaas. In der Bedrängniss eines von Neuem ausgebroche- 
nen Bürgerkrieges berufen beide Theile, der König wie die Barone, Re- 
präsentanten der Grafschaften und einzeler Städte zu einer beratlienden 
Versammlung, mit welcher 1265 das Haus der Gemeinen seinen An- 
fang nimmt. 

Eine verfassungsmässige Stellung kam diesen Repräsentanten in dem 
Lehnsparlament nicht zu: sie konnten solche nur erhalten durch das König- 
thum. Da nämlich dem König das Veto zustand, so hing es nur von 
ihm ab, zu erklären, dass er seine Genehmigung zn den Parlamentsbe- 
schlüssen nur ertheilen werde auf Antrag der Gemeinen. Eine Erklä- 
rung in diesem Sinne hat schon einmal Eduard III. abgegeben; aus- 
drücklich und allgemein erfolgte sie unter Richard H. Auf diesem for- 
mellen Wege wurde aus dem ursprünglichen Petitionsrecht der Gemeinen 
ein Recht der Zustimmung. Durch das Königthum also wuJde das Un- 
terhaus allmälig zu einem integrirenden , gleichberechtigten Bestandtheil 
des Parlaments erhoben. Das Königthum stand jetzt zwischen zwei riva- 
lisirenden Systemen des Besitzes, welche durch das Ober- und Unterhaus 
vertreten waren: und von diesem Augenblicke an ist die N oh wendigkeit 
einer selbstständigen Stellung des Königthums zum klaren Bewusstsein 
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gekommen. Von da an datirt in England der Name und der Begriff 
der königlichen Prärogative. Es war unmöglich, dem Unterliaase zu 
seiner Geltang zu verhelfen, so lange das Eöuigthum durch das legale 
Widerstandsrecht der vereinten Barone fortwährend bedroht wurde. Die 
Magna Charta hatte das Widcrstandsreclit selbst der Einzelen nicht ka- 
tegorisch aufgehoben So sandte noch Heinrich III. einmal einen förm- 
lichen Absagebrief an Wilhelm, den Grafen Marschall, und umgekehrt 
wurde er gegen Ende seiner Regierung von den Baronen mit Fehde 
überzogen. Vor der Schlacht von Lewes senden die confbderirten Ba- 
rone eine Botschaft an den König, und versprechen ihm Treue und Ge- 
horsam, uqd klagen nur über seine Umgebung. Der König in seiner 
Antwort dagegen nimmt die Partei seiner Freunde, und erklärt alle ihre 
Feinde ausser seiner Protection; die Barone auf seiner Seite erklären 
die Gegner für Lügner und verzichten auf jedes Treuhand und Freund- 
schaft mit ihnen. Diese Antwort des Königs wird eine littera diffiducia- 
tionis genannt, und nach Empfang des Absagebriefs schreiten die Con- 
föderirten zur Schlaclit. 

Noch merkwürdiger ist der Absagebrief bei der Absetzung Eduards II. 
Vor dem König erscheint Sir Wüliam Trussell „ als Bevollmächtigter der 
geistlichen und weltlichen Lords und Anderer'^ und in ihrem Namen 
und kraft ihres VoUmachtsauftrags verzichtet er und zieht zurück den 
Huldigungs- und Treueid gegen Eduard als König von England und er- 
klärt seine Constituenten frei und ledig von solcher Huldigung und Treue 
für die Zukunft in bester Weise, wie sie Gesetz und Herkommen ge- 
währe, und fügt den Protest hinzu, dass sie fortan nicht zu erachten 
seien ui seiner Treue oder Unterthanenpflicht und kein Lehn von ihm 
besässen als König, sondern ihn zu betrachten hätten als Privatperson, 
entkleidet der königlichen Würde. 

Schon einmal früher war Eduard IL aus einer ähnlichen Lage nur 
durch die bewaflfhete Unterstützung der Gemeinen befreit worden. 

Aus diesen Verhältnissen musste sich die Ansicht entwickeln, dass 
das Königthum eines verstärkten Rechtsschutzes bedürfe, und dass es 
sich bei einer Auflehnung gegen den König um ganz andere Interessen 
handle, als bei einem einfachen Absagebrief unter zwei kampflustigen 
Grundbesitzern. Schon früher war die Auflehnung gegen den König 
thatsächlich härter geahndet worden als ein „grösserer Verrath.^' Die 
Entscheidung hing jedoch von der concreten Beurthcilung des genossen- 
schaftlichen Gerichts ab. Erst jetzt bildet sich aber der teclmische Be- 
griff und Name des Hochverraths, High treason, welcher eine veränderte 
Auffassung in der rechtlichen Stellung des KÖnigthums bezeichnet. Dem 
Zeitgeist entsprechend geschah dies Anfangs tumultuarisch , wie bei der 
barbarischen Bestrafung des Fürsten David von Wales 1283. Unter 
Eduard III. wurde der neunzigjährige Graf de Spenser als Verräther auf- 
gehangen , ihm noch lebendig die Eingeweide aus dem Leibe gerissen, 
sein Leichnam in Stücke geschnitten und den Hunden vorgeworfen, — 
bis ein Gesetz 25 Edw. ni. c. 2. dem neuen Rechtsbegriff die gesetxr 
liehe Sanction ertheilte, und ihn zugleich nach der andern Seite gegen 
Willkür und Barbarei begrenzte. 

Die brutale Grausamkeit dabei in einzelen Fällen gehört dem Zeit- 
geist an. Uebrigens ist jenes Hochverrathsgesetz des gesegneten Parla- 
ments einer der wichtigsten Acte für die AusbUdung der englischen Ver- 
fassung. Es liegt dabei im Hintergrunde die Einsicht, dass jenes mittel- 
alterliche Widerstands- und Fehderecht mit einem geordneten Staatsleben 
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unvereinbar sei. Sollte insbesondere das Unterhaas eine yerfasstuigs- 
mässige Stelle im Staate erhalten, so konnten die Barone des Oberhauses 
weder einzeln noch in ihrer Gresammtheit ein Recht beanspruchen, wel- 
ches im Endresultat die Selbststädigkeit der Krone aufhob. Es liegt 
darin ein bedeutender Fortschritt der Staatsidee, und mittelbar eine Vor- 
bedingung für die steigende Macht des Unterhauses. 

Hand in Hand mit der Unterdrückung des Feliderechts gegen den 
König geht die völlige Unterdrückung der Privatfehde, an der die 
herrschenden Classen des Mittelalters so lange festhielten. Noch Bracton 
kennt die Privatfebde als einen rechtlichen Begriff. Fieta wiederholt 
fast dieselben Worte. Bei Britton ist sie schon mit Stillschweigen über- 
gangen. Unter Eduard III. wird sie als ein Eingriff in die könighche 
Gewalt behandelt^ und in dem Gesetz über den Hochverrath nach Um- 
ständen für Felonie oder Uebertretung erklärt. Bracton 11 c. 35. §. 57. 
79b. Fleta III. c. 16. §. 16. Britton, c. 68. 25 Edw. III. st. 5. 
c. 3. §. 113. Allen a. a. O. 121. 122. Noch viele Menschenalter hat- 
ten jedoch die verbesserten Gerichte gegen die alte Unsitte zu kämpfen, 
und noch am 10. August 1470 kommt ein vereinzeltes Beispiel einer 
Privatschlacht vor, m welcher Viscount Lisle mit 150 Mann blieb. 

19) Die grossen aud kleinen Barone. 

Die ständischen Verhältnisse des mittelalterlichen Adels bestimmen 
sich zunächst durch die Theilnahme an den Landesversammlungen. Da 
in der angelsächsisclien Zeit keine erbliche Theilnahme an der Witena- 
gemote vorkommt, so ergiebt sich, dass es vor der Eroberung in Eng- 
land noch keinen Geburtsadel gab, wie auch durch anderweitige Unter- 
suchungen feststeht. 

Der Anlage nach besteht das normannische Parlament aus Kron- 
vasallen (tenentes in capite), nur Krenvasallen und allen KronvasaUen. 
So bezeichnen es alle ^Zeitgenossen ; Jahrhunderte lang ist von der Ein- 
ladung Aller Krön Vasallen die Uede, und noch unter Heinrich III. fin- 
den sich Spuren, dass auch einfache Ritter daran Theil nahmen. 

Um diese Zeit tritt nun aber ein Geburtsadcl in die Verfassung, 
in Verbindung mit der Unterscheidung der barones. majores und minores, 
welche den Schlüssel für die englischen Standesverhältnisse ergiebt, zu- 
gleich aber Veranlassung vielfacher Zweifel und Streitigkeiten bei Seiden, 
Maddox, Hallam u. A. geworden ist. 

Thatsache ist es, dass von Anfang an ausser den Prälaten nur 
eine verhältnissmässig kleine Zahl von weltlichen Grossen regelmässig 
erschien. AUe Staatsurkunden sind nur von einer kleineren Zahl un- 
terschrieben, höchstens von zwanzig und einigen. Es ist damit ähnlich wie 
mit der angelsächsischen Landesversanmilung, diedemNamen nach alle Frei- 
eigenthümer umfasste, während nur die grösseren Königstliane wirklich 
regelmässig erschienen. Der Aufwand der Hoffeste, welcher den kleine- 
ren Besitzer neben dem grossen, mit einem glänzenden Gefolge auftreten- 
den Herrn in den Schatten stellte, die verschiedene Aufmerksamkeit, 
welche man Beiden erwies, Entfernung und Zeitverlust, machte das per- 
sönMche Erscheinen mehr zu einer Last als zu einer Ehre; um so mehr, 
als sich das Gewicht der Stimme des kleinen Besitzers mit der wachsen- 
den Ungleichheit des Besitzes verlor. Diese Erscheinung wiederholt sich 
in aUen angelsächsischen Versammlungen, auch in den Grafschafts-, 
selbst in den Hnndredyersammlungen. Hu zu Grunde liegt ein allgeraei- 
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nes sociales Gesetz, welches bei dem normannisclien Parlament in 
verstärktem Maasse wiederkehrt. Hier lag von Anfang an ein bestinun- 
ter Grund der Unterscheidung theils in den persönlichen Verhältnissen, 
theils im Besitz, tbeils in der Art der Berufung. 

1) In den persönlichen Verhältnissen war von Anfang an ein 
Unterschied gegeben zwischen den Führern des erobernden Heeres, den 
OfHcieren der Lehnsarmee, und den einfachen Mannen des Königs; die 
Heeresordnung selbst erbieh diesen Unterschied. 

2) In den Verhältnissen zum Gut lag von Anfang an ein 
sichtbarer Unterschied vor zwischen Mannen, denen nur einzele Höfe ver- 
liehen waren, und solchen, deren Verleihungen Gütercomplexe, Herrschaf- 
ten, bildeten. Dazu hatte man vorzugsweise die confiscirten Besitzungen 
der angelsächsischen Grossen verwendet, die gegen Ende der sächsischen 
Zeit schon ein zusammenhängendes Ganze mit gewissen Hoheitsrechten 
bildeten; die normannischen Herren succedirten in diese Rechte. In Ver- 
bindung damit stand der Gebrauch, das Anfallsgeld, relevium, von sol- 
chen Herrschaften im Ganzen zu erheben, während es sonst von den 
cinzelen Ritterlehnen erhoben wurde. Die Besitzunterscliiede waren hier 
überhaupt mehr sichtbar und bestimmter messbar durch das grosse von 
dem Eroberer angelegte Kataster. 

3) Von Anfang an war daher auch verscliieden die Aufmerksam- 
keit, welche man den grossen Herren erwies, deren normannische Prunk- 
sucht mit emem fast königlichen Gefolge auftrat, welches die kleineren 
Mannen nachzuahmen ausser Stande waren. Schon das Auftreten dieser 
Herren mit ihrem glänzenden Gefolge stellte den kleinen knappenlosen 
Ritter in den Schatten, und wies ihm eine bescheidene Stellung an, aus 
welcher nur die besondere Gunst des Königs ihn erheben konnte. Er 
war überhaupt nicht im Stande, die Mittel einer häufigen Berufung zum 
Parlament und die Kosten der HofTeste zu bestreiten, sah sich zurück- 
gesetzt, blieb daher bald weg und gern weg, und mit der Regelmässig- 
keit der Theilnahme hörte ein wiiksamcr Einfluss auf die Beschlüsse von 
selbst auf. Die Könige mussten daJier die angelsächsiche Sitze fort- 
setzen, durch schriftliche Einladungen öder Befelile die mächtigen 
Barone und überhaupt Diejenigen, an deren Erscheinen ihnen Etwas lag, 
besonders zu citiren; während man das Ausbleiben der Uebiigen igno- 
rirte. Recht und Pflicht sind hier untrennbar; der nicht regelmässig 
Kommende erschien daher in der Versammlung als ein fremdartiges Ele- 
ment. Die allgemeine Einladung aller Mannen wurde also schon früh- 
zeitig zu einer blossen Formsache. 

Aus dem Zusammentreffen dieser Umstände hat sich im Laufe 
des 12. Jahrhunderts das Herkonamen gebUdet, welches die Magna 
Charta anerkannt mit den Worten: 

„ — faciemus sunmioneri archicpiscopos, abbates, comites et ma- 
jores barones regni, sigillatim per litteras nostras, et praeterea 
faciemus summoneri in generali per vicecomites et balivos no- 
stros omnes alios, qoi in capitc tenent de nobis." 
Das factisch Gewöhnliche ist hier zum Recht geworden, — in einer 
Weise, in welcher alle Standesrechte entstehen. Mit der Magna Charta 
war nun aber auch der Gesetzesbuchstabe gegeben, auf welchen man 
sich nöthigenfalls berufen konnte. Als daher Heinrich HI. 1225 ein 
Parlament nach Westminster berief, und verschiedene Barone abwesend 
waren, weigerten sich die Anwesenden, die Geschäfte zu erledigen „sine 
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paribus suis absciitibus." — Hier ist oflfenbar ein vollendetes Standes- 
recht vorhanden. 

1^) Das königliche Ernennongsrecht. 

Durch das Herkommen und die Magna Charta war das königliche 
Berufungsschreiben (writ) das eigentliche Merkmal der Pairie geworden. 
Grundlage des Rechts dazu war und blieb nun aber der Besitz eines 
Thronlehns. Das Parlament repräsentirt den gesammten Lehnsbesitz. 
Daran geknüpft wurde der Sitz im Parlament erblich wie das Lehn. 
Es ist also die eine Seite eines Standesrechts vorhanden; es fehlte nur 
noch die andere, die Ausschliessliclikeit. Jeder Geburtsadel hat die un- 
abweisbare Tendenz dazu: das Gelingen dieser Bestrebungen aber hängt 
von der Stärke oder Schwäche des Königthums ab. In Deutschland, wo 
die Macht der Grossen ein reines Familieneigenthum an der Kaiserkrone, 
(das Legitimitätsprincip,) nicht zur Ausbildung kommen liess, verlor sich 
mit der Schwäche des Kaiserthums auch das ursprüngliche Verhältniss 
der Beichsstandschaft ; das Eaiserthum verlor zuerst thatsächlich, dann 
auch rechtlich das Recht der freien Berufung dazu, welche später auch 
durch Familienverträge, Erbverbrüderungen u. dergl. ausgesclJossen wurde. 

Bewundernswürdig erscheint dagegen die Festigkeit, mit welcher das 
englische Königthum sein Berufungsrecht festhielt. Wenn durch Verer- 
bung an weibliche Mitglieder oder durch Verkäufe die . Herrschaft eines 
Pairs sich theilte, so beriefen die Könige nach ihrem Ermessen auch die 
Inhaber solcher Theilstücke durch besondere Einladungsschreiben; wäh- 
rend die Uebrigen sich unter .den gewöhnlichen Grafschaftsrittem verlo- 
ren. Gewöhnjich eingeladen wurden femer die Ehemänner von Erbtöch- 
tem, und zwar unter ihrem eigenen Namen. Die Berufung ausgezeichneter 
Kriegsobersten zur Zeit der französischen Kriege war ganz dem ursprüng- 
lichen Sinn der Würde gemäss. Es wird behauptet, dass schon unter 
Heinrich HI. unter den Berufenen Personen waren, die weder eine wirk- 
liche Herrschaft besassen noch erhielten. Cruise, Treatise on the Ori- 
gin and Nature of Dignities or Titles of Honor. (Lond. 1810. 8.) pag. 
68. 69. Jedenfalls kamen schon unter Eduard L, H. und HI, einzelc 
Lords ohne Tlironlehn vor, barons by writ, mit entscheidender Stimme; 
viele derselben wurden erblich berufen, und verschmolzen allmälig mit 
den Lords. Hallam, Middle Ages H. 332 — 337. Natürlich fanden die 
Könige ein gewisses Widerstreben dagegen. Es kommt daher nament- 
lich bei Verleihung des Grafentitels vor, dass die Lords vorher befragt 
werden, ob ihnen die Ernennung genehm sei, und diese gesclüeht dann 
in Form eines Parlamcntsbeschlusses. Als nothwendig ist dies indessen 
niemals anerkannt. Vielmehr kam 10 Rieh. H. zum ersten Male auch 
der Fall vor, dass Sir John Beauchamp of Holt durch einfaches Patent 
zum Lord ernannt wurde. Er nahm zwar seinen Sitz nicht ein, und 
wurde schon im folgende Jahre ohne Anerkennung seiner Pairschaft in 
Anklagestand versetzt. Dennoch hat Richard H. noch mehrere Lords 
durch blosses Patent ernannt, also in einer Form, in welcher die könig- 
liche Verleihung der Würde direct, (ohne Bezugnahme auf ein im Par- 
lament zu vertretendes Thronlehn) ausgesprochen werden kann. In einer 
Anzahl späterer Patente bis zu Heinrich VH. herab wird dann allerdings 
der Consens des Parlaments erwähnt. Hallam II. 339. So heisst es in 
dem Patent des Sir John Comwall TO Hen. VI. ausdrücklich: „mit Con- 
sens der Lords und in Gegenwart der drei Stände des Parlaments." 
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Als aus schliesslich ist indessen keine dieser Formen anerkannt; die 
Ernennung blieb also ganz in den Händen des Königthums. Trotz des 
unverkennbaren Widerstrebend gegen elnzele Ernennungen ist jedoch kein 
Fall bekannt, in welchem die alten Lchnsbarone den persönlich Berufe- 
nen einen Sitz in ihrer Mitte verweigert hätten. Bowyer, Const. Law. 
460. Dies ist dem engUschcn Adel characteristisch. 

Die einzige dem alten privilegirten Besitz gemachte Concession ist 
die, dass die bloss temporären Berufungen seltener werden, weil die Pairs 
Personen, die bei späterer Gelegenheit nicht wieder geladen zu werden 
brauchten, nicht recht als ilires Gleichen ansehen wollten, und weil solche 
Berufungen in der That mit der Würde des Hauses schwer vereinbar 
waren. Bei willkürlicher Handhabung hätte der König durch Berufung 
einer beliebigen Zahl von Personen jeden Beschluss im Voraus bestim- 
men können. Die blos persönlichen Berufungen werden daher seit 
dem Kampf der beiden Rosen selten. Coke schon hält eine Ernen- 
nung auf Zeit für geradezu unstatthaft. In vermindartem Maass galten 
diese Bedenken auch gegen lebenslängliche Ernennungen. Man ci- 
tirte dafür drei Präcedenzfälle aus der Zeit Richards n. und Heinrichs IV., 
die ausdrücklich so gestellt sind; deren Wii'ksamkeit jedoch nie zu einer 
Entscheidung im Oberhaus oder vor den Gerichten gekommen ist. Das 
Oberhaus hat überhaupt eine Entscheidung dieser Frage vermieden. Do- 
deridge und Blackstone ha^n ^ine Ernennung auf Lebenszeit noch heute 
fUr zulässig; Hargrave, der Herausgeber Blackstone's hält sie dem We- 
sen der Pairie widersprechend. 

Thatsächlich hat jedenfalls das Königthum sich dem Princip der 
Erblichkeit accommodirt. Die juristische Vermittelung aber zwischen 
dem alten Begriff einer auf einer Lehnsherrschafb beruhenden Baronie 
und dem neuen Recht aus blosser königlicher Ernennung geschah durch 
dieFiction: dass jeder Pair eine Baronie besitze.: Die Pairswürde 
verlor damit allm^g ihren practischen Zusammenhang mit einer wirkh- 
chen Baronie, und es entstand dadurch ein scheinbar unklares Verhält- 
niss. „Ursprünglich,^* sagt Blackstone, „war die Pairschaft eine terr - 
toriale Würde. — Später wurde die Würde beschränkt auf die Des- 
cendenz der geadelten Personen,, und wurde damit eine persönliche 
Würde anstatt einer territorialen. Ein actueller Beweis eines Lehnsbe- 
sitzes durch Baronie war femer nicht mehr nothwendig, einen Parla- 
mentslord zu constituiren." Blackstone I. 400. — „Diese Würde," sagt 
Stephen, „kann jetzt creirt werden, selbst ohne nominell irgend eine Ort- 
schaft damit zu verbinden ; obgleich es üblich geblieben ist, bei der Crei- 
mng eines Pairs ilin zum Baron, Grafen etc. von einem bestinmiten Ort 
zu ernennen," Stephen, New Com. H. 574. 575. — „Es schemt," sagt 
Bowjer, „dass jetzt keine Pairie mehr existirt, die auf einem Lehnsbe- 
sitz als solchem beruht. Berkeley, Peerage case. First Report of the 
Lords on tlie Dignity of a Peer, 397. — Ein actueller Beweis des 
Lehnsbesitzes einer Baronie war jetzt nicht länger nothwendig, einen 
Parlamentslord zu constituiren , sondern der urkundliche Ausweis der 
förmlichen Ladung einer Person oder ihrer Vorfahren zum Parlament, 
wurde als genügender Beweis des Baronielehns zugelassen." Bowyer, 
Const. Law. 459. 

Durch die Fiction des Besitzes einer Baronie werden alle 
Rechtsverhältnisse eines Grundstücks darauf übertragen. „Es ist allge- 
meiner Grundsatz, dass Adelswürdea die Natur des unbeweglichen Ei- 
genthums haben und ihre Vererbung sich regelt nach analogen Grund- 
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Sätzen, wie die Vererbung von Grundstücken, mit nur wenigen Ausnahmen/^ 
Bowyer, Const. Law. 463. Seit Msabetli interpretirte die Jurisprudenz 
daher jede Ernennung durch writ als eine erbliche, und berief sich 
dabei auf das Herkommen. Hallam, Const. History of England. (2. Ausg. 
Lond. 1829.) IQ. 49. Als feststehendes Recht erwälmt dies Coke zu 
Littleton. p. 16. Der Bericht des Oberhauses gesteht jedoch ebenfalls 
zu, dass die Rechtsregel von der Erblichkeit sich erst niCch Richard n. 
gebildet habe. Third Report of the Lords on the Dignity of the Peer, 
pag 265; während ein blosses Ladungsschreiben zum Parlament aus 
früherer Zeit an und für sich zum Beweis einer erblichen Würde nicht 
genügen kann. 

Uebrigens bestehen noch heute gewisse Unterschiede zwischen der 
Ernennung durch Writ und Patent. Die durch writ creirte Würde geht 
auf die Leibeserben überhaupt (beirs general), männüche und weibliche, 
über; dagegen bedarf es zur Erwerbung der Adelswürde erst der Ein- 
nahme des Sitzes, als modus acquirendi. Durch Patent dagegen wird 
das Blut des Beliehenen geadelt, auch ohne dass er seinen Sitz als Pair 
eingenommen hat; und der Adel geht auf die Erben über mit Maassgabe 
der im Patent enthaltenen Bescliränkungen. Nach Coke soll jedoch der 
Patentbrief ausdrücklich die Erblichkeitsclausel enthalten, weil sonst die 
Würde nur auf Lebenszeit gelten würde. Der Grund dieser Unterschiede 
ist offenbar, weil in jenem Falle der Grund des Rechts in einem Hngir- 
ten Grundbesitz beruht; in diesem Falle unmittelbar auf persönlichem 
Privilegium. 

Mehrere Jahrhunderte hindurch liegt also in der Behandlung der 
Paine eine doppelte Anschauung im Gemenge: die Vertretung eines 
Territorialbesitzes im Parlament einerseits; eine persönliche, 
vom Staat verliehene Würde andrerseits. Die erstere Auffassung 
würde nach den Anschauungen des Continentaladels eher als die vortheil- 
haftere gelten. Allein in England hatte die Reichsgesetzgebung zu allen 
Zeiten die Veräusserlichkeit der Thronlehne festgehalten. Dadurch er- 
hielt die Frage eine andere Wendung, und das Oberhaus resolvirte 1646: 
„dass kein Inhaber einer Baronie und kein Pair des Reichs die Würde 
veräussem, oder auf einen Andern übertragen kÖnne.'^ Ebenso entschied 
1669 der Geheimrath, als ein Anspruch der Art blos auf Grund des 
Realbesitzes erhoben wurde: „dass eine solche (blosse Territorial-) Würde 
seit vielen Menschenaltem aufgehört habe, zur Zeit nicht mehr existire, 
ungeeignet sei, erneuert zu werden, nnd keinen Anspruch auf eine Suc- 
cession darin zulasse.'^ In dem vierten Bericht des Oberhaus -Comit^s 
über die Pairiefrage, pag. 338, wird jedoch zugestanden, dass im Jahre 
182& noch zwei Pairieen vorhanden seien, die des Grafen Arundel und 
des Baron von Abergavenny, die als Würden by tenure beansprucht 
werden. Es ist sogar durch ein GerichtsnrtheU 11 Hen. VI. anerkannt, 
dass der Besitz des Schlosses Arundel als solcher seinem Besitzer die 
Grafenwürde übertrage. Durch Parlamentsacte sind jedoch gerade diese 
beiden Pairieen zu Familienstiftungen (entails) gemacht, die Frage also 
abgeschnitten, so lange die stiftungsmässige Descendenz lebt. Stephen, 
New Conmi. H. pag. 574. 

Das Entscheidungsrecht der Krone über Pairiefragen, nachdem der 
alte Court of Chivarly vor dem Lord High Constable und Earl Marshai 
aufgehört hat, behandelt treffend Bowyer a. a. O. S. 468. 
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1*) Der neue Adel seit den Tiidors. 

Es bestanden im Mittelalter ungefähr 80 Herrschaften (Honors) in 
England, welche die Grundlage der damaligeu Pairie bildeten, von denen 
aber oft mehrere in einer Hand waren. 1454 , kurz vordem Ausbruch 
des Krieges der beiden Rosen, erschienen noch 53 Fürs im Oberhause. 
Trotz einer Menge neuer Creirungen konnte jedoch Heinrich VII. nach 
beendetem Bürgerkriege nur noch 29 zu seinem ersten Parlament einla- 
den, darunter viele noch geächtete. Hallam, Const. Hist. HI. 46. 47. 
Trotz neuer Ernennungen kam die höchste Zahl unter dieser Regierung 
nicht viel über 40. Die Ernennungen zur Zeit der frahzösichen Kriege 
hatten hauptsäclilich militairische Veranlassungen und Zwecke gehabt. Zur 
Zeit des Kampfs der beiden Rosen war es auf eine Vermehrung der persön- 
lichen Anliänger des regierenden Hauses abgesehen. Seit Heinrich Vlll. 
tritt das Interesse der inneren Staastverwaltnng hervor, zusam- 
menhängend mit dem Bestreben der Tudors, Talente in den Staatsdienst 
zu ziehen überall, wo sie solche fanden. Ueber den Hofgeschichten Hein- 
richs Vm. hat di« gewöhnliche Geschichtschreibung die Tüchtigkeit sei- 
ner inneren Landesverwaltung fast vergessen. 

Leider ist es wahr, dass die Pairs dieser Zeit wenig Selbsständig- 
keit und Character zeigen. Allein es gilt das in gleichem Maasse von 
den alten Familien der Norfolk*s, Arundel's und Shrewsbury's, wie von 
den neaen Familien der Cromwell's, Riche's, Paget*s, Russeirs und 
PowIet*8. Den servilen Adel trifft die Hauptverantwortlichkeit für die 
blutigen Urtheile und Gesetze dieser Zeit. Es war vielleicht weniger die 
gewaltige Persönlichkeit des Tudors, welche diesen Adel herabdrückte, 
als die Abhängigkeit, in welche arme und verarmte Familien durch die 
Wohlthätigkeit der Krone kamen. Vielleicht der grössere Theil des 
Grundbesitzes der heutigen alten Familien rüiirt aus Verleihung von 
Klostergütem jener Zeit her. Die Behauptung, dass der Adel eine Stütze 
des Thrones sein solle, ist jedenfalls wörtlich genommen unwahr. Denn 
in der Periode der Stuarts, wo es darauf angekommen wäre, zeigt sich 
der Adel durchweg schwach auf beiden Seiten, und wird an Character- 
festigkeit durch die Gentry beschämt. Die Grafen Holland und Bedford 
gingen aus dem Wcstminster- nach dem Oxford -Parlament hin und her. 
Eher kann man sagen, dass der Thron in dieser Zeit den Adel erhalten 
hat, als umgekehrt. Erst seit dem Ende der Stuart^s haben die Pairs 
wieder eine festere Stellung gewonnen. 

Freilich trifft der Vorwurf der Servilität in gleichem Maasse auch 
die höhere Geistlichkeit jener Zeit, und unter den Stuarts auch die Rich- 
ter. Man wird indessen zugestehen müssen, dass nach den Erfahrungen 
dieser Zeit ein massenhafter neuer Adel wenig Character zeigt, une^ 
erst der vererbte Besitz ihm wieder eine festere Haltung giebt. Es gilt 
dies aber von jedem Besitz, also auch von dem neuen GeldadeL Die 
Stuarts übrigens missbrauchten in diesem Punkt die königüche Würde. 
Jacob I. verkaufte sogar Pairieen. 

Dieses Missbrauchs ungeachtet hielt man in England unerschütter- 
lich an dem unbeschränkten Ernennungsrecht der Krone fest, dessen so- 
ciale Bedeutung sich aus der Geschichte Englands ergab. Zwei Ver- 
suche, welche im 18. Jahrhundert gemacht wurden, das Emennungsrecht 
der Krone zu beschränken, fielen daher im Unterhaus. Bei der zweiten 
Lesung am 8. December 1719 erklärte Waspole: 

„Bei den Römern stand der Tempel des Ruhms hinter dem Tem- 
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pel der Tugend, um anzudeuten, dass zu dem Tempel des Ruhms 
kein anderer« Zugang führe als durch den der Tugend. Würde 
aber diese Bill zum Gesetz, so dele eines der mächtigsten Anfeu- 
rungsmittel zur Tugend weg, da man dann zur Ehre nur über 
das Leichentuch eines alten, abgelebten Lords oder das Grab ei- 
ner abgestorbenen adligen Familie gelangen könnte/' 
Eine statistische Uebersicht über die englische Pairser- 
nenuungen, an welche sich gewichtige Betrachtungen anknüpfen, giebt 
Dodd, Manual a. a. O. pag. 528. Die erste Zahl darin bezeichnet die 
Gesammtsumme der Creirungen; die zweite Zahl, wie viel davon in dem 
Oberhaus von 1843 noch vorhanden waren: 



William 1 20 

William II 4 

Henry 1 5 

Stephen 18 

Henry H 7 

Ricliard 1 6 

John 8 

Henry m 22 4 

Edward 1 64 2 

Edward H 63 4 

Edward UI 81 

Richard U 34 

Henry IV 17 

Henry V 8 

Henry VI 57 2 

Edward IV 57 

Edward V 

Richard m 5 2 



Henrv VH 20 4 

Henry VIH 66 3 

Edward VI 22 3 

Mary 9 

EUzabeth 29 5 

James 1 98 8 

Charles 1 130 7 

Charles H 127 15 

James II. ... . 11 

William Hl 46 8 

Anne 47 10 

. George 1 60 12 

George U 90 19 

George III 254 160 

George IV 59 58 

WilKam IV 55 55 

Victoria 36 35 

(seit 1843 noch 15.) 



M) Der heutige Bestand der Pairie. 

Die in dem Text gegebene Uebersicht über den heutigen Bestand 
ist aus den gewöhnlichen Almanachen entnommen, welche in der Regel 
die Jahreszahl der Pairsvsürde angeben, vermöge deren der Pair seinen 
Sitz im Oberhause inne hat, weil sich danach die Rangfolge innerhalb 
der fünf Stufen der Pairie richtet. Viele Inhaber einer Pairie waren in- 
dessen schon früher Pairs auf Grund eines niederen Titels. Umgekehrt 
sind aber auch viele Pairs mit einem älteren, zurückdatirten Titel ange- 
geben, welche ihren heutigen Sitz in dem Oberhaus erst aus einer viel 
neueren Zeit datiren. 

Unter den 170 Pairs, deren heutiger Titel aus dem 
19. Jahrhundert datirt, waren schon ältere britische Pairs nament- 
lich folgende: 

E. of Mahnesbury (1788). M. of Exeter (1751). E. of Chichester 
(1762). E. of Rosslyn (1795). E. of Onslow (1716). E. of Craven 
(1665). E. of Romney (1716). E. of Powis (1794). E. Manvers 
(1796). E. of Orford (1723). E. of Lonsdale (1797). E. of Harrowby 
(1767). M. ofNorthampton (1618). E. of Harewood (1796). M. Cam- 
den (1765). E. Minto (1797). E. of Bradford (1794). E. of Verulam 
(1790). M. of Chohnondeley (1716). E. Browlow (1776). M.*of Ang- 
lesey (1550). E. of St. Germans (1784). E. of Morley (1784). E de 
Grey (1663). M. of Hostings (1368). E. of Stradbroke (1796). E. of 
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Eldon (1799). M. of Ailesbiiry (1746). E. Howe (1788). E. Somers 
(1784). D. of Buckingham (1718). E. Amherst (1788). M. of Bri- 
stol (1703). E. Cawdor (1796). E. of Camperdown (1797). M. of 
Westminster (1761). D. of Cleveland (1699). D. of Sutlierland (1703). 
E. of Effingham (1554). E. of Yarborough (1794). E. of Ducie (1763). 
E. ofZeÜand (1794). M. ofNormanby (1794). E. of Lovelace (1725). 
Auch sind darunter viele, die schon früher irische und schottische Pairs 
waren. 

Von den 124 Pairs aus dem 18. Jahrhundert waren schon 
älltere englische Pairs: D. of Marlborough (1603). D. of Bntland (1525). 
E. Poulett (1627> E. of Dartmouth (1682). E. of TankenriUe (1682). 
D.of Portland (1689). D. of Manchester (1620). E. ofPomfret (1692). 
E. Waldegrave (1685). E. of Ashbnrnham (1689). E. Warwick (1620). 
E. of GuUdford (1683). D. of Newcasüe (1299). E. de la Warr (1209). 
E. of Abergavenny (1450). M. Townsend (1299). M. of Batli (1682). 
M. of Salisbury (1603). 

Umgekehrt sind darunter folgende neue Sitze, welche in das 1 8. Jahr- 
hundert zurückdatirt wurden: M. Lothian (1821). E. of Glasgow (1815). 
E. of Stair (1841). E. of Hopetoun (1809). E. of Rosebery (1828). 

D. of Roxburghe (1837). E. of Fife (1827). E. of Kingston (1821). 

E. of Sefton (1831). 

Von den Pairs aus dem 17. Jahrhundert waren schon äl- 
tere englische Pairs: E. of Berkeley (1416). E. of Abingdon (1572). 

D. of Beaufort (1506). D. of Leeds (1509). D. of Bedford (1539). 

Umgekehrt sind darunter folgende neue Sitze mit älterem Titel: 

E. of Haddingdon (1827). E. of Cork and Orrery (1711). V. Falkland 
(1832). E. of Galloway (1796). E. Lauderdale (1806). E. of Meath 
(1831). E. of Fingall (1831). V. Strangford (1825). E. of Einnoul 
(1711). E of Wemyss (1821). M. of Dalhousie (1815). D. of Ha- 
milton (1711). E. Granard (1806). E. of Dunmore (1831). 

Aus dem 16. Jahrhundert werden 12 Pairs datirt, von welchen 
aber 4 neuere Sitze inne haben: E. of Eglinton (1806). E. of Deyon 
(1831)." E. of Moray (1796). M. of Huntly (1815). 

Mittelalterliche Pairs sind: D. of Norfolk, als E. of Arundel 
(1139). E. de la Warr (1209). L. de Ros (1264). L. Audley (1296). 
D. of Newcastle (1299). M. Townsend (1299). L. Clinton (1299). 
M. of Hastings (1368). E. of Berkeley (1416). E. of Shrewsbury (1442). 
L. Stourton (1448). E. of Abergavenny (1450). E. of Derby (1485). 

Lord Hastings welcher ausserdem angeführt wird, hat eine erst 
1841 erneute, auf 1290 zurückdatirte Pairie. L. Willoughby d'Eresby 
(1295), L. Dacre (1307), L. Camoys (1383), L. Beaumont (1433) 
stammen nur durch weibliche Descendenz von mittelalterlichen Pairs ab. 
Der Titel des E. of Erroll (1452) ist ein erst 1831 neu creirter Sitz. 
Der D. of Northumberland, dessen Lordstitel auf 1299 zurückdatirt wird, 
gehört einer neuen Familie an. 

Die vorstehenden Angaben sind zusammengestellt aus Dodd, the 
Peerage, Baronetage and Knightage of Great Britain and Ireland. Lond. 
1842. 12. Noch verbreiteter smd die Adelsverzeichnisse von Burke und 
von Lodge (neueste Aufl. 1853.) 

*i) Heutige Bedeatang des englischen Adels. 

Die mittelalterlichen Lords repräsentiren im Parlament ursprünglich 
die Tausende von Ritterlehnen, die, zu Herrschaften vereint, mit ihren 
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Lehnsrechten und Lehnslasten politische Körper bilden. In diesen feu- 
dalen Interessen vertreten die Lords auch die kleineren ThronvasaUen, 
(denn in einem gleichartigen Besitzsystem vertritt in der That der grössere 
Besitzer den kleineren). Sie repräsentiren also das ganze grosse Sy- 
stem des militairischen Besitzes, in welchem die Hintersassen, insbeson- 
dere auch die Städte, als selbstständige Elemente ignorirt werden. 

Von diesem ursprünglichen Verhältniss bestehen noch zwei Beste. 
Einmal die Vererbung eines Parlamentssitzes an Frauen, mit dem Lehns- 
besitz selbst. Damit die Feudalherrschaft unter solchen Umständen im 
Parlament nicht unvertreten bleibe, wird dann das Stimmreclit durch 
Stellvertretimg geübt. Diese Stellvertretungen (proxies) selbst sind 
der zweite Best der ursprünglichen Auffassimg, nach welcher der Pair 
seine Baronie, also sein Eigenthum, aus eigenem Recht zu vertreten liat. 

Uebrigens ist es eine blosse Fiction, zugleich eine Unbeholfenheit 
der juristischen Auffassung, noch heute von der Repräsentation der Ba- 
ronieen zu sprechen, wo kein einziger Lord eine wirkliche Bai'onie mehr 
besitzt, wo ^ji der Sitze erst seit Aufhebung alles Lehnsnexus datiren. 
Es ist überhaupt einleuchtend, dass nicht die 14 mittelalterlichen Pairs, 
sondern die grosse Masse des neuen Adels der Pairie ihren Charac- 
ter verleiht. Das Feudale daran ist Titel und Name, Rechtsfiction, 
durch welche alte Rechtsprincipien auf neue Verhältnisse angewandt wer- 
den. Der Grundbesitz der wenigen mittelalterlichen Grundherren ver- 
schwindet vor der Masse des Reichtliums der neueren Familien, der gar 
keinen feudalen Ursprung hat. Der ungeheure Reichthnm des Marquis 
of Westminster z. B. rührt von einer Cowkeeper-Tochter in Pimlico her. 
Allerdings gehören alle Lords bei ihrer Ernennung bereits den wohlha- 
benden oder reichen Classen an, und vorzugsweise dem grösseren Grund- 
besitz, da dieser bis ins 19. Jahrhundert die weit überwiegende Masse, 
und noch jetzt die grössere Hälfte des Nationalvermögens dai'steUt. Al- 
lein wesentlich ist auch dies nicht. Practisch liegt vielmehr die Bedeu- 
tung der englischen Pairie in folgenden zwei Punkten: 

1) war ihre Erhaltung nothwendig zur Ausgleichung der In- 
teressen, da in dem Unterhaus der städtische Besitz gegen den länd- 
lichen , der kleinstädtische gegv;n den grossstädtischen unverhältniss- 
mässig stark vertreten war. Im Mittelalter war das Unterhaus ein blosses 
Supplement des Oberhauses; seit dem Mittelalter wurde das Oberhaus 
ein nothwendiges Supplement des Unterhauses. Zugleich lehnt sich an 
das Oberhaus das Pi'otectorat über Künste und Wissenschaften, — der 
schwächste Punkt in der englischen Entwickelung. Die Lords sind darin 
für England ungefähr das, was die Fürstenhöfe für den Continent. 

2) Bei weitem wichtiger noch ist die Function des Oberhauses als 
Vertreter der dauernden Interessen der Staatsgewalt. Jedes Reprä- 
sentativsystem ist zunächst Interessenvertretung und legt das Schwerge- 
wicht der Gewalt in die besitzenden Classen. Nur die romanische Kurz- 
sichtigkeit und Selbstsucht kann dabei den Anspruch machen, dass die 
augenblicklichen Interessen emer jeden Majorität der Gentry die Aus- 
übung der Staatsgewalt vom Minister herab bis zum Feldhäter rücksichts- 
als bestimmen soll. Die Mässigung der besitzenden Classen in England 
sah ein, dass es im Staatsleben ausser der Repräsentationsfrage ein zwei- 
tes, eben so wichtiges Gebiet giebt: die Staatsverwaltung, mit 
bestimmten Pflichten zum Schutz, und zur materiellen und sittlichen He- 
bung der niederen Classen, — Pflichten, die nur durch eine gewisse 
Stetigkeit des Verwaltnngssystems zu erfüllen sind. Wo die Gentry 
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sich unmittelbar der Staatsgewalt bemächtigt hat in Form der Repu- 
blik: da entsteht diese Stetigkeit durch ein Zweikammersystem und kö- 
nigliche Prärogativen des Präsidenten. In solchen, aus selbstständigen 
Provinzen zusammengesetzten Staaten bildet sich dann ein Senat, welcher 
die grösseren Körper als solche, und damit dauernde Interessen repräsen- 
tirt. Diese Gestaltungen sind nur der Ausdruck der Mässignng der be- 
sitzenden Classen germanischen Stammes; sie sind das vieldeutige, und 
darum an sich nichtssagende „conservative" Element der Verfassung. 
In einfacherer Form stellt sich die einheitliche Staatsge^'alt in der Mo- 
narchie dar, wo die Krone diese dauernden Interessen vertritt: sie kann 
es aber nur mit einem festen Beamten System zur Seite. Als Mit- 
telpunkt des stetigen Amtsorganismus bildet sich daraus in diesen Ver- 
fassungen ein Staat srath. In diesem Sinne ist es vollkommen richtig, 
wenn die englische Jurisprudenz das Oberhaus als einen erblichen Staats- 
rath darstellt, und die Pairs sich „erbliche R'äthe der Krone'* nen- 
nen. Sie ersetzen in der That den continentalen Staatsrath, der in dem 
englischen Preivy Council nur in sehr unvollkommener Gestalt vorlian- 
den ist. 

Wenn man weiss, was der Organismus der Staatsverwaltung für die 
schwächeren Classen des Volks bedeutet, so weiss man auch die Noth- 
wendigkeit eines solchen Elements, welches die politische Spreche mit 
dem mageren Bilde eines „Gleichgewichts der Gewalten" (Ausgleichung 
der dauernden Interessen aller Classen mit den nächsten einer herrschen- 
den Classe) bezeichnet hat. Dass sich dies Element aber in England in 
Form der erblichen Pairie herausgebildet hat, beruht in der Stellung des 
englischen Adels, der sich von jeher dem Emennungsrecht der Krone unter- 
warf, und damit eine stetige Harmonie zwischen Besitz und Staatsgewalt 
erhielt; während auf dem Continent thcils die Selbstsucht, thdis die Ab- 
sonderungssucht der besitzenden Classen die vollständige Ti'ennung des 
Beamtenthums vom Besitz herbeiführte, in Form des absoluten Kö- 
nigsthum. 

Alle sogenannten Privilegien der Pairs sind daher auch nur ein Aus- 
druck ihrer Stellung als erbliclie Staatsräthe, namentlich: 1) der erbliche 
Sitz selbst; 2) ihr Gerichtsstand vor dem Oberhause; 3) Freiheit vom 
Ci^larrest; 4) die strengere Bestrafung von Beleidigungen gegen Pairs. 
Nicht die Rede dagegen ist von einer standesmassigen Unveräusser- 
lichkeit, üntheilbarkeit, Unverschuldbarkeit, Steuerfreiheit ihrer Güter, von 
einem ungleichen Vermögensrecht, von einem beleidigenden Privilegium 
für die Standcsmässigkeit ihrer Ehen, von Privilegien gegen ihre Gläubi- 
ger u. s. w. Nur der schottische Adel vermochte sich bei der Union 
mit England nicht von dem alten Schuldenprivilegiura zu trennen. Der 
englische Edelmann dagegen betrachtet ein Privilegium der Art keines- 
wegs als aristokratisch, sondern als schottisch. 



m. 

22) Die Entstehung der englischen Ritterschaft. 

Als in den letzten Jahrhunderten der angelsächsischen Zeit der alte 
Heerbann der Grafschaften immer mehr in Verfall gekommen war, bil- 
dete sich ein neues Kriegssystem, in welcliem der Dienst zu Pferde, die 
bessere Bewaffnung, die schwerere Rüstung und gewisse Anfange der 
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Taktik dem kriegsgeübten Manne eine höhere Stellung gaben. Die Waf- 
fenübung wird im Laufe von Menschenaltem allmälig zu einem Lebens- 
beruf in stufenweiser Ausbildung, in welcher der Knight die Meisterwürde 
darstellt. Das Wort „knight** bezeichnet ursprünglich die Periode z^in- 
schen der Kindheit und dem Mannesalter. So heisst es in den Gesetzen 
Ina*s, dass ein cnight, 10 Winter alt, Zeugm'ss geben kann; ähnlich bei 
Beda. Der alten Sitte gemäss ist der Knabe Diener im Hause; das 
Wort bezeicluiet daher auch den freien Diener (Junge, junior). Jetzt 
wird es zu einem Ehrentitel, und lateinisch durch „miles** wiedergegeben. 
Schon einzele angelsäclisische Grosse führen den Titel miles als Ehren- 
titel ; in einer Urkunde nennt der König selbst einen miles seinen Meister 
(magister). Es ist also nicht die Würde eines Geburtsstandes oder eines 
bestimmten Besitzes; sondern gerade umgekehrt eine Würde des Ver- 
dienstes. 

In socialer Beziehung bezeichnet die Ritterwürde, wie das ganze 
Leimswesen, einen gewaltigen Fortschritt des Mittelalters, einen entschei- 
denden Schritt zur Befreiung und ehrenhaften Erhebung der Arbeit mid 
ihres Verdienstes, gegenüber dem Besitz. Der alte Germane hätte sich 
einen Mann, der von einem andern Mann geliehenen Grundbesitz gegen 
Leistung von Diensten angenommen, nicht anders denken können, wie 
als Knecht. Die bewafineten Hintersassen der angelsächsischen Grossen 
sind in der That bewaffnete Knechte. Dass jetzt der bewaffnete die- 
nende Mann als ehrenhaft galt, obgleich er nur auf geliehenem Gut, 
nicht auf echtem Eiganthum sass, dass der Name Kneclit (knight) sogar 
zum Ehrentitel werden konnte, ist ein bedeutsamer Fortschritt der Zeit, 
herbeigeführt durch ein gemeinsames Bedürfniss der Völker Europas. 
Daher der kosmopolitische Sinn des Rittertliums, welcher besonders seit den 
Kreuzzügen unter der Pflege der Kirche gedieh ; und dieser Sinn war es 
denn auch, welcher in England den grossen Grundherrn nut dem kleine- 
ren Besitzer, den Vasallen mit dem Untervasallen vereinigte. Besonders 
seitdem das Uebergewicht der grossen Barone die kleineren Thronvasal- 
len völlig aus dem Parlament verscheucht hatte wurde die Ritterwürde 
das gemeinsame Band der kleinen Barone und der Aftervasallen, der 
Normannen - und der Angelsachsen in der Grafschaft. Erziehung, Le- 
bensbemf, Besitzmass und kriegerische Ehre waren ihnen gemeinsam; 
die Grafschaftsverfassung gab ilmen nun auch das gemeinsame Recht, 
und verschaflPte dem kleineren Baron einen angesehenen Wirkungskreis, 
in welchem er sich wohl zu fülilen anfing. Es war dies die erste Stufe, 
auf welcher die englische Gentry engherzige Standesabsonderungen auf- 
gab und damit den Grund zu ihrer späteren Macht legte. 

Die Mässignng der besitzenden Classen zeigt sich liier wie beim 
Adel wiederum in der Gleichstellung der geistigen Arbeit, in wel- 
cher die mittelalterlichen drei Stufen, der Meister, der Gehülfe und der 
Lehrling gleichmäsig wiederkehren. So |hat in der grossen Innung der 
Juristen die Meisterwürde der Serviens ad legem, Sergeant -at- Law, Dr. 
juris; die Mittelstufe der practisirende Lehrling (Apprentice who practi- 
8es the law), der heutige Barrister, practisirende Advocat, entsprechend 
dem Idcentiaten auf den Universitäten; die dritte Stufe der einfache Lehr- 
ling, Apprentice, der Rechtsstudent. Pearce, History of the Inns of 
Court and Chancery 1847. 8. pag 25. Die Geistlichen führen im 
Mittelalter häufig das Prädikat Sir. An den Universitäten wurden die 
Baccalaurei bis in die neuere Zeit mit dem Titel Dominus, Sir, vor den 
Vornamen gesetzt, stUisirt Stephen New Commentaries. H. 481. 
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Ueber die Bildungsstafe der mittelalterliclien Ritterschaft, aus 
der die Phantasiegebilde unserer Zeitgenossen etwas yollkommen Unwahres 
gemacht haben, giebt beispielsweise die classische Characteristik Macaulaj's 
cap. 3. (Uebersetzung von Bülan, Bd. II. S. 52—58. vgl. 133 — 141) 
Aufschluss. 



23) Die RechtsverhAltnisse delr englischen Rittergüter. 

Für das Besitzmass der Ritterlehne und zugleich fiir den Geldwerth 
jener Zeit giebt einigen Anhalt die gesetzliche Taxe. Unter Heinrich III. 
schätzte man ein Ritterlehn auf mindestens 16 j6 Groädrente (Camden, 
Britannia 111); zur Zeit Eduards II. auf mindestens 20 j6 (stat. de mi« 
litibns 1 Edw. II.) ; zur Zeit der Königin Elisabeth auf 40 «a^ (Th. Smith 
de Rep. I. c. 18). — Die Rechtsverhältnisse daran sind bestimmt durch 
den militairischen Zweck und durch die germanischen Bechtsansichten 
vom Grundeigenthum ; daher ihr festes und im Ganzen gleichmässigea 
Gepräge in England wie auf dem Continent. Die Verschiedenheit der 
Fortbildung hing von der Stärke der Staatsgewalt ab. Die Gegensätze 
zwischen England und Deutschland aber concentriren sich in folgenden 
vier Punkten: 

1. Die Veräusserlichkeit der Ritterlehne ist Jahrhunderte 
lang der Angelpunkt, um welchen sich die Geschichte der Stände dreht. 
Die Staatsgewalt hat dabei nur das Interesse, die Dienste und Ldstun- 
gen an das Gemeinwesen ungeschmälert zu bewahren. Schon die Magna 
Charta gestattet daher den Thronvasallen, so weit zu veräussem, dass 
der Ueberrest noch hinreiche, den königlichen Dienst zu thun. Das 
Stat. Quia Emtores 18. Edw. I. c. 1. erlaubt die Veräusserung des gan- 
zen Leims, sofern sie für immer und mit Uebemahme aller Verpflich- 
tungen gegen den Lehnsherrn geschieht Nach stat. 1. Edw. m, c. 12. 
gilt die Veräusserung auch ohne Consens der Krone mit Vorbehalt einer 
Geldbusse, welche später zur Sportel wird. 

Anders in Deutschland. Hier mnsste sich die Landeshoheit in 
Jahrhunderte langem Kampf erst zur Staatsgewalt herausbilden. Die 
Ritterschaft konnte daher ihren Einfluss dazu verwenden, dass die Lan- 
desherren den Consens nur zu Veräusserungen an Ritterbürtige gaben. 
Zum Gesetz erhoben wird aus diesem Herkommen dann ein Standes- 
recht der Ritterschaft. Die deutschen Ritterschaften wussten femer ihren 
Grundbesitz unveräusserlich zu machen im Interesse der Familien. 
Obgleich das römische Recht gemeines Recht in Deutsch sand sein sollte, 
wucherten im Widerspruche damit Majorate und Fideicommisse ungestört 
fort, und eine schwache Gerichtspraxis und Gesetzgebung erkannte sie 
an; während das englische Königthum niemals ein Standesrecht in die- 
ser Richtung entstehen Hess. Die englischen Familienstiftungen (entails) 
werden einer gesonderten Erörterung (Anm. 23a) vorbehalten. 

2. Die Vererbung der Rittergüter wird durch einen doppelten 
Gesichtspunkt bestimmt: 1. Durch das Interesse des Staats, welches' 
fordert, dass der Lehnsbesitzer im Stande bleibe, seine Lehnspfiichten un- 
getheilt zu eifüUen; 2. durch die Volkssitte, nach welcher das Haupt 
der Familie einen patriarchalischen Gesammthausstand erhält, in welchem 
auch die jüngeren Geschwister ihr Unterkommen finden können. Beide 
Rücksichten führten auf eine Primogeniturordnung für den Grundbesitz; 
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die erstere insbesondere lässt ein T<;stament über das Lehn nnstatt- 
liail erscheinen. Abgeselien davon ist indessen die freie letztwiUige 
Verfügang eben so sehr im Interesse des Gemeinwesens, wie die fr^e 
Veräusserung unter Lebenden. Ultima volantas libera est , sagt schon 
das Rechtsbach des Glanvilla. Die englische Gesetzgebung geht da- 
her seit Stephan schrittweise fort in Erleichterung der Testamente 
und seit Carl IL ist nach Aufhebung des Lehnsnexus ein Testament 
über das ganze Grundeigenthum gestattet. 

In Ermangelung eines Testaments erhält die Wittwe einen TheU ; die 
Töchter, so wie alle entfernteren Verwandten, theilen nach Köpfen. Un- 
ter melureren Söhnen bleibt allerdings das Vorrecht des Erstgebornen im 
Grundbesitz; allein nur als Anerkennung einer gemeinen Sitte. Es steht 
dem Besitzer jederzeit frei, durch Testament den jüngeren Söhnen oder 
den Töchtern, oder Dritten den Grundbesitz ganz oder getheilt zu hinter- 
lassen. Das gemeine Recht kennt nicht einmal einen Pffichttheil. — 
In Deutschland dagegen erscheinen hier wieder besondere Erbfolge- 
ordnungen in Stammgüter, Lehne und Fideicommisse als Standesrecht 
bevorzugter Classen. 

3. Der dritte Punkt betrifft die gutsherrlichen Beehte. 
In Deutschland liess die Staatsgewalt die grossen wie die kleinen 
Grundherren sich ungestört in ihren Besitzungen bcfestigea. Bewaffnet 
einem unbewaflFheten Landvolk gegenüberstehend konnten sie ungestört 
die alte Gewalt über ihre Leute weiter ausdehnen «uf die kleineren Frei- 
eigenthümer; so dass daraus durch Usurpation und Ergebungen eine 
umfassende Patrimonialgerichtsbarkeit, Gutspolizei, and geschlossene un- 
freie Gemeinden hervorgingen. 

In England waren solche unfreie Gemeinden, um einen Herrensitz 
(manor) herumliegend, ein Erbstück der Schwäche des späteren angel- 
sächsischen Königthums. Die Normannenkönige und die Plantagenets 
verhindern systematisch die Entstehung neuer maiiors, die Ausdehnung 
der alten, die Erweiterung der aufgelegten Lasten, die Entstehung einer 
Gutspolizei; die schon vorhandene Gerichtsbarkeit aber lassen sie schritt- 
weise absterben. So ist hier die Bildung unfreier Gemeinden grundsätz- 
lich unterdrückt, und der Rittergutsbesitz auf seine natürliche, wirth- 
schaftliche Geltung zurückführt. 

4. Die deutsche Ritterschaft gebrauchte ihre Stellung zur Erlangung 
der Steuerfreiheit. So lange sie von ihren Lehnen wirklich Eriegs- 
folge leistete, waren die Kriegsdienste ihr schuldiger Beitrag zum Ge- 
meinwesen. Als nun aber diese Dienste unbrauchbar wurden und wirk- 
lich ausser Gebrauch kamen, als es auf Geldbewilligungen ankam: da 
bewilligte die Ritterschaft Abgaben nur von den Bauern und Hintersassen; 
sich selbst hielt sie davon frei wegen des angeblichen Aequivalents , wel- 
ches sie durch ihre Kriegsdienste leistete. Der Hauptinhalt der soge- 

. nannten landständischen Freiheiten bestand in dieser Freiheit von Steuern 
und in ilurem Recht über die unfreien Gemeinden. 

Anders in England. Hier hat die Ritterschaft die Landeslasten vom 
ersten Augenblicke an mit gleichen Schaltern getragen. Allerdings 
pflegten die Städte eine grössere Vermögensquote zu bewiUigen ; allein es 
geschah das mit gerechter Rücksicht auf die schweren Lehnsabgaben, 
welche die Rittergüter ausserdem trugen. Von dem alten Lehnsnexus 
war, wie oben erwähnt, unter den Plantagenets nur noch übrig geblieben 
ein System von Schildgeldem, Hülfsgeldem, Reliefs und ersten Früchten^ 
Heirathsgeldem, Geldbussen, Sportein und Lehnsvormundschaflen , bei 

6 
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welchen der Lehnsherr die Gnmdstücke nur devostirte. Ungleichmassig, 
zufällig, und daram hart, sollten sie schon unter Jacob I. gegen feste 
Renten abgelöst werden. Seit Mensclienaltem ein Gegenstand der Lan- 
desbeschwerden, blieben sie während der Dauer der Republik suspendirt. 
Nach der Restauration wollte und konnte man sie billiger Weise nicht 
wieder einführen, umsomehr als die Ritterschaft in dem Kampfe am 
meisten gelitten hatte. — Ein Gesetzesyorschlag ging darauf, sie als 
Grundsteuer gleichmässig auf die ehemaligen Leime zu legen. In der 
grossen Reactionsströmung, die durch das Land ging, wurde jedoch mit 
zwei Stimmen Majorität der GesetzesvorsclJag angenommen, nach wel- 
chem die Krone durch eine erbliche Accise von Bier und einigen andern 
Getränken entschädigt ward. Unter dieser Maassgabe wird nunmehr der 
ganze Lehnsnexus aufgehoben (mit Ausnahme der blossen Ehrendienste 
der grossen Hofämter) durch st. 12. Car. IT. c. 24. Die ehemaligen 
Leime, military tenures, gehen damit in Freieigenthum, common socage, 
über; die ehemaligen Rittergüter sind daher, seit Aufhebung der doppel- 
ten Besteuerung, von anderem Freieigenthum nicht mehr auszusclieiden. 
Ein LChnsnexus besteht überhaupt nur noch nominell; die Afterlehnen waren 
schon durch das Statut Quia Emtores 18. Edw. I. zu einfachen Lehnen 

gemacht. 

Das Unrecht der Verwandlung der Lehnslasten in eine Bierstener 
ist kurz darauf einigermassen ausgeglichen durch die Umbildung des al- 
ten Subsidienwesens in die Landtaxe, durch welche der Grundbesitz zu 
Gunsten der Städte wieder stärker herangezogen wurde. Von einer 
Steuerfreiheit der Rittergüter aber, oder von einer Bevorzugung bei der 
Steuer, ist in England nie die Rede gewesen. Ebenso hat die Kirche mit 
ihren Besitzungen grundsätzlich jederzeit zu den Staats- und Gemeinde- 
lasten gesteuert, — zu ihrem eigenen Besten; denn jede Steuerfreiheit 
führt erst zur Isolirung, dann zum politischen Verderben der bevorzug- 
ten Classe. 

23 a) Die Familienstiflangen (entails). 

Die Veräusserung des Grundbesitzes hat in den altgermanischen Ver- 
fassungen eine andere Bedeutung als heute, da Rechtsfähigkeit, Gemeinde- 
recht und öffentliches Recht von dem Grundbesitz abhängig war, also das 
ganze rechtliche Schicksal der Familie auf dem Spiele stand. Daher denn 
auch die Umständüchkeits des Acts, die Theilnahme des nächsten Erben 
daran; daher das besondere Bestreben, die Vererbung des alten Grund- 
besitzes innerhalb der Familie sicher zu stellen. Seitdem aber in der 
späteren Zeit die Rechtsfähigkeit nicht mehr blos durch Eine Art des 
Besitzes bedingt war, erhielt die Gesetzgebung freiere Hand, um im In- 
teresse des Gemeinwesens die Veränsserungen zu erleichtem. Dieser 
Gang der Entwickelung zeigt sich auch bei den englischen entails. 

Schon in der angelsächsichen Zeit war es sehr gewöhnlich, Grund- 
stücke so zu übertragen, dass der Empfänger sie auf Lebenszeit besitzen, 
und nach seinem Tode einem oder mehreren benannten Erben hinterlas- 
sen sollte. In Ermangelung solcher sollte das Grundstück dann an den 
Verleiher zurückfallen, oder an einen Dritten. Turner, History of the 
Anglo-Saxons. 1799 — 1805. Vol. IV. (unter dem besonderen Titel: „The 
Manners etc.^' pag. 212.) In der normannischen Zeit wurden die Uebel- 
stände fülilbar, welche solche Familienstiftungen durch Hemmungen des 
Verkehrs hervorriefen. Sobald daher die Staatsgewalt und ihre Gerichte 
eine gewisse Selbstständigkeit erlangt hatten, suchte man sie durch künst- 



— 83 — 

liehe Interpretation zu beseitigen. Dagegen erhob sich nun aber unter 
Edward I. der ganze damals so mächtige Adel, nnd setzte das stat. 
Westminster II. 13 £dw. Lei. durch, das sogenannte statutum de do- 
nis conditionalibus: 

dass fortan der offen ausgedrückte Wille des Verleihers befolgt 
werden solle, sccundam formam in Charta doni expressam, und 
dass die so verliehenen Grundstücke ohne Bücksicht auf eine vor- 
genommene Veränsserung übergehen sollen auf dessen stiftungs- 
massige Desoendenten, eventuell zurückfallen an den Verleiher oder 
dessen Erben. 
Es war damit anerkannt die Möglichkeit von Familien Stiftungen, 
nicht blos für Einen Stand, sondern für den ganzen übertragbaren Grund- 
besitz ; nnd eben deshalb wurde die Erhaltung dieses Rechts ein Ge- 
sammtinteresse der grundbesitzenden Classen bis heute. Die 
Rechtswissenschaft bildete daraus den Begriff eines gethcilten Eigenthums, 
feudum talliatum, entail. Die weitere Entwickelang desselben behandelt 
Hallam, Const. History I. lö sqq. Reeves, Hist. of the English X^aw. 
3. Aufl. 1814. (Register s. v. entail). Stephen, New Comment. I. 
232 sqq. 

Immer war jedoch die Handhabung den königlichen Gerichten über- 
lassen , welche die entails stets mit einem gewissen Widerstreben behandel- 
ten. Veränsserungen oder Veipachtungcn eines solchen Guts galten an sich 
als gültig, und wurden erst anfechtbar nach dem Tode des Disponenten. 
Die Jurisprudenz erfand femer eine Foim sie zu umgehen durch die 
gemeinrechtliche Entwälirungsklage, common recovery, eine Art von in 
jure cessio, bei welcher ein dritter Vindicant auftritt, der Besitzer seinen 
Gewährsmann nennt, dieser sich Verabredetermassen contumadren lässt, 
und deshalb das Gut dem Vindicanten zugesprochen wird. Ein berühm- 
tes Urthcil in dem Rechtsfoil Taltarum Edw. IV. 1473 erkannte eine 
solche Entäusserung als wirksam an. — Eine zweite Weise war die ei- 
nes fin^itcn Vergleichs, fine, wobei ein Dritter ebenfalls pro forma als 
Vindicant auftritt, und die Parteien mit Genehmigung des Gerichts einen 
Endvergleich schUessen, der mit gewissen Maassgaben auch Dritte bin- 
det. Ein Gesetz darüber erUess schon Heinrich VII., und daran schloss 
sich das sogenannte stat. of fines, 32 Hen. Vm. c. 36, wodurch das 
Anfechtungsrecht der Stiftungsinteressenten normirt nnd beschränkt wurde. 
Durch ein Gesetz aus dem folgenden Jahre wurden die entaOs haftbar 
gemacht für Schuldfordernngen des Königs; durch 32 Hen. VIH. e. 28. 
gewisse Pachtungen für gültig erklärt. So war die Möglichkeit emer 
Veränsserung gegeben; freilich mit vielen Umständen und Kosten, in 
welchen nunmehr der künstliche Besitzschutz hauptsächlich lag. Die Ju- 
risprudenz, welche melir das Interesse des allgemeinen Rechtsverkehrs 
vor Augen behielt, war zu allen Zeiten dagegen. ,)Pie Einführung die- 
ses Familienrechts," sagt Blackstone II. 116. „verursachte eine grosse 
Menge von Schwierigkeiten und Streitigkeiten; Kinder wurden ungehor- 
sam, wenn sie wussten, dass sie nicht enterbt werden konnten; die von 
den letzten Besitzern gesclilossenen Paclitverträge wurden gebrochen; — 
die Gläubiger wurden übervortheilt; — unzälüige Familienstiftungen, von 
denen man bisher Nichts gewusst, wurden nachgewiesen, um die Käufer 
der Grundsütcke, welche sie im guten Glauben gekauft hatten, zu ent- 
setzen; von den in Folge dieser Verhältnisse entstandenen Rechtshändeln 
sind unsere alten Bücher voll, und in dem Satz : dass Erbleben nicht über 
des gegenwärtigen Besitzers Leben hinaus verwirkt werden konnten, lag 

6* 
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sogar eine Anfmnntemiig zum Hochverrath. Sie wurden deshalb mit 
Recht gebrandmarkt als eine Quelle neuer Streitigkeiten und Uebelstände, 
welche dem gemeinen Recht fremd waren; kurz sie galten ziemlich all- 
gemein als ein auf dem ganzen Reich lastendes Uebel. Da jedoch der 
Adel an jenem ParlamentsBchhiss stets fest hielt, weil derselbe seine Fa- 
miliengüter Tor Verwirkung schützte, so war auf eine Abhülfe des Uebels 
durch die Gesetgebung nur wenig zu hoffen." 

Dennoch ist die neuere Gesetzgebung weiter gegangen. St. 3 et 4 
Will. IV. c. 74. setzt an die Stelle der fines und recoveries eine einfache 
schriftliche Urkunde, (auf welche durch eine Rechtsfiction dieselben Wir- 
kungen übertragen werden,) und erleichtert anderweitige Verfügungen. 
Eine lehrreiche deutsche Schrift darüber ist jetzt: Thomas SoUj, Grund- 
sätze des engliechen Rechts über Grundbesitz, Erbfolge und Güterrecht 
der Ehegatten, Berlin 1853, welche das Endresultat dahin zusammenfasst : 
dass es unmöglich ist, Grundstücke in der Art zu fesseln, dass man sie 
auf längere Zeit unveräusserlich macht, als auf die Lebensdauer einer 
Person oder mehrerer gegenwärtig lebender Personen und auf länger als 
den Zeitraum von einundzwanzig Jahren, der abgelaufen sein muss, ehe 
der Berechtigte volljährig werden kann; denn sobald dieser handlungsfa^ 
hig ist, kann er entweder allein, oder in Uebereinstimmnng mit dem Stif- 
tungsbewahrer, wenn ein solcher da ist, das Stiftnngsg^t in ein Eigen- 
lehn umwandehi. Auch ist es unmöglich, durch eine neue Erfindung oder 
irgend welchen Kunstgriff diese Bestimmungen zu umgehen, weil es ein 
feststehender Grundsatz des gemeinen Rechts geworden ist, keine Perpe- 
tnität zu gestatten." — Schon die frühere Gesetzgebung hatte die en- 
tails femer den Bankeruttgesetzen unterworfen; das st. 1 et 2 Vict. 
c. 110. macht sie haftbar auch für gewölmliche Schulden; und damit 
haben sie denn wohl für den Continent den Beiz verloren. 

M) Die neaere Bedentnng der Ritterwttrde. 

Auf dem Continent wuchs durch die Schwäche der Staatsgewalt die 
Ritterwürde mit dem unveräusserlichen, bevorrechteten Grundbesitz zu ei- 
nem erblichen Standesrecht zusammen. In England erkannte das Eönig- 
thum nie ein ausschliessliches Recht, sondern nur eine Pflicht an, die 
Ritterwürde zu ertverben. Heinrich HI. und Eduard I. führten die Sitte 
ein, alle Lehnsleute von mehr als 20 «aß jährlichem Einkommen zu citi- 
ren, damit sie gegen die übliche Gebühr die Ritterwürde erliielten. Ob- 
gleich milde gehandhabt, zeitweise vergessen, veranlasste dieser Zwang 
und die Sportein dafür dennoch vielfache Beschwerden, bis das stat. 16. 
Car. 1. c. 16. die Verpflichtung dazu ganz aufhob. 

Es machte sich bei dieser Lage der Sache von selbst, dass das 
Recht, die Ritterwürde zu ertheilen, — ursprünglich ein autonomisches 
Meisterrecht der Innung selbst, — in England frühzeitig zur ausscldiesslichcn 
Prärogative der Krone ward, angeblich schon zur Zeit Heinrichs IV. (Seiden 
Titles of Honour, H. c. 5. §. 34.) Seitdem wurde der Ritterschlag ent- 
weder vom König in Person oder unter königlicher Commission ertheilt; 
um die Zeit Heinrichs ViU. war das Recht den Höchstcommandirenden 
der Armeen verüehen. Durchweg festgehalten ist der Character der per- 
sönlichen Dienstwürde. . Die Ofßcierwürde des Bannerets wird nur im 
Felde ertlieQt, wo der König gegenwärtig, oder wenigstens die königliche 
Fahne entfaltet ist. Der letzte bekannte Fall der Erthdlung ist aus der 
Schladit von EdgehUl, 1642. Dauernd dagegen erhielt sich die einfache 
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Bitterwürde des Knight Bachelor. Die Gerichte nahmen an, dass wenn 
ein solcher Ritter zum Edelmann (Lord) gemacht werde, er dennocli den 
Titel ,, Ritter" behalte, nnd so in allen Urkunden titolirt werden 
solle. Jahrb. 32. Hen. VI. 29, — worin die bestimmteste Anerkennung 
einer Verdienstwürde liegt Aus demselben Grunde sollte ein fremder 
Fürst oder Adliger, welcher sonst nach englischem Recht nur ein £s- 
qnire ist, doch, wenn er den Ritterschlag erhalten, audi in England als 
Ritter gelten. Coke 2 Inst. 667. — Beibehalten wurde denn auch die 
militairische Form der Investitur, der Anlegung der Waffen, goldenen 
Spornen u. s. w., die sich später zu dem Ritterschlag vereinfachte. 

Mit der veränderten Stellung des Beamtenthums indessen erweiterte 
sich die Anwendung der Ritterwürde. Abgesehen von den Clerikem, und 
später den Richtern, hat das weltliche Beamtenthum des Mittelalters durch- 
weg einen militairischen Character. Als das Civflbeamtenthum sich da- 
von aDmälig ablöste, blieb doch die Ritterwürde in herkönmüicher Weise 
beiden gemeinsam. Von 452 Knights Bachelors in England berechnete 
man 1841: 128 Militairs, 60 Marine -Offidere, 74 Juristen, .54 Aerzte 
und Gelehrte, 52 Civilbeamte, 25 Hofbeamte, 12 Diplomaten, 47 andere 
Personen. Dodd, Manual 215. Seitdem Eduard m. den Hosenband-, 
Heinrich IV. den Bath-Orden gestiftet hatte, geht dann die Ritterwürde 
allmälig in das neuere System der Verdienstorden über, von denen sie 
sich nur durch die Form der ErtheUung unterscheidet. Ausnahms- 
weise sind in neuerer Zeit auch Knights Bachelors durch blosses Patent 
ernannt worden. Der Gesammtbestand der Mitglieder englischer Orden 
(1843) wird vonDodd dahin angegeben: Hosenbandorden 39, Distelorden 
16 (für Schottland), St. Patrick 22 (fiir Irland), St. Michael and St. 
George 32 (für Malta und die ionischen Inseln), Bathorden 731 (in drei 
Classen), Guelphenorden 905 (in drei Classen), Emglit Bachelors 470. 

Eine Anomalie, nämlich die ErtheUung erblicher Ritterwürden, 
kommt zuerst unter Jacob I. vor. Schon einmal war in 29 Edw. DI. 
ein John Coupland wegen seiner Dienste gegen die Schotten dnrch Pa- 
tent zum erbüchen Banneret ernannt, — ein anomaler EinzelfaiL Ja- 
cob I. aber in seiner Gcldnotli erklärte 1611, dass er, um die Geldmit- 
tel zu dem Feldzuge nach Ulster zu beschaffen, gegen Zahlung von <sß 1095 
zur Ausrüstung einer bestimmten Zahl von Soldaten, ein Ritterpatent 
verleihen werde, vererblich auf den ältesten Sohn. Diese neuen Ritter 
sollten den Vorrang vor den alten haben, nnd als kleine Lords (Baro- 
nets), gleich hinter dem Adel rangiretf. Die Zahl sollte 200 sein; in- 
dessen waren nur 93 Patente in den ersten sechs Jahren abzusetzen. 
HaUam, Const. Hist. I. 461. Einmal begründet, blieb die Würde beste- 
hen, und wurde seitdem an Grundbesitzer, Staatsbeamte, Mayors, Aerzte 
u. s. w. öfter verliehen, so dass jetzt über 700 englische Baronets vor- 
handen sind, und noch eine Anzahl für Schottland und Irland besonders, 
Dass es indessen nicht unbedenklich ist, erbliche Titel ohne Inhalt, d, h« 
ohne bestimmte Rechte und Pflichten , auch nur als Ausnahme stehen zu 
lassen, zeigt der Erfolg. Die Baronets sind die einzige Classe der eng- 
lichen Gentry, welche durch kldnliche Ansprüche an den Adel des Con- 
tinents erinnert. Am 15. Juli 1840 büdeten sie ein permanentes Co- 
mit^ zu Durchfuhrung folgender wichtiger Ansprüche: sie wollen mcht 
mehr die erste Classe der nobUes minores, sondern die unterste Classe 
der nobiles majores sein; sie verlangen einen Platz bei allen ölFentKchen 
Fderlichkdten, den Titel Honourable, einen Stehkragen mit SS. , ein Band 
nnd Ordenszdchen, den Utel Baronetess für ihre Frauen zur Unterschei- 
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dnDg von den Frauen der Ritter, und cUe BitterwQrde für ihre altesten 
Söhne. — „Die Krone liat indessen noch keine Scluritte gethan, diese 
Ansprüche zu bewilligen/' meint Dodd a. a, O. 195. 

S9) Das VerhAltiiiss zwischen Stadt and Land. 

Da das englische Königthum weder den landlichen Grundbesitz nocli 
den Stand der Rittergutsbesitzer durch besondere PriYilegien abgesondert 
hatte, so war auch kein Grund da, Stadt und Land durch eine geson- 
derte Gemeindeverfassung zu trennen. Das englische Selfgoyemement 
liegt nicht in einer Orts -, sondern vielmehr in einer Grafschafts- (Kreis-) 
Verfassung, welche Städte, Flecken und Dörfer grundsätzlich ohne 
gesclilossene Ortsverfassungen begrdft. Die Ausnahmen von diesem Prin- 
cip zerfallen in drei Classen: 

1) es giebt Städte, welche eine Grafschaft für sich bilden. In ganz 
England gehören dahin aber nur 12 Cides: London, York, Chester, Bri- 
stol, Coventry, Canterbury, Exeter, Gloucester, UtchJield, Lincoln, Nor- 
wich, Worcestcr, und ausserdem noch 5 Ortschaften, nämlich: Kingston- 
upon-HuU, Nottingham, Newcastle-upon-Tjne, Pool und Southampton. — 
Iiondon insbesondere wählt seit Heinrich I. seinen eigenen Sheriif und 
Justitiarius, seit Johann seinen Lord-Mayor; Heinrich UI. verleiht der 
Stadt zugleich das Recht, den Sheriif von Middlesex zu ernennen. — 
Die Reformbill hat jedoch neuerdings die Mehrzahl dieser Städte bei den 
Parlamentswahlen wieder vereinigt mit den Grafschaften, in denen sie 
liegen. 

2) Eine eben so geringe Zahl hat ebenfalls eine Art von Städteord- 
nung in unserem Sinne, mit einem Mayor und Alderman, die grösseren 
auch mit einem Gemeinderath, Common Council. Die Mitglieder des Ma- 
^strats üben liier im Allgemeinen die Rechte der Friedensrichter; ohne 
dass diese Gemeinden aus der Grafschaft ausscheiden. 

3) Ausserdem bilden etwa 150 Städte besondere Wahlkreise für 
die Parlamentswalilen ; bleiben aber sonst in vollkommener Fusion mit der 
Grafschaftsverfassung. (Das Geschichtliche in Stephen und Merewether 
History of the Boroughs and Municipal Corporations. Lond. 1835. 
8 Vol. 8.) 

Die englisclien Ausdrücke für die Ortsgemeinden: Hthings, Towns 
oder ViDs, erklärt daher Blackstone in der Rechtssprache für gleichbe- 
deutend. Borongh heisst eine Ortschaft, die einen besonderen Walilkreis bil- 
det. City ist ein historischer Name für eine Anzahl von Orten, in wel- 
chen schon das früliere Mittelalter ein gewisses städtisches Leben ent- 
wickelt hatte, besonders Bischofssitze. 

Die Gesetzgebung hat in England gegen die Abschliessung der Orts- 
gemeinden eben so lange, und eben so energisch zu kämpfen gehabt, 
wie gegen die Abschliessung der Ritterschaft. Die Tendenz zu einer in- 
nungsmässigen Absonderung war auch hier vorhanden, die Gesetzgebung 
erkannte sie aber nicht an. Die Handwerke bUden daher keine Ortsin- 
nungen, sondern vielmehr eine allgemeine Innung für ganz England. Nach 
5 Eliz. c. 4. §. 31. haben Personen, welche sieben Jahre als Lehrlinge 
in einem Geschäft servirt, das Recht, sich niederzulassen in jedem Theile 
des Königreichs. Zum Betrieb in Dörfern ist gar keine Lehrzeit erfor- 
derlich. Durch 54 Geo. HI. c. 96. ist aller Geschäftsbetrieb ohne Lehr- 
zeit freigegeben, und nur der City von London und einigen andern pri- 
TÜegirten Corporationen ihr altes Recht vorbehalten. Die in einzelon 
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Städten noch vorhandenen Innungsrechte wurden sodann beseitigt durch 
die neue Städteordnnng 6 et 7 Will. IV. c. 76. mit Ausnahme von 
London, wo die zwölf Innungen aber nur dem Namen nadi Gewerbs- 
innungen sind. Auch die Nayigationsacten und sonstigen Handelsbe- 
schränkungen waren nur bestimmt, England gegen das Ausland, nicht 
aber einen Ort oder Bezirk gegen den andern zu schützen. Die Erthei- 
lung von Monopolen unter den Tudors und Stuarts war nur eine Verir- 
rung in der Geldnoth, welche schneU und gründlich beseitigt wurde. 
Dass solche in den Statuten der Stadtgemeinden und Corporationen sich 
nicht einschlichen, wurde verhindert durch die vorbehaltene Genehmigung 
der Regierung. So blieb England befreit von dem Unwesen der Erwerbs- 
verbote des Continents: die Beichsgesetzgebung beruhte zu allen Zei- 
ten auf dem Princip der Erwerbsfreiheit. 

Stadt und Land, Ritterschaft und Städte, standen sich daher in Eng- 
land niemals wie geschlossene Körper gegenüber, sondern bildeten nur 
theilweis bei den Parlamentswahlen verschiedene Wahlkreise. Das Kö- 
nigthum hatte sie zuerst zum Parlament berufen; es wusste auf die Dauer 
der trotzigen Leimsmagnaten nicht anders Herr zu werden, als dass es 
sich auf die schwächeren, unvertretenen Classen der Bevölkerung stützte. 
Da ihre Berufung also nur auf der Autorität des Königthnms beruhte, 
so lung es auch von diesem ab, das Zahlenverhältniss zu normiren. Man 
behandelte dabei die Grafschaften und die erheblicheren Städte als Kör- 
perschaften, und Hess jede regelmässig durch zwei Abgeordnete vertre- 
ten So erschienen 74 Ritter für 37 Grafschaften ; (die 3 übrigen, ehe- 
ster, Durham und Monmouth, hatten damals noch eine exceptionellc Stel- 
lung.) Für die Städte wurde im 23. Regierungsjahre Eduards I. der 
Grundsatz festgestellt, dass drei Classen berufen werden sollten: 

1) alle mit einer Charte versehenen; 

2) alle innerhalb der Krondomainen liegenden; 

3) alle sonstigen Plätze, welche die Kosten der Vertretung zu tra- 
gen vermöchten. Hallam, Middle Ages H. 236 sqq. 

In dem Parlament 32 Edw. I. linden wir daher schon 200 städ- 
tische Abgeordnete. Die Berufung galt jedoch noch mehrere Menschen- 
alter viel mehr als eine Last, denn als eine Ehre. In dem nächstfolgen- 
den Jahrhundert machten daher kaum 90 Städte von dem Recht Ge- 
brauch; dennoch war schon unter Heinrich VI. die Zahl bis auf 300 
gewachsen. „Es würde schwer sein, irgend eine Stadt im 14. oder 15. 
Jahrhundert aufzufinden, welche nicht zur einen oder zur andern Zeit 
Mitglieder zum Parlament schickte.'* Hallam Const. Bist. HI. 51. Im- 
mer jedoch kamen noch ältere Wahlrechte wieder ausser Gebrauch. 
Beun Begierungsantritt Hemrichs VTII. erscheinen 224 Abgeordnete von 
111 Sfödten, von welchen seitdem keine ihr Wahlrecht aufgegeben hat. 
Eduard VI. creirte 14 neue und restanrirte 10; Mary fügte 21 Mitglie- 
der hmzu, Elisabeth 60, Jacob I. 27. So war man bis zur Reformbill 
auf folgende Zahlenverhältnisse gekommen: 

80 Mitglieder für die 40 Grafschaften von England, 

12 - - - 12 - von Waies, 

50 - - - 25 Cities, 

836 - - - 172 Landsfödte und Flecken, 

16 - - - 8 Seehäfen. •' 

Die englischen Darstellungen dieser Verhältnisse sind in der Regel 

nicht unbefangen, da man gern die Autorität des Unterhauses möglichst 

weit Kurückdatiren möchte. Die Gremeinen sind im ersten Jahrhundert 
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nar beratliesde Mitg^eder. Erat im letzten Regienmgsjabre Edaards I. 
werden sie im Eingange der Parlamentsstatuten mit erwähnt. Unter 
Eduard n. kommt zum ersten Mal die Bernfongsformel „ad consentien- 
dnm^* vor. Seit Eduard m. wird dies die Regd. Riebard U. giebt die 
ausdrückliche Zusicberong: „es sei des Königs Wille, den RatU und die 
Zastimmang der Gemeinen bei Feststellang nnd Einr^istrirong der 
Gesetze, der GddbewiUigongen und aller sonstigen Dinge fiir d^i gemei- 
nen Nutzen des Königreichs zu haben« ^' — Das kÖni^iche Veto also 
nnd die Sdbstständigkeit der königlichen Macht wurde die Brücke, um 
den unrertretenen Classen eine verfassungsmässige Stellung zu geben. 
Das Petitionsrecbt der Gemeinen geht so in ein Zustimmungs- 
recht über. Seit Eduard lY. kommen keine Petitionen in alter Weise 
melir vor. Seit Heinrich VI. wird es Sitte, die Vorschläge gleich in 
Form eines Gesetzentwurfs (biQ) einzubringen. Seit Heinrich VII. wird 
das Zttstimmungsrecht der Gemeinen in ganz gleicher Weise ausgedrückt, 
wie das der Lords. Seit Mary bildet sich die Eingangsformel der Par- 
lamentstatuten, welche noch heute im Gebrauch ist. 

Eben so schrittweise geht das ursprüngliche Recht der Landesbe- 
schwerden in eine geregdte nnd vollständige Controlle der Landesver- 
waltung über. Die abstrakte Sonderung der Gesetzgebung und Gesetz- 
ausfuhrung, Executive und Legislative, ist romanisch und französichy 
nicht constitntioneU; daher auch dem englischen Reclit wie allen germa- 
nischen Yerfassungsformen fremd. 

Eine selbstständige Stellnng haben die Gemeinen jedoch von Anfang 
an für die Steuerbewilligung. Hier wurden neue Ansprüche an sie 
gemacht, die in den ursprünglichen Befugnissen des Königthums nicht 
lagen. Die einzelen steuernden Gruppen machen daher ihre Bewilligun- 
gen Anfangs gesondert. In verständiger Einsicht in ihr gemeinsames In- 
teresse und die Nothwendigkdt eines gleichmässigen Maasstabes treten 
sie aber allmälig zusanmien: zuerst Ritter und Städte, d<mn Gemeine und 
Lords, dann alle drei Factoren des Parlaments, wodurch zuletzt die Steuer- 
bewilligung in die Form der Gesetzgebung übergeht. Der Clerus, aus 
welchem Anfangs ebenfalls Repräsentanten zum Unterhaus berufen wur- 
den, sonderte sich später zwar ab; allein das Parlament behielt »ch 
die Bestätigung auch dieser Steuerbeschlüsse vor. So bewilligten in 23 
Eduard I. die Barone und Ritter ^/4i, der Clems Vio, die Städte und 
Flecken Vt : im folgenden Jahre die beiden ersteren Vi 2 , die letzteren 
Vs: in 33 Eduard I. jene */)o, diese y^o: in 1 Eduard n. die Grafschaf- 
ten V20, die Städte Vi»: in 6 Eduard HI. jene Vi»» diese V^o. — Zum 
letzten Male im 22. Regierungsjahre Eduards m. bewilligen die Gemei- 
nen für sich allein ^is. Später werden in den Protokollen beide Häuser 
neben einander erwähnt, öfter mit dem Bemerken, dass eine gemeinsame 
Berathung vorangegangen sei. Seit Ricliard II. tritt nun auch eine Aen- 
derung des Sprachgebrauchs ein. Die Geraeinen „bewilligen mit Zustim- 
mung des Lords." Darin ist angedeutet, dass sie gewöhnlich zu stimmen 
anfingen, und dass ihr Antheil der grössere war. Je mehr dies Ueber- 
gewicht der Subsidien des Unterhauses über die alten Lehnseinkünfte der 
Krone wuchs, desto näher rückte man dem späteren Grundsatz, nach 
welchem die ausschliessliche Initiative für alle Geldbills nur dem Unter- 
h^s zusteht. S6it den Tudors erscheinen die Geldbewilligungen in Ge- 
setzesform, mit einer Abweichung, die sich aus der eben erwähnten Ini- 
tiative ergiebt. 

Im Zusammenhang damit steht endlich auch die Trennung der beiden 
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Häaser. Die grossen Barone sahen schon seit Menschenaltem die kleinen 
nicht mehr als ihres Gleichen an. Die Oflficiere des Lehnsheeres wollten 
weder mit ihren UntervasaJlen, noch mit dem sclilichten Krämer und Hand- 
werker der Kleinstädte auf einer Bank sitzen. Die alten Lehnsherrschaf- 
ten stellten jetzt noch ein versclüedenes Besitzsystem dar, im Gegensatz 
des Freibesitzes in den Grafschaften nnd Städten. In ihren reinen Lehns- 
intercssen waren die kleinen Thronvasallen durch die grossen hinreichend 
vertreten; übrigens wollten sie lieber die Ersten in der Grafschaft, als 
die Letzten unter den Baronen sein. Die Hauptsache aber war die Ver- 
sclüedenheit der Bestenerungsverhältnisse beider. Eine Abstimmung nach 
Köpfen würde in dieser Beziehung die Gemeinen in Nachtheil gesetzt ha- 
ben. Die Trennung beider Häuser machte sich daher von selbst ohne 
eine besondere Anordnung. Zum ersten Male erwälmt wird sie in 8 
Edw. n. Unter Eduard m. ist sie feststehendes Recht. 

^) Verhältniss der Ritterschaft zam Banerstande. 

Als 1265 zum ersten Male zwei Abgeordnete aus jeder Grafschaft 
zum Parlament berufen wurden, ward über die Art ihrer Ernennung 
Nichts bestimmt. Die Berufungsordre erging aber an den Sheriff , den 
Vorsitzenden im Grafschaftsgericht. Es verstand sich also von selbst, 
dass die Ernennung wie andere Geschäfte in dem Graf- 
schaftsgericht vorzunehmen sei; die Gestaltung dieser Ge- 
richte ergab also den Wahlmodus. Nach der angelsächsischen 
Verfassung war jeder Freieigenthümer als solcher dazu berufen. Die im- 
mer wiederholte Bestätigung der Gesetze Eduards des Bekenn ers hatte 
hauptsächlich den Sinn, dass in diesem alten Recht durch das Band der 
Lehnsverhältnisse Nichts geändert sein sollte. 

In der angelsächsischen Zeit hat sich hier nun aber das sociale Ge- 
setz geltend gemacht. Die kleineren Freieigenthümer blieben von selbst 
weg, zufrieden mit ihrer Theilnahme an der Hundredversammlung. Wie 
damals die Thane allein das Wort in der Versammlung führten, so jetzt 
die Ritter, obenan unter ihnen die kleineren ThronvasaJlen. Die Graf- 
schaftsversammlungen sind daher auch als Wahlversanunlungen in der 
Regel schwach besucht. Das Rechtsprincip selbst wird aber festgehal- 
ten. Ueberall, und namentlich bei der UmbUdnng der Gerichtsverfassung 
zur Jury, zieht das Königthum die kleineren Freibesitzer neben den RiU 
tem heran, den Grundsatz der Rechtsgleichheit festhaltend. Heinrich IV. 
verordnet: die Abgeordneten sollen in pleno comitatu von allen gegen- 
wärtigen Wählern ernannt werden, auch von den etwa nicht eingelade- 
nen. — Dass nur Ritter gewählt wurden, verstand sich bei ihrem Ueber- 
gewicht in der Grafschaft von selbst. Dies Uebergewicht beruhte aber 
wemger auf der persönlichen Würde, als auf dem grösseren Besitz. 
Schon in 19 Edw. II. finden wir daher unter 55 Grafschaftsabgeordneten 
nur 27 wirkliche Bitter. Seit Eduard III werden milite|, armigeri oder 
generosi neben einander genannt, d. h. Knights, Esquires und Gendemen. 

Erst unter dem Hause Lancaster wurde man mit der steigenden 
Macht des Unterhauses auf diese Verhältnisse aufmerksamer, nachdem 
von Zeit zu Zeit und an einzelen Orten die kleineren Besitzer massen- 
weis mitzuwählen anfingen. Die grösseren, an einen engeren Wähler- 
kreis gewöhnt, betrachteten diese neuen Elemente wie Eindringlinge ; und 
es beginnen nun Klagen über den tnmnltuarischen Character der Wahlen. 
Schon früher hatte die Gesetzgebung die TheUnahme an der Jury auf 
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Personen beschrankt, die nach damaligen Verhältnissen einen selbststän- 
digen Hanshalt führten ( 40 Sh. Grandrente). Die Consequenz dieses 
Satzes machte sich nunmehr geltend. Die Gesetzgebung, indem sie auf 
Grund von Landesbeschwerden einschritt, regelte nun auch die Paria- 
mentswalüen nach diesem Massstab, stat. 8. Hen. VI. c. 7. Eine Grand- 
rente Ton 40 Sh. (13^ Thlr.) bedeutet aber in jener Zeit schon ein 
Bauergütchen, welches, fleissig bewirtlischaftet , eine Familie ernähren 
kann. Blackstone I. 172. 

Um so eifersüchtiger verlangte der Rittergutsbesitz nunmehr aach 
einen Passiycensus. Schon unter Eduard III. kommt eine Petition 
des Unterhauses in diesem Sinne vor. Erst 23 Hen. VI. c. 15. rer- 
ordnet aber: 

„Alle Abgeordnete der Grafschaften sollen wirkliche^ Ritter sein, 
oder solche notable Esquires und Gentlemen, welche genügenden 
Besitz liaben, um Ritter zu sein; und in keinem Falle Bauern.^' 
Mit einem Wort also: es sollen Rittergutsbesitzer gewählt werden. Hält 
man indessen den Gesichtspunkt einer gleichmässigen Interessenvertretung 
fest, so wird man die Mässigung dieses Anspruchs anerkennen. Die Zahl 
der Grafschaftsabgeordneten im Parlament war ohnehin gering im Ver- 
gleich zu den Städten, der Activcensus andererseits gab dem Bauer- 
stand ein grosses Uebergewicht und ein Bewusstsein desselben. Unter 
Carl I. zählte man an 160,000 freie Bauern mit einem Durchschnitts- 
einkommen von 60 bis 70 36 jährlich! Es lag also eine Art von Aus- 
gleichung in jenem Passivcensus , welcher nach seiner Fassung keine 
strenge Absonderung enthielt. Demgemäss spricht auch das spätere 
Statut 9 Anne c. 5 von einem jährlichen Einkommen von 600 JS aus 
Freehold oder Copyhold, das stat. 1 et 2 Vict. c 48 von 600 j6 
Reinertrag aus Grundbesitzungen überhaupt oder Grundrenten auf Lebens- 
zeit, — ohne Unterscheidung irgend welcher Standesverhältnisse. 

Das Stimmrecht ist in England überhaupt seit 500 Jahren mit 
bestimmten Bezirken verwachsen; man kann es daher nicht ohne Wei- 
teres nach einem Princip reformiren. Einfulirung des allgemeinen 
Stimmrechts würde in England alle diese Wahlbezirke auf einmal zer- 
schlagen, den Städten ihre bisher dreifache Vertretung entziehen, und 
dem grossen Capital ein ungeheueres Uebergewicht durch die Massen der 
von ihm abhängigen Arbeiter geben. Gegen das Letzte sträubt sich die 
Landgentrj, gegen das Zweite die Stadtgentry, gegen das Erste aUe 
Classen. Ein erworbenes Stimmrecht zu nehmen, ist unstatthaft. Man 
kann es daher in England nur schrittweise erweitern auf dem Wege der 
Interessenausgleichung — durch Reformbills. 

. Diese Schwierigkeiten sind auf dem Continent gar nicht vorhan- 
den. Hier liegen sie vielmehr theils in der Absonderungssucht, theils in 
der Kurzsichtigkeit der höheren Classen, welche durch einen Censns mit 
Hülfe des parlamentarischen Systems sicli der Staatsgewalt auf dem kür- 
zesten und bequemsten Wege bemächtigen möchten. Fängt man indessen 
bei uns wieder an, Stadt und Land grundsätzUch zu sondern. : so werden 
die Städte eine dreifach starke Vertretung fordern. Eine solche konunt 
ihnen zu wegen der Masse von Capitalbesitz , Intelligenz, und wegen der 
verwickelten Interessen, die sich in ihnen concentriren. Dies ungeföhre 
Verhältniss von 3 oder 4 zu 1 herrscht in England seit einem halben Jahr- 
tausend, und ist nach sorgfältiger Erwägung aller Interessen auch in der 
Reformbill beibehalten. So wählten 1834 in Alt-England: 
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40 Grafschaften mit 344,564 Wählern 144 Abgeordnete, 
185 Städte - 274.649 - 327 

Die Gesammtsumme der Grafschaftsbevölkerung war damals 8,334,263 
— die der städtischen Walilbezirke dagegen 4,754,742. Eine einzige 
Stadt wie Berlin repräsentirt in ihrer BevÖlkernng ein jährliches Einkom- 
men, welches annäherungsweise der reinen Grandrente aller 12,352 Kit« 
tergutsbesitzcr im Staat zusammengenommen ^eichkommt. Getrennt vom 
Banerstand durch Censns und Gemeindeverfassang ist die Ritterschaft 
ein verhältnissmässig kleiner Factor im Staatsleben. Eine Macht ist sie 
nur, wo sie wie in England mit Städten und Bauern rereint sich zum 
leitenden Element, zur Vertreterin allgemeiner Interessen, zu machen weiss. 



IV. 
t^} Die Harmonie der Stände. 

Während England schon am Schluss des Mittelalters einen einheit- 
lichen und freien Staat bildet, ist Deutschland um dieselbe Zeit zer- 
spUttert durch die ständische Gliederung des Adels, der Geistlichkeit 
und der Städte. Unter einem schwachen Kaiserthum fallen Kurfürsten, 
Fürsten, Grafen, Prälaten, Städte in gesonderte Gruppen auseinander, 
mit welchen zuletzt allerdings nicht mehr zu regieren war. Mit uner- 
bittlicher Logik durchzieht das System des Ganzen die einzelen Glieder. 
Fürsten und Prälaten fuhren wieder mit ihren Landständen einen bunten 
Haushalt; in den Städten lebt das bevorrechtete Bürgertbum in stetem 
Kampf mit den übrigen Classen. In den einzelen Territorien bilden 
Ritter, Prälaten und Städte gesonderte Rechtsgruppen Diese Land- 
stiinde werden durch ihre Kleinheit zur Carricatur, durch ihre Eng- 
herzigkeit zur Landplage, durch ihre ständische Gliederung zum Hinder- 
niss jeder staatlichen Entwickelung. Als politische Körperschaften gehen 
die Prälaten an Kirchenspaltung und Secalarisation unter, die Städte 
an der Abgeschlossenheit ihrer Verfassungen und Erwerbsrechte , die 
Ritterschaft an ihrer Steuerfreiheit und anderen staatswidrigen Pri- 
TÜegien. Sich widerstrebend in ihren Grundprincipien, stets uneinig un- 
ter sich, sind sie nur einig in gemeinsamem Druck gegen ihre Leute. 
Ihre sogenannten Freilteiten sind grösstentheils nur Zusicherungen un- 
billiger Vorrechte vor den unyertretenen Classen. Erst durch ihre Be> 
seitigung wurde eine verbesserte Gerichts-, Finanz- und Militairverfassung, 
gleichmässige Besteuerung, Bewaffiiung, Volkserziehung, und die Erfüllung 
der übrigen Pflichten des Staats möglich; ihre Vernichtung war geradezu Be- 
dingung deutscher Civiüsation. Die Landesherren brechen daher im Verein 
mit den gedruckten Classen, mit Hülfe ihrer Sympathieen und ihrer Arme, 
der stehenden Heere, die Gewalt dieser Stände, welche zuletzt selbst froh 
sind, Einer die Anmassungen des Anderen loszuwerden. 

In England ist der Bildungsprozess der Stände, welcher in den 
deutschen Territorien vereinzelt vor sich geht, ein gemeinsamer für das 
ganze Land. Durch die Ejrafl; und durch die Pflichttreue des König- 
thums ist die Veräusserlichkeit und Theilbarkeit des Grundbesitzes fest- 
gehalten, die Verbmdung von Hoheitsrechten mit dem Grundbesitz gelöst» 
die Entstehung städtischer Bepubliken unmöglich gemacht, die Entstehung 
eines niederen Adels verhindert, der hohe Adel allen Classen offen ge- 
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halten. Dies ist der Grand, warum es in England niemab nothwendig 
wurde, die politischen Rechte vom Besitz zn trennen. Die Einsicht and 
Mässignng der besitzenden Classen hat eine Harmonie der Stände 
herbeigeführt, auf welcher die grossartige Entwickelang des britischen 
Volks unzweifelhaft beruht. Eben darauf, dass der englische Adel nie 
dazu kam, sich Privilegien auf Kosten seiner Mitbürger beizulegen, weil 
er nie Steuerfreiheit, nie Exemtionen vom Gesetz, keine Patrimonialg^- 
richte und Gutspolizei in Anspruch nahm; weil er allen Classen offen 
stand und sich in alle Classen wieder yerlor; weil er eben deshalb ver- 
wachsen blieb mit den Interessen und Sjmpatliieen aller Classen: eben 
daraaf beruht seine Lebensfirische und Kraft und eine auf dem Continent 
niemals bekannte Volksbeliebtheit. The distinction of rank and honor 
is necessary in evcrj' well govemed State, — so schrieb einst Black- 
stone I. 178. — 100 Jahre später wiederholt jeder Bearbeiter des engli- 
schen Staatsrechts diesen Satz als selbstverständlich. Die Familiengeschichte 
der einzelen adligen Familien bildet ein Lieblingsthema für den small 
talk des bürgerlichen Lebens. 

Von den ehiemaligen Rittergütern herab ist hier eine Abstufung des 
Grundeigenthums entstanden, welche eine quantitative Verschiedenheit des 
dinglichen Rechts anzeigt: Ritterlehn, Common socage, Copyhold, Pacht 
auf Lebenszeit, Pacht auf Zeitdauer von 21, .'>0, 60, 99 Jahren u. s. f.; 
darauf beruhen gesellschaftliche Gruppen, die sich aber nirgends durch 
eine künstliche Scheidewand absondern, mit denen daher der städtische 
und der geistige Besitz sich ungehindert vereint. Bewundernswürdig vor 
Allem ist die Mässignng der englischen Ritterschafit. Sie überüess ihr 
Standesverhältniss auch zu den städtischen Honoratioren lediglich dem 
natürlichen Einflnss des Besitzes und der gemeinen Meinung. Erst seit 
Eduard IV. kommen Einzele unter den städtischen Abgeordneten im 
Parlament (Citizens und Burgesses) mit dem Titel Esqoire vor. Im fol- 
genden Jahrhundert wird dies die regelmässige Bezeichnung, die sich 
immer weiter ausdehnt mit der Maclit des städtischen Besitzes und mit 
dem Maass der Achtung, welclie der Gewerbe- und Handelsstand sich 
durch ihre Haltung zu verschaffen wussten. 

Nach dem grossartigen Plane Eduards I. sollte auch die Geist- 
lichkeit dieser harmonischen Einheit sich einfugen. Die Sherifis er- 
halten in jeder Wahlordre die Anweisung, zum Parlament zn laden: aus 
jedem Bisthum die Dcchanten, die Archidiakonen , einen Sachwalter des 
Kapitels und zwei Geistliche, welche nun an der Seite von Bürgern und 
Rittern Platz nehmen sollten, ebenso wie die Prälaten im Oberliaus. So 
waren jetzt die gesammten Elemente des Volkslebens in einer gössen Cor- 
poration -vereint; und wäre es so geblieben, so würde die englische Re- 
formation wahrscheinlich früher und minder gewaltsam vor sich gegangen 
sein. Aliein der Dualismus von Kirche und Staat war noch zu stark, um 
diese Einigung zu einer dauernden zu machen. Die Geistlichkeit zog sich 
allmälilig wieder zurück in ihre Convocationen. Und diese Absonderung 
hat zu ihrem eigenen Nachtheil nur die Folge gehabt, dass sie seit der 
Reformation durch die königliche Suprematie sich als Beamtenorganismus 
dem weltlichen Staat unterordnen musste. Dennoch hat sich auch in der 
(jeistlichkeit das aristokratische Element besser conservirt als auf dem 
Continent, da es ohne gehässige Vorrechte und weniger exclusiv der 
niederen Geistlichkeit gegenüberstand. Die Bischöfe und Capitel, die 
geistUche Gerichtsbarkeit und der. geistliche Ornat erhielten sich aus dem-« 
selben Grunde, aus welchem das Oberhans fortbestand. 
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Von beiden Elementen nan aber, dem städtischen ^vic dem geistigen 
Besitz, schied sich die Ritterschaft weder durch Vorrechte noch durch 
Titel. Der Umstand, dass irgend ein Vorfahr irgend einmal ein Rittergut 
besessen, war hier kein Grund, ein ganzes Geschlecht auf Jahrhunderte 
liinaus als adlig zu betrachten. Die ganze Masse, welche auf dem Con- 
tinent den niederen Adel bildet, behielt daher in England ihre einfachen 
Familiennamen. Familien, wie die Sibthorpe's, welche seit 300 Jaliren 
ununterbrochen ihre Grafschaft im Parlament vertreten, würden auf dem 
Continent mindestens einen Grafentitel fähren. Sie begnügen sich, ihre 
Geschlechtserinnerungen durch Wappen fortzuführen, für welche sie so- 
gar eine Steuer bezahlen, aus der die Zahl der Wappenfuhrenden bekannt 
ist. Standesvorrechte bei Besetzung der Aemter, Officierstellen und geist- 
lichen Pfründen sind nnbekannt. Noblesse oblige — ist hier eine Wahrheit. 

Diese Auffassung der ständischen Verhältnisse ist aber nicht etwa 
Partei an sieht. Jede Partei würde in England eine solche Insinuation 
zurückweisen. In der That hat ein Streit über die beiden politischen 
Gmndprincipien einen Sinn nur, wenn man über diese Grundlagen einig ist. 
Wliigs und Tories sind darin vollkommen einverstanden ; ich konnte daher 
diese Erörterungen an die Rede eines Toryministers , oder an einen der 
berühmten Aussprüche Hallam's ebensowohl anknüpfen, wie an einen 
Ausspruch von Lord, Jolm Russell oder Macaulaj. Ich kenne überhaupt 
keinen namhaften Geschichtsschreiber, Politiker oder Rechtsgelehrten, 
welcher eine andere Auffassung in England verträte. Auch der neueste 
Darsteller des englischen Staatsrechts giebt die englische Auffassung in 
der feststehenden Weise dahin wieder: (Abgesehen von der Stellung des 
Oberhauses) „sind alle englischen Unterthanen im Sinne des Gesetzes gleich. 
Einer des andern Pair in Privilegien, in bürgerlicher und politischer Fä- 
higkeit. Und hierin unterscheidet sich unsere Verfassung wesent- 
lich von der anderer Continentalstaaten , wo der Adel eine Kaste oder 
privilegirter Stand ist, mit bedeutenden lonmunitäten und Vorrechten* 
während in England selbst die Privilegien der Pairs nur gering smd, und 
die übrige Aristokratie keine PrivUegien irgend einer Art besitzt, ausser 
blossen Ehrenauszeichnungen und gesellschaftlichen Vorzügen. Da es 
also keine privilegirten Kasten giebt, getrennt durch scharfe 
Scheidungslinien von dem übrigen Gemeinwesen; da die jungem 
Zweige des Adels stets in die Gentry zurckfallen, deren Grenzen unbe- 
stimmt sind, so entstellt eine sanfte Abstufung von dem höchsten zum 
niedrigsten Commoner im Königreich. Und dies verschmilzt nicht allein 
die ganze Nation in einander, und verhütet emen Kampf der verschiede- 
nen Classen unter sich, sondern erleichtert auch das Aufsteigen ausge- 
zeichneter und verdienstvoller Männer von der Dunkelheit zu den höch- 
sten Stellen im Reich." Bowyer Const. Law 482. 

Ich kann es mir endlich nicht versagen, die Characteristik hinzuzu- 
fügen, welche Macaulay von den ständischen Verhältnissen Englands 
schon am Schluss des Mittelalters giebt. 

„Es bestand eine starke erbliche Aristokratie, aber sie war 
von allen erblichen Aristokratieen die mindest anmassende 
und ausschliessende. Sie hatte nichts von dem gehässigen Character ei- 
ner Kaste. Sie nahm fortwährend Mitglieder aus dem Volke 
auf und sendete fortwährend Mitglieder herab, um sich mit 
dem Volke zu mischen. Jeder Gentleman konnte ein Peer werden. 
Der jüngere Sohn eines Peers war nur ein Gentleman. Enkel von Peers 
gaben neugeschlagenen Rittern den Vortritt. Die Ritt er würde war 
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Keinem nnzngänglicli, der ee dnrch Fleiss und Sparsamkeit 
zu einem hübschen Landgut bringen, oder durch seine 
Tapferkeit in einer Schlacht oder Belagerung Aufmerksam- 
keit auf sich ziehen konnte. Es galt als keine Schande für die 
Tochter eines Herzogs, selbst eines Herzogs vom königlichen Gebliitc, ei- 
nen ausgezeichneten Commoner zu heirathen. Es gab neu emporge- 
kommene Männer, welche die höchsten Titel trugen. Es gab uubetitelte 
Männer, von denen man wolil wusste, dass sie von Ritttem stammten, 
welche die Reihen der Sachsen bei Hastings gebrochen und die Wälle 
Jerusalems erstiegen hatten. Es gab Bohun's, Mowbray's, De Ve- 
re's, ja Vettern des Hauses Plantagenet, mit keinem hohem Titel, als 
dem des Esquire, und mit keinen bürgerlichen Vorrechten, die nicht auch 
jeder Pachter und Krämer genoss. Es gab also hier keine solche Grenz- 
linie, wie in einigen andern Ländern den Patricier vom Plebejer scheidet. 
Der Freisasse war nicht geneigt, über Würden zu murren, zu denen seine 
eignen Kinder aufsteigen konnten. Der Magnat war nicht geneigt, 
eine Classe mit Hochmuth zu behandeln, in welche seine 
eignen Kinder herabsteigen mussten.*' 

„1/ie Verfassung des Hauses der Gemeinen trug viel dazu bei, die 
heilsame Mischung der Classen zu befördern. Der Ritter der Graf- 
schaft war das verbindende Glied zwischen dem Baron und 
dem Krämer. Auf denselben Bänken, auf welchen die Goldschmiede, 
Tuchhändler und Gewürzkrämer sassen, welche die Handelsstädte ins Par- 
lament geschickt hatten, sassen auch Mitglieder, die in jedem andern 
Lande als Adlige bezeichnet worden wären, erbliche Guts- 
lierren, berechtigt Gericht zu halten und Wappen zu führen, 
und im Stande, eine ehrenvolle Abstammung durch viele Generationen 
zurück zu verfolgen. — So war unsere Democratie, von einer frühen 
Zeit an, die am meisten aristocratische , und unsere Aristocratie die am 
meisten democratische." 

29) Die Einheit der Rechts-^ and Geriehtsverfassnng. 

Was diese Einheit für die englische Entwickelung bedeutet, spricht 
schon Coke in dem Satze aus : „ Union of Laws is the best means for 
the Union of Countries''. Noch bestimmter tritt diese Auffassung bei 
solchen Juristen hervor, welche die Zustände des Continents einigermassen 
kennen. So ist es namentlich Lord Brougham, welcher in seiner Poli- 
tical Philosophj hervorhebt, wie England gerade der Centralisation sei- 
ner Gerichtsverfassung die Einheit und Gleichförmigkeit seines gemeinen 
Rechts verdankt, welches sich sonst wie in Deutschland und Frankreich 
in zahllose Standes-, Orts- und Provinzialrechte aufgelöst haben würde. 
Abgesehen von einzelen Sätzen, namentlich des Erbrechts, giebt es in 
England keine Orts- und Provinzialrechte, und nur Ein Familien- und 
Vermögensrecht. 

Der einfache Grundgedanke, der sich durch die englische Gerichts- 
verfassung hindurchzieht, ist folgender: 

Die Gesetzgebung ruht unbedingt in der Centralverfassung , also 
im Königthum und Parlament. 

Die Anwendung der Gesetze gehört den unparteiisch ernannten 
Organen der Centralgewalt, d. h. den königlichen Richtern. 

Alle concrete, arbiträre Fragen dagegen, welche ein Gesetz nicht 
normiren kann, also der thatsächliche Beweis, die Abschätzung im Civil- 
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prozess, die ganze Scholdfrage im Stra^rozess, gehört einem Aussclmss 
der Gemeinde, d. i. der Jury. Dies ist der Sinn des vielfach missver- 
standenen Satzes: „de jure respondent jadices, de facto juratores." Es 
ist ein Grandgedanke, der durch die ganze innere Landcsverwaltung hin- 
durchgeht. Festgehalten ist dabei aber das Princip, dass wo es sich um 
unparteiische Anwendung von Gesetzea handelt, das Princip der Waiden 
unanwendbar ist, weil es eine Vertretung von Interessen ausdrückt, die 
Anwendung der Gesetze aber unabhängig von den Interessen und Parteien 
geschehen soll. Die Ernennung der Juries erfolgt daher durch den 
königlichen SherifF, und dieser wird ernannt auf Vorschlag der Richter, 
unabhängig vom Ministerium, also von den Parteistellungen im Parlament. 
Der gerechte Inhalt aller Forderungen, welche bei uns fortwährend auf 
besondere Handelsgerichte, Gewerbegerichte, Innungsgerichte, Fabrikge- 
richte u. 8. w. gehen, ist vollständig befriedigt durch die englische Ci- 
vil jurj. Sie hat die nöthige Biegsamkeit, um sich allen Lebensverhält- 
nissen anzuschmiegen, zugleich aber auch die nöthige Unparteilichkeit; 
während die deutschen Forderungen den Arbeitsgeber über den Arbeits- 
nehmer, den Kaufmann über den Kunden u. s w. zu Richtern setzen 
wollen. Die Absonderungssucht hat hier wieder ein reiches Feld gefun- 
den, um neue ständische Vorrechte für den neuen Geldadel zu bilden. 

Die Natur gewisser Prozesse gestattet allerdings die Anwendung der 
Jury nicht, oder wenigstens nur ausnahmsweise; solche fallen in England 
unter die Gerichtsbarkeit des Lordkanzlers, zum Theil auch unter die 
veraltende geistliche Jurisdiction. 

Trotz schwerer Gebrechen hat diese Gerichtsverfassung zwei Vor- 
züge stets festgehalten: Einheit, und das redlichste Bestreben nach 
Unparteilichkeit 

Wenn die höheren Stände sich in dem Besitz der Staatsgewalt 
behaupten wollen, so ist in der That die Einheit des Rechts und 
des Gerichts das Wenigste, was sie zu gewähren haben; denn in jeder 
anderen Beziehung des Lebens sind die Stände ungleich, der Reiche stark, 
der Arme schwach; das Gleiche zwischen Beiden soll eben das Recht 
sein. Dies war die Meinung des englischen Königthums seit einem hal- 
ben Jahrtausend. Bei uns ist eine Verfassungsbildung auf dem Boden 
der Ungleichheit des Rechts und der Interessenvertretung schon deshalb 
unmöglich, weü die Gleichheit im absoluten Staat bereits vorhanden war. 

^tt) Die Natarwüchsigkeitsfk>age. 

Die Idee von einer Naturwüchsigkeit der englischen Zustände 
konnte nur daraus entstehen, dass man die ungeheure Masse der mittel- 
alterlichen Gesetze und Amtseinrichtungen ignorirte oder missverstand. 
Auch die englische Common Law ist ein Erzeugniss einer sehr positiven 
Gerichts- und Gemeinde Verfassung. Die einfache Widerlegung jener Idee 
liegt in der Sammlung der englischen Parlamentsacten , die in der That 
jede Frage, welche heute bei uns naturwüchsig werden soll, sehr bestimmt 
entscheidet; besonders aber die Fragen, welche in das Ciebiet der stän- 
dischen Gliederung fallen. 

Nachdem alle wesentlichen Punkte, in welchen die ständischen 
Interessen sich berühren, durch die Gesetzgebung fest geordnet waren, 
da konnte man die Nebenpunkte allerdings der Praxis der Gerichte 
und dem concreten Ermessen der Juries überlassen. Dies ist der Boden 
der Naturwüchsigkeit in England, die weiter Nichts ist als eine Negation 
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des V er w alt an gs Systems anf dem ContineDt. Einzclc Ucbelstände der 
Gesetzgebung erträgt man dort mit Geduld ; man verlangt nicht bei jeder 
Kleinigkeit, dass Verwaltungsbehörden und Polizei sofort helfen; sondern 
man wartet ab, bis die Gesetzgebung die fühlbar gewordene Incongruenx 
beseitigt, und hilft sich bis dahin selbst, so gut es geht. Der „natar- 
wüchsige" Staat dagegen übcrlässt den Schwachen dem Starken, heute die 
Arbeit dem Capital, auf Discretion. 

30) Die Entwickelang des engliseli en Volicscharacters. 

Allerdings hatte England dieselben Elemente der Koliheit und des 
Materialismus aus seinem Mittelalter heraus überkonmien, wie Deutsch- 
land. Allmälig überwunden sind sie in beiden Ländern; aber auf sehr 
verschiedenen Wegen. Die Entwickelungsgeschichte der germanischen 
Stämme schreitet bis jetzt unaufhaltsam vorwärts; Rückschritte findet nur 
Der, welcher einseitig entweder nur den politischen, oder nur den gesell- 
schaftlichen Standpunkt vor Augen liat. Die Einheit des Staatslebens in 
England beruht aber auf der Harmonie der Stände; in Deutschland 
und Frankreich musste diese erst durch das Beamtentlium erzwun- 
gen werden. Man braucht freilich auch heute in Deutschland nur jedem 
Sondergeluste zu schmeicheln, dem Adel ständische Gliederung, dem 
Kaufmann Handelsräthe und Handelsgerichte, dem Gewerbtreibenden 
seine besondere Innung mit Gewerberäthen und Gewerbegerichten, dem 
Industriellen seine Schutzzölle, dem Bauern seine Dorfgerichte , jedem 
Flecken seine kleinstaatliche Verfassung, jedem Zweig der geistigen Ar- 
beit seine autonomische Gestaltung, kurz jeder Fraction des Besitzes ihr 
besonderes Vorrecht zu versprechen: und man wird eines augenblicklichen 
Beifalls ziemlich sicher sein. Man wird sogar einen gewissen Erfolg er- 
reichen, nämlich einige Unordnung in den gesellschaftlichen Verhältnissen 
hervorzurufen ; vor allen Dingen aber die Macht des Besitzes durch künst- 
lich angeregte Eifersucht zu schwächen. Allein unsere Besitz- und Er- 
werbsverhältnisse dulden eine solche Absonderung nicht mehr und werden 
die papiernen Schranken wieder abwerfen. 

Auf natürlicheren Wegen gelangte England zu der heutigen Höhe sei- 
ner Entwickelung. Um so viele Stufen es hinter Deutschland in geistiger 
Entwickelung und Humanität zurückblieb, blieb es voran in politischer 
Freiheit und Steigerung innerer Kraft, welche sich gegenseitig bedingen. 
Es ist der Wegfall der Rechtsschranken im Innern des Landes, der diese 
Entwickelung möglich machte. Indem man auf die „Freiheiten" der 
Stände verzichtete, gewann man die Einheit und Freiheit des Ganzen. 
Ritterschaft, Bürgerthum und Kirche standen hier ohne ständische Schei- 
dung neben einander, entwickelten sich frei, so weit ihre materielle und 
geistige Kraft reichte: und eben in diesem Nebeneinanderstehen und Mit- 
einanderwirken , in der Nichtgliedcrung der Stände, lag die versöhnende 
Kraft; aus ihr entwickelte sich und erhielt sich die Lebensfrische Aller. 
Kein Stand beneidet hier dem andern seine Freiheiten; und selbst der 
Wettkampf der gesellschaftlichen Classen hat sich niemals der Einsicht 
verschlossen, dass die freie Entwickelung der schwächeren Classen der 
Gesammtheit, also auch der Gentry, zu Statten kommt. England weiss seit 
150 Jahren, dass Pressfreiheit und Vereinsrecht die unerlässlichen Be- 
dingungen aller Macht tmd Bedeutung der besitzenden Classen im Staate 
and; dass Press- und Polizeizwang nur ein Werkzeug in den Händen der 
jedesmaligen Machthaber werden gegen die dauernden Interessen des Bc- 
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Sitzes und der Intelligenz. Beide haben ihren Schwerpunkt in den hö- 
heren Classen; die Eifersacht aber, mit welcher diese darauf halten, 
kommt auch den schwächeren zu Statten. Man weiss ferner, dass jede 
Rechtsangleichheit, jede Verwaltungswillkür, gegen die schwächeren Clas- 
sen geübt, unfehlbar auf die höheren Classen zurückfallt. Darum achtet 
man das Recht für alle Classen. 

Mit diesem Systeme war denn auch England allein im Stande, die 
ungeheuere Revolution aller Erwerbsverhältnisse seit dem Ende des 
18. Jahrhunderts ohne Erschütterungen zu überstehen. Der neue Geld- 
adel iliesst fast unmerkbar mit der alten Gentrj zusammen, die neuen 
Mittelstände mit den alten; aus der Emancipation der alten Gesindever- 
hältnisse entwickelt sich der neue dritte Stand, das Proletariat, für wel- 
ches Staat und Gemeinde die Fürsorge zu übernehmen haben, welche frü- 
licr im engeren Kreise der FamUie oblag. Wir finden in England keinen 
Missbrauch der Staatsgewalt durch Gesindeordnungen, Arbeitspolizei u. s. w., 
vielmehr haben die beiden politischen Parteien in eifersüchtiger Concur- 
renz den arbeitenden Classen zu ihrem Recht verholfen. Die Tories wa- 
ren es, welche 1824 die alten Reste der Gesetzgebung gegen die Arbei- 
terverbindungen beseitigten; seitdem behaupten Tories, Wliigs und Ra- 
dicale jede ihre besondere Domaine, auf welcher sie die eigentlichen 
Patrone der schwächeren Classen zu sein glauben. Seit zwanzig Jahren 
beschäftigt die Arbeiterfrage die englischen Parlamente mehr als jeder an- 
dere Gegenstand ; während die Kammern des Continents selten mehr ge- 
gen das Elend des Proletariats aufzubieten wussten, als die Macht der 
Polizei. Der englische Gentleman handelt auch lüer wie ein Edelmann, 
und denkt als Edelmann über die Brutalität der besitzenden Classen auf 
dem Continent, welche hier und da noch inmier ein Recht, ihre Leute 
zu prügeln, als ein Privilegium von der Staatsgewalt erbitten. Körper- 
liche Schläge waren von jeher ein Grund zur Kündigung für das Ge- 
sinde; übrigens kennt England keine Gesindeordnung. 

Durch diese Freiheit der inneren Entwickelung sind die Engländer 
nicht blos ein starkes, sondern auch ein sittliches Volk geworden. Un- 
ter den Stuarts freilich war die Frechheit und die Unzucht an der Ta- 
gesordnung: durch die Freiheit ist allmälig die Sittenstrenge und die 
Religiosität entstanden; während auf dem Continent die Staaten der Re- 
ligions - und Sittenpolizei zu allen Zeiten die tiefste Entsittlichung der so- 
genannten höheren Stände entwickelten, vor allen andern der Kirchenstaat. 

Wie bei dem Einzelen, so bei ganzen Classen und Völkern docu- 
mentirt sich das gute Gewissen in persönlichem Muth und Vertrauen 
auf die Zukunft. Man weiss in England, dass die Macht des Besitzes 
und der Intelligenz untrennbar und unzerstörbar sind, dass keine Hunnen- 
armee und keine normannische Eroberung diese Macht zu erschüttern 
vermocht hat, geschweige denn die Gesittung, die Gleichberechtigung und 
die Freiheit in einem Volke. Der englische Gentleman steht daher mit 
vollkommener Seelenruhe auf dem angeblichen Vulkan, auf welchen die 
staatsmännischen Anschauungen des Continents ihn versetzt haben. Die 
Gesellschaftsrettcr des Continents erscheinen ihm als das, was sie sind; 
das rothe Gespenst der französischen Bourgeoisie aber als die Verkör- 
perung ihres bösen Gewissens. 
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si) Die Stellang der gtaatsgewalt zur stAndisehen Giie- 

dernng. 

Wilhelm I., Wilhelm der Rotlie, Heinrich I., Eduard I. und m., 
Heinrich IV. und V., Eduard IV. und die ganze Reihe der Tudors zei- 
gen uns ein stetiges System einer Thätigkeit des Eönigthums, welche 
nur durch einzele unglückliche und schwache Regierungen zeitweise auf- 
gehalten, niemals unterbrochen ist. Das Königthum zeigt hier eine Kraft, 
und trotz vieler Härten eine Pflichttreue, wie in keinem andern Lande 
Europa's. Erst Jahrhunderte später war das EÖnigthum auch auf dem 
Continent stark genug, die Bahn der gesellschaftlichen Reformen zu be- 
treten. Was in Oesterreich unter Joseph n., in Rnssland unter Catha- 
rina, in Schweden unter Gustav m., und in vielen kleineren Ländern; 
vor Allem aber das, was in Preussen unter dem grossen Churfürsten, 
Friedrich Wilhehn I., Friedrich dem Grossen, und dann vollendet in der 
Stein-Hardenbergschen Gesetzgebung geschah, ist die Durchführung ein 
und desselben Systems, welches den Glauben der Völker an den Beruf 
des Königthums bisher erhalten hat: es ist der Kampf der Staatsgewalt 
gegen die Rechtsungleichheit, d. h. gegen die ständische Gliederung. 
Selbst das, was der unglückliche Carl I. und Jacob II. in England that, 
beruhte nur auf irrigen Vorstellungen von der ererbten Würde, nicht aber 
auf einer Verkehrung des königlichen Berufs. Snr dieBourbonen 
seit Ludwig XIV. haben diesen königlichen Beruf verkehrt, als ob das 
Königthum dazu da wäre, sich erst durcli die schwächeren Classen des 
Volkes zu erheben, dann aber die erworbene Macht zur Conservirung 
der Rechtsungleichheit zu verwenden; als ob das es dazu da wäre, den 
Starken gegen den Schwachen zu schützen! Pflichtvergessen in leicht- 
fertiger Genusssucht liess das Königthum hier den ganzen Feudalstaat 
nach unten liin bestehen, zufrieden, ihn nach oben hin dem Willen des 
Herrschers dienstbar gemacht zu haben. 

Die Pflichttreue des englichen Königthums ist noch heute erkenn- 
bar in der königlichen Prärogative, deren Hauptinhalt ein socialer, in der 
politischen Sprache daher meistens nur durch Bilder wiederzugeben ist. 
Blackstone theüt diese Prärogativen für die innere Landesverfassung — 
„die königliche Autorität" — in folgende sechs Punkte: 

1) Das königliche Veto. Mit Hülfe desselben wurde, wie oben 
gezeigt, der Ritterschaft den Städten und der niederen Geistlichkeit über- 
haupt erst eine verfassungsmässige Stellung gegeben. Was es für die 
ständische Gliederung bedeutet, zeigt am besten die Vergleichung Schott- 
lands. Der Mangel des Veto in der schottischen Verfassung steht in 
Wechselwirkung mit der vollendetsten ständischen Gliederung und Ver- 
wirrung des Staatslebens. 

2) Der Heerbefehl des Königs mit der ausschliesslichen Befug- 
niss, feste Plätze anzulegen u. s. w., bezeichnet die üeberwmdung des 
alten WafFenrechts der Grundherren. 

3) Der König ist „die Quelle der Justiz" und der aUgemeine 
Bewahrer des Reichsfriedens. Alle Gewalt der Gerichte ist abgeleitet 
von der Krone. Alle Proceduren der Gerichte gehen unter dem Namen 
des Königs, unter seinem Siegel und durch seine Beamte. Alle Ankla- 
gen werden im Namen des Königs erhoben; er aUein hat das Begnadi- 
gungsrecht. — Li diesen Sätzen ist der Grundgedanke von etwa hundert 
Gesetzen zusammengedrängt, durch welche die patrimonialen Elemente 
aus der Justiz entfernt wurden. 
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4) Der König ist die Quelle der Ehrenämter und Privile- 
gien. Alle Grade des Adels, die Bitterwürde, alle Titel und Aemter und 
alle Corporationsrechte werden nur vom König verliehen; — es sind dies 
die nnermesslich wichtigen Sätze, durch welche England definitiv die stän- 
disclie Gliederung überwunden hat. Dadurch wurde der Adel dem Ver- 
dienst offen gehalten und fortwährend an seine Entstehung durch Aner- 
kennung des Staats erinnert; dadurch wurde die UmbUdung der Ritter- 
schaft in einen Geburtsstand verhindert; dadurch die Entstehung erbli- 
cher Aemter, exclusiver Corporationen und Stände unmöglich gemacht. 

5) Der König ist arbiter of commerce, — dadurch wurde die 
Einheit der Maasse, Münzen und Gewichte Englands erhalten. 

6) Der König ist das Haupt der Staatskirche. Diese könig- 
liche Suprematie besteht darin, dass keine Convocation berufen wer- 
den oder Satzungen beschliessen kann ohne seinen Consens; dass von 
dem Erzbischof an eine königliche Commission appellirt wird, und dass 
der Clerus den Unterthanen- und Suprematieeid leisten muss. Alle Pri- 
vilegien der Kirche, ihre obrigkeitliche Gewalt, ihre Gerichtsbarkeit und 
ihr Grundbesitz sind historisch entweder vom Staate verliehen, oder ha- 
ben doch erst durch Anerkennung des Staats ihren Rechtsbestand erhal- 
en. Da die Kirche nun aber mehr sein will, als eine Privatgesellschaft, 
da sie obrigkeitliche Rechte beansprucht: so muss sie sich auch der ein- 
heitlichen Staatsgewalt unterordnen. — Mit dieser Suprematie wurden 
dann auch die Ansätze ständischer Gliederung beseitigt, welche beson- 
ders seit dem 13. Jahrhundert durch die Schwäche des Papstthums in 
der Kirche entstanden waren. 

Die Gesellschaft gliedert die Menschen in feste Classen. Geburt, 
natürliche Anlagen, Erziehung, Besitz, Familienverbindungen, Alles, wo- 
von das äussere Glück abhängt, ist ungleich: darum soll wenigstens das 
Recht das Gleiche sein. Das Standesrecht dagegen setzt der Thätigkeit 
des Einzelen eine starre Grenze, erhebt die Scheidung der Classen über 
Tüchtigkeit und Verdienst, imd lähmt damit die Entwickelung und die 
Kraft der Gesammtheit. Der Kampf, welchen Talent und Verdienst ge- 
gen die gegebenen Verhältnisse zu führen haben, ist olmehin so unend- 
Uch schwer, dass eine Gesetzgebung, die zu den thatsächlichen Schran- 
ken noch die gesetzlichen hinzufügt, eben so thöricht wie ungerecht handelt. 
Darum hat der Staat sie vielmehr zu bekämpfen mit aller seiner Kraft; 
und diesen im Königthum verkörperten Beruf der Staatsgewalt zeigt uns 
in England eine tansen<^älirige Geschichte, deren Gang hier nur in we- 
nigen Grundzügen anzudeuten ist rücksichtlich der drei Besitzgruppen: 

1) in der Gruppe des ländlichen Besitzes beginnt das altgerma- 
nische Recht mit der starrsten ständischen Gliederung. Die freien Grund- 
besitzer bilden den herrschenden Stand ; die Nichtbesitzer sind Knechte 
(also auch Frauen und Kinder). Von Jahrhundert zu Jahrhundert 
hebt sich dagegen das Verhältniss derer, die auf geliehenem Gut sitzen. 
Das Lehnswesen selbst ist der wichtigste Fortschritt in dieser Richtung; 
die neuere Gesetzgebung hat auch das Copyhold, und in vermindertem 
Maasse die Pachtungen gleichgestellt; die n eueste Entwickelung auch den be- 
sitzlosen arbeitenden Classen ihren eigenen Hausstand gegeben (Proletariat). 

Der herrschende AUodialbesitz hat sich frühzeitig unveräusser- 
lich zu machen gesucht. Die entails des 13. Jahrhunderts sind schon 
eine bescheidenere Form dieser Unveräusserlichkeit, welche durch Gesetz 
und Praxis schrittweise überwunden wird. 

Noch weiter greifend war der indirecte Besitzsdiutz durch die Um- 

1* 
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stäudliclikeit und Kostbarkeit der Uebertragungen. Schon die Lehnsin- 
vestur ist indessen einfacher, als die ura]ten symbolisclien. Auftassangen. 
Unter Heinrich VII. ist eine förmliche Belehnung und eine hvery of sei- 
sin nicht mehr nöthig. Das Statute of fraudes unter Carl ü. verlangt 
nur eine scliriftliche Urkunde. Das neue Gesetz über die entails enthält 
neue Erleichterungen. 

AUc besonderen Schutzrechtc zu Gunsten des gcsammten ländlichen 
Besitzes drängten sich endlich zusammen in den Korn zollen. Auch 
diese sind 1846 gefallen. Der weiter sehende Blick Sir Robert Peel's 
hatte erkannt, dass eine Torypolitik nur auf diesem Boden bestehen könne ; 
während die Mehrzahl der Partei die schmerzhafte Operation noch nicht 
zu übenivinden vermocht hat. 

2) In dem städtischen Besitz hat das Königthum einen eben 
80 langen und hartnäckigen Kampf bestanden. Schon Eduard IIT. hob 
die Stapelrechte auf, musste sie aber wieder einführen mit einigen Mil- 
derungen. Schon damals wurde die Forderung gestellt: „die redlichen 
Kaufleute gegen das Vertbeuem und gegen den Komwucher zu schützen/' 
Die schwache Regierung Richards II. musste eine Navigationsacte er- 
lassen. Um dieselbe Zeit werden die Preise der Lebensmittel und die 
Arbeitslöhne regnlirt und ein starkes Stück von Arbeitspolizei eingeführt. 
Unter dem Usurpator Heinrich IV. wird sogar den Dienern und Arbei- 
tern das Recht genommen, ihre Kinder als Lehrbnge unterzubringen. Nur 
Personen mit einem jährlichen Einkommen von 20 Sh. dürfen ihre Söhne 
oder Töchter als Lehrlinge in Handel oder Gewerbe ausbilden. Spä- 
ter konmit sogar ein Verbot vor, die Kinder in die Schule zu schicken; 
die Arbeiterverbindungen werden für Felony erklärt; — beides unter 
dem unglücklichen Heinrich VI.I Unter den Tudors sind diese Scliran- 
ken überwunden. Die Schutzrechte des gewerblichen Besitzes concentriren 
sich in allgemeinen Gesetzen über die Lehrlingschaft und über Ausschlies- 
sung der Ausländer. Die letzten Reste des Innungswesens werden unter 
G^org m. und durch die neue Städteordnung überwunden; die letzten 
Reste der Arbeitspolizei durch Aufliebnng der Gesetze gegen die Arbei- 
terverbindungen beseitigt. Zu einer kleinlichen Abschliessnng des städti- 
schen Erwerbs in Orte und Bezirke, wie in Deutschland, wo sich die 
bevorrechteten Classen ihre Gesetze zum Theil selbst machten, hat es 
das Königthum nie kommen lassen. Die englische Politik verhält sich 
hier zu der des Cöntinents, wie die des Grossbändlers zu der des Krä- 
mers. Die gesammten Sclmtzwälle des städtischen Besitzes condensiren 
sich zuletzt in den Navigationsacten und in dem Zolltarif, in welchem sie 
jetzt schrittweise abgetragen werden. 

Alle Schutzrechte aller Besitzklassen drängen sich endUch zusammen 
in dem System des Passiv-Census, welcher jetzt noch zur Ausgleichung dient. 

3) In dem Gebiet der geistigen Arbeit waren die Schutzrechte 
verbältnissmässig die stärksten; dies ist daher auch der schwächere Theil 
der englischen Entwickelung. Am stärksten waren die Privilegien der 
kirclilichen Corporation, die sich sogar eine Gerichtsgewalt conservirte, 
freilich untergeordnet unter die Staatsgewalt, wie die continentalen Pa- 
trimonialgerichte. Jetzt ist es auch hier zu einer Ablösung der Na- 
tural -Zehnten gekommen; das Privilege of clergy ist schrittweise aufge- 
hoben; die geistliche Gerichtsbarkeit der Aufiiebung nahe. Die gewal- 
tigen Rechte der grossen Advocatcn -Innung crmässigcn sich durch die 
neue Jnstizreform u. s. w. 

Kurz, hier ist „Anarchie und Umsturz*' im ganzen Lande: — und 



— 101 — 

doch mitten in dieser Anarchie die besitzenden Classen im vollen Be- 
wusstsein ihrer Kraft und Würde, Ackerbau, Handel und Industrie in 
gleichmässigem Aufschwünge, Proletariat und Armutli im Abnehmen, die 
früher vernachlässigte geistige Bildung in stetem Fortschreiten. Man 
fängt endlich an einzusehen, dass die Zunalmie der Armentaxe kein Be- 
weis ist für die Zunahme der Armuth, da die arbeitenden Classen frü- 
her massenweis dem Hausstande, angehörten; also das, was für sie 
geschehen musste, nicht vollständig in dem Gemeinde - und Staats- 
haushalt sichtbar war. Dennoch hat sich im letzten Jahre die Zahl der 
Almosenempfanger um beinahe V4 Mülion vermindert, das Arbeitslohn 
aber seit langer Zeit zum ersten Male aus Mangel an „Händen" gestei- 
gert. Wie unvollendet auch die neuen Reformen der Gesetzgebung und 
Verwaltung noch sind : so haben doch die besitzenden Classen durch ihre 
Energie den Erfolg erreicht, dass die sociale Frage nicht mehr als ein 
dunkles Problem dasteht, sondern als ein bestimmtes, mit gegebenen Mit- 
tehi zu erreichendes Ziel. Sie haben eben dadurch das Vertrauen der 
arbeitenden Classen und jene Harmonie der ständischen -Verhältnisse er- 
halten, an welcher die Angriffe gegen Familie, Eigenthum und Erbrecht 
machtlos abprallen. 

Die Bildung der neuen industriellen Gesellschaft hat allerdings eine Aus- 
delmung des Systems der besoldeten Beamten nöthig gemacht und der Staats- 
gewalt ganz neue Aufgaben eröffnet; jedoch ohne die Richtung dersel- 
ben zu ändern. Die Stetigkeit der englischen Entwickelung ist auch da- 
durch nicht unterbrochen. Die socialistischen Theorieen haben dort nur 
den Erfolg gehabt, die noch vorhandenen künstlichen Schutzrechte aus 
ihrem Versteck zu treiben. Die scheinbaren Rückschritte auf diesem 
Gebiet sind nur Ausgleichungen. ^ 

Sobald nun aber eine bevorrechtete Classe das bisherige Schutzrecht 
verliert, so wird ihrem Auge gerade der Theil des Rechtsschutzes entrückt, 
auf wdchem ihr Blick zunächst und mit Vorliebe ruhte. Hinter der weg- 
gefallenen Schutzwand sieht sie daher pure Anarchie und Gottlosigkeit, 
und überzeugt sich erst widerwillig und allmälig, dass der allgemeine 
Rechtsschutz dabei nur um so besser besteht Der Schrei über Umsturz 
der Gresellscliaft ist daher so alt wie die Geschichte. Als in England 
aber, früher als auf dem Continent, die ständische Gliederung überwun- 
den wurde, war die Folge nur, dass dieselben Fragen, die in Deutsch- 
land und Frankreich durch die Fäuste der ständisch gegliederten Classen 
ihre Beantwortung fanden, in England durch Abstimmungen im Parla- 
ment erledigt wurden. Dies ist der sichtbare Unterschied, welchen die 
ständische Gliederung zwischen dem 13ten, 14ten und 15ten Jahrhun- 
dert Deutschlands und Englands herbeigeführt hat.' 

Und wenn seit der Vertreibung der Stuarts die Mässigung der be- 
sitzenden Classen jene Grundlagen des Staatslebens, vor Allem aber die 
Rechtsgleichheit aller Classen, freiwülig festgehalten, und dadurch ein 
persönliches Eingreifen des Eönigthüms unnöthig gemacht hat: so sollten 
sich an dieser Weisheit und Mässigung vor Allen Diejenigen ein Beispiel 
nehmen, welche in der freien, selbstständigcn Entwickelung der Völker 
und in parlamentarischer Freiheit nur Umsturz und Anarchie sehen. Und 
Diejenigen, die das Ideal einer starken Regierung für den Gegensatz des 
Parlamentarismus halten, werden zu ihrer Beschämung 6nden, dass es 
keine Regierung in Europa gab, welche in der Periode des Kampfes gegen 
Frankreich eine so unerschütterliche Energie und Kraft entwickelt hat, 
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wie die englische. Das Jalir 1814 zeigt in England ein Jaliresbudget 
von 106 Millionen 36 und eine Schuldenlast von 885 Millionen 36, Solcher 
Anstrengongen sind nur freie Völker fälüg! 

32) Der Constitotionalismos in Frankreich. 

Seit dem Ende des 18ten Jahrhunderts hat die Umgestaltung der 
Besitz- und Erwerbsverhältnisse neue Stande gebildet, und darunter einen 
neuen ersten Stand, — den Geldadel. Dieser neue Geldadel ist 
ebenso legitim in seiner Entstehung und Geltung durch 
den Besitz, wie der alte Adel: nur mit dem Unterschied, dass je- 
ner durch Waffengewalt und Gunst, dieser von Anfang an durch nütz- 
liche Arbeit und Tüchtigkeit entstanden ist. Man weiss in England, dass 
es am Schluss des 19ten Jahrhunderts in dem civilisirten Europa der 
Sache nach nur einen Geldadel geben wird. Man weiss aber auch, dass 
jeder massenhafte neue Adel in seinem Entstehen materialistisch ist. Das 
Gegengewicht gegen diese neue Bildung ist in England der alte Adel 
und die alte Gentry, welche den neuen schrittweise in sich aufnelimend 
sich assimilirt, und erst zum Gentleman macht, ehe er eine Gewalt im 
Staate üben will. Dieser Character des alten Adels hat schon im 18ten 
Jahrhundert das Gift der indischen Nabobs neutralisirt, welches in die 
Adern des englischen Volkslebens eindrang, und in Frankreich genügt 
hätte, eine ganze Generation zu verderben. Erst der Wetteifer gegen 
die alte Landgentry hat der städtischen in England ihre Haltung gegeben. 

Anders in Frankreich. Die ersten Grundlagen des neuen Geldadels 
wurden liier nicht durch Fleiss und Tüchtigkeit gelegt, wie in England 
und Deuschland, sondern zunächst durch Conüscation und durch den As- 
signatenwucher von 1795. Man berief sich dort stets auf England: der 
neue Geldadel nahm sich aber nicht die Mässigung der englischen Gren- 
try zum VorbUd, sondern die bomirte Selbstsucht des altfranzösischen 
Adels. Die Maclit der besitzenden Qasse in England beruht auf zwei 
Maximen: 

1) darauf, dass sie in der Interessenvertretung sich dem Wahl- 
recht aller Classen unterwirft, welche eigene Interessen zu vertreten haben; 

2) darauf, dass sie sich dem Ernennungsrecht der Krone unterwirft, 
wo sie obrigkeitliche Rechte übt, dass sie dabei aUen Classen die 
vollkommene Gleichheit des Rechts gewährt, und einen festen Rechts- 
schutz durch Gerichte in gerichtlichen Formen; dass sie in ihrem soge- 
nannten Selfgovemment sich durchweg als verantwortlich anerkennt auch 
gegen die niederen Classen. 

In Frankreich nahm man aus dieser Verfassung nur an die concen- 
trirte Macht der Gentry im Parlament; alles Andere wurde weggelassen. 

1) In dem Gebiet der Interessenvertretung bemäclitigt sich der neue 
Geldadel auf kürzestem und bequemsten Wege der sogenannten zweiten 
Kammer. Ein Census von 300 Frs. directer Steuer legt die Staatsge- 
walt kurzweg in die Hände der 100,000 grössten Capitalisten Frank- 
reichs. Die so constituirte Kammer hat die Steuerbewilligung imd die 
Gesetzgebung in ihrer Gewalt, und damit das Ministerium und das Kö- 
nigthum, welches nach ihrer Ansicht nur ein Instrument zur Beherr- 
schung der niederen Classen sein darf. Die Bourbonen gingen in diese 
Transaction mit dem neuen Adel eben so bereitwillig ein, wie einst mit 
dem alten Adel. Zur Auf rech terhaltung der gemeinschaftlichen Herr- 
schaft vereinigte man sich dabei zu gewissen politischen Formeln und zu 
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einigen Concessionen an die Kirche (die Patronin der unvertretcnen 
Classen), — welche zusammengenommen jetzt das sogenannte „conserva- 
tive" System bilden. 

2) Die Anwendung dieser Staatsgewalt wird folgerecht dem 
unmittelbaren Nutzen des grossen Capitals dienstbar gemacht. Das Beam- 
tenthnm verwandelt sich in eine ungeheure Masse von Parteiagenten, 
welche bis zum Feldhüter herab, jedem augenblicklichen Interesse der 
Majorität dienen, mit jedem Ministerium die Farbe wechseln sollen. Nur 
in dem reinen Privatrecht besteht eine selbstständige Justiz: alle anderen 
Gegenstände der Staatsverwaltung sind in administrativen Formen der 
discretionairen Gewalt des Ministeriums, d. h. der Majorität der Kam- 
mer, untergeordnet. Die Strafgewalt wird in die Hände einer Jury von 
Capitalherren gelegt, imd durch das Anklagemonopol der Staatsanwalt- 
schaft zur Verwaltungssache gemacht Die Auswahl der Geschwomen 
geschieht durch die Agenten der herrschenden Partei. Die Polizei ist 
nicht in gerichtlichen Formen ein Rechtsschutz für alle Classen, sondern 
ein Instrument der Capitalherren zum unmittelbaren Zwang gegen die 
arbeitenden Classen im Interesse des Capitals, zur Verhinderung der Ar- 
beitsniederlegungen, der Arbeiterverbindungen u. s. w. Die ganze innere 
Administration ist nur vorhanden zur Ausbeutung für die Interessen des 
Capitals. Dieselbe Tendenz hat die Gesetzgebung über Handel, Gewerbe 
und Steuern. Die geistreichen Kammerverhandlungen und constitutionel- 
len Systeme dieser Zeit gehen aus der Uneinigkeit der einzelen Fractio- 
nen der besitzenden Classe, namentlich des Grundbesitzes und des städti- 
schen Geldadels (Legitimisten und Orleanisten) , her\'or. Der Grundton 
aber, der durch Alles hindurchgeht, ist die bomirte Selbstsucht eines 
neuen Geldadels, der an Alles denkt, nur nicht an die eigentlichen Pflich- 
ten der Staattgewalt : gleichen Rechtsschutz und Hebung der niederen 
Classen. 

Nennt man nun aber in diesem System Alles das, was französisch 
ist, „constitutionell^S — Alles das dagegen „revolntionair^S was 
englisch, aus echt germanischer Rechtsbildnng und aus dem heiligen Be- 
ruf des Königthums hervorgegangen ist: dann erhält man ungefähr den 
Schlüssel zu dem wunderbaren Sprachgebrauch, welcher heute in unse- 
ren Umgebungen herrscht. 

Wollen unsere besitzenden Klassen Gentry oder Bourgeoisie sein? 



